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Kommunaler Finanzausgleich 2021:

Kraftvolles Signal für  
bayerische Kommunen 

Trotz Corona-Krise und massiv sinkender Steuereinnah-
men im Staatshaushalt bleibt der Kommunale Finanzaus-
gleich (FAG) in Bayern mit 10,3 Mrd. Euro auf dem Re- 
kordniveau des Vorjahres. Laut Finanzminister Albert 
Füracker steht der Freistaat damit auch in den aktuell ex- 
trem schwierigen Zeiten der Corona-Pandemie als verläss-
licher Partner und starke Stütze an der Seite seiner Kom-
munen. „Unser oberstes Ziel ist, dass die Finanzlage der 
Kommunen in dieser schwierigen Zeit solide bleibt“, er-
gänzte Kommunalminister Joachim Herrmann.

„Wir sind eine Schicksalsge-
meinschaft und senden mit dem 
heutigen, für die Kommunen 
sehr guten Ergebnis ein deutli-
ches Signal gegen die Krise“, er-
läuterte Füracker. Der Freistaat 
Bayern schaffe damit die Vor-
aussetzungen, dass seine Kom-

munen auch in Zeiten der Co-
rona-Krise weiterhin ihre wich-
tigen Aufgaben erfüllen und 
kraftvoll in die Zukunft inves-
tieren können. Auch der Bund 
müsse seiner Verantwortung 
gerecht werden und die Kom-
munen im nächsten Jahr spür-
bar unterstützen.

Neues Rekordniveau

Unter anderem umfasst der 
Finanzausgleich 3,9 Mrd. Euro 
an Schlüsselzuweisungen, also 
zweckungebundene Gelder zur 
allgemeinen Finanzierung der 
kommunalen Verwaltung. Da-
mit bewegen sich diese noch 
über dem hohen Niveau des 
Jahres 2019. 

Wie bereits in den vergange-
nen beiden Jahren erhalten die 
Landratsämter erneut insge-
samt 70 zusätzliche Stellen. Die 
allgemeinen Finanzzuweisungen 
nach Art. 7 BayFAG für Aufgaben 
im übertragenen Wirkungskreis 
steigen im Jahr 2021 auf ein neu-
es Rekordniveau von insgesamt 
fast 850 Mio. Euro. Dazu zählen 
neben den sog. Pro-Kopf-Beträ-
gen auch das Aufkommen an Ge-
bühren, Geldbußen und Verwar-

nungsgelder, das den Kommu-
nen überlassen wird.

Förderung des  
kommunalen Hochbaus

Einen neuen Spitzenwert er-
reicht die Förderung des kom-
munalen Hochbaus, insbeson-
dere von Schulen und Kinder-
tageseinrichtungen. Diese Mit-
tel werden um 50 Mio. Euro 
auf nun 650 Mio. Euro erhöht. 
Gleichzeitig werden die Mittel 
für die Krankenhausfinanzie-
rung (643 Mio. Euro) und die all-
gemeine Investitionspauschale 
(446 Mio. Euro) auf dem hohen 
Vorjahresniveau fortgeführt.

� (Fortsetzung auf Seite 4)

GZ-Interview mit GVB-Präsident Dr. Jürgen Gros:

Genossenschaften  
sind Krisenlöser

Corona und kein Ende. Die Rolle der Kredit- sowie der Wa-
ren- und Dienstleistungsgenossenschaften während der 
Krise sowie weitere aktuelle politische Herausforderun-
gen standen im Zentrum eines Gesprächs von GZ-Chefre-
dakteurin Constanze von Hassel mit dem Vorstandsvor-
sitzenden und Präsidenten des Genossenschaftsverbands 
Bayern (GVB), Dr. Jürgen Gros.

GZ: Herr Dr. Gros, starten wir 
mit dem alles beherrschenden 
Thema: Corona mischt die Kar-
ten neu. Wie kommen die baye- 
rischen Volksbanken und Raiff- 
eisenbanken bislang durch die 
Krise? 

Gros: Nach dem 3. Quartal 
können wir von einem guten Ge-
schäftsjahr für die Volksbanken 

erbracht, sondern sind sowohl 
den Firmen- als auch den Privat-
kunden weit über ihren eigent-
lichen Auftrag hinaus zur Seite 
gestanden. Bei der Frage nach  
staatlichen Hilfsmaßnahmen 
waren sie für zahlreiche Firmen-
kunden erster Ansprechpartner, 
obwohl dies nicht ihre Kernauf-
gabe ist. Im Bewusstsein, regi-

onale Hausbank zu sein, halfen 
sie bei der Beantragung staatli-
cher Leistungen und Förderkre-
dite. Über die staatlichen Mora-
torien hinaus haben die Volks-
banken und Raiffeisenbanken ih-
re Moratorien für Firmenkunden 
und Privatkunden verlängert, 
um Tilgungsaussetzungen bis ins 
nächste Jahr hinein gewähren zu 
können. Dies war im Übrigen gar 
nicht so einfach, galt es doch zu 
verhindern, selbst Dokumenta-
tions- und Regulationspflichten 
aufgebürdet zu bekommen.

Ressourcen im Kampf gegen 
die Folgen der Pandemie

GZ: Wie beurteilen sie den 
aktuellen Zustand der Finanzie-
rungsbedingungen für Unter-
nehmen?

Gros: Die Finanzierungsbedin-
gungen sind nach wie vor gut 
und die Kreditablehnungsquo-
ten nach wie vor niedrig. Damit 
das so bleibt, muss auch die Po-
litik ihren Beitrag leisten. Wegen 
Corona wurde die Basel-III-Fina-
lisierung, bei der es unter ande-
rem um Rahmenbedingungen 
für die Mittelstandsfinanzierung 
geht, verschoben. Das ist zu be-
grüßen. Die Banken sollen ihre 
vollen Ressourcen im Kampf ge-
gen die wirtschaftlichen Folgen

� (Fortsetzung auf Seite 4)
Dr. Jürgen Gros, Vorstandsvorsitzender und Präsident des Genos-
senschaftsverbands Bayern (GVB).	 Bild: GVB

und Raiffeisenbanken in Bay-
ern sprechen. Die wichtigen Ge-
schäftsfelder verzeichnen ei-
nen weiteren Zuwachs. Dabei 
ist insbesondere das Kreditge-
schäft sowohl im Firmenkunden- 
als auch im Privatkundenbereich 
auf Wachstumskurs.

Nicht nur  
Bankdienstleistungen

GZ: Gibt es einen Bedarf an 
„Neuen Regelungen“ oder Hilfe- 
leistungen von Banken für pri-
vate Kunden und Firmenkun-
den? 

Gros: Zu Beginn der Corona- 
Krise im Frühjahr haben die Kre-
ditgenossenschaften nicht nur 
klassische Bankdienstleistungen 

Schwarzbuch des Bundes der Steuerzahler in Bayern:

Gesichter der Verschwendung 
In seinem neuen Jahrbuch stellt der Bund der Steuerzah-
ler in 100 exemplarischen Fällen dar, wo und wie der Staat 
sorglos mit unserem Steuergeld umgeht. Bayern ist achtmal 
vertreten, vor allem mit Bauprojekten, bei denen die Kos-
ten völlig aus dem Ruder laufen. „Baukostenexplosionen 
sind bei öffentlichen Vorhaben gang und gäbe“, betonte in 
München Maria Ritch, Vizepräsidentin des Landesverbands 
Bayern, und listete eine Reihe von Beispielen auf.

Ausufernd sind die Kosten der 
Stadthalle im unterfränkischen 
Lohr a. Main: Dort mussten bis 
2017 größere Veranstaltungen 
in Turnhallen stattfinden. Um 
diesen Zustand zu beenden, 
wurde eine erforderliche neue 
Stadthalle errichtet, die eine ho-
he Akzeptanz und Auslastung 
sowie sehr gute Besucherzahlen 
aufweist. Umplanungen und Zu-
satzwünsche trieben jedoch die 
Kosten des Neubaus hoch. Ei-
ne Konzertmuschel, aufsteigen-
des Gestühl, bessere Barriere-
freiheit, eine erweiterte Tiefga-
rage, eine Photovoltaikanlage: 
Schließlich kostete die Stadthal-
le knapp 20 Mio. Euro, ein Drit-
tel mehr als geplant.

Ausufernde Baukosten

Voraussichtlich  60 statt 37 Mio. 
Euro kostet der Ausbau der mit-
telalterlichen Klosterburg Kastl 
im Landkreis Amberg-Sulzbach 
zu einer modernen Hochschule 
für den öffentlichen Dienst. Be-

vor im März die ersten 60 Stu-
denten des Fachbereiches Poli-
zei Unterkunft nehmen konnten, 
verzögerten archäologische Fun-
de, Schadstoffe, Hausschwamm- 
befall und massive Schäden am 
Dachstuhl die Inbetriebnahme. 
Aufwand und Verzögerungen 
trafen auf konjunkturbedingte 
Mehrkosten – nun wird man se-
hen, ob trotz Corona-bedingten 
Ausnahmezuständen der Stu- 
dienbetrieb wenigstens ab Som-
mer 2023 beginnen kann. Oder 
das Projekt noch teurer wird.

Theater in Augsburg und ...

Ein Fass ohne Boden ist laut 
BdSt das Augsburger Staats- 
theater: Der Stadtrat hatte 2016 
beschlossen, das damals noch 
städtische Theater für 186 Mio. 
Euro zu sanieren, die Kosten für 
einen Erweiterungsbau mit Pro-
bebühne und Werkstätten be-
reits mitgerechnet. Jetzt rech-
net die Stadt mit 320 Mio. Euro. 
BdSt-Vizepräsidentin Ritch zu-

folge würde jeder private Bau-
träger in die Insolvenz gehen, 
wenn er so planen und so mit 
den Kosten umgehen würde. Es 
sei nur zu hoffen, dass das Thea- 
ter nicht noch zu einer „Lech-
philharmonie“ werde.

... falsche Prognosen  
in München

Falsche        Sanierungsprognosen, 
Insolvenz des beauftragten Ar-
chitekturbüros, Engpässe auf 
Baustellen durch Corona und 
745 Mio. tatsächliche Kosten 
statt 445 Mio. Festbetragsfi-
nanzierung: Das ist die ernüch-
ternde Zwischenbilanz der Sa-
nierung des Deutschen Muse-
ums in München. Doch nicht 
nur die Kosten sind aus dem Ru-
der gelaufen. Auch der bisheri-
ge Zeitplan ist nicht mehr einzu-
halten. Das angestrebte Ziel, die 
vollständige Sanierung und die 
Wiedereröffnung zum 100. Ge-
burtstag im Jahr 2025 feiern zu 
können, ist nicht mehr zu schaf-
fen. Es werden wohl noch einige 
Jahre vergehen müssen, bis das 
Deutsche Museum im nunmehr 
anvisierten Jahr 2028 fertigge-
stellt sein wird – was sich nach 
Befürchtungen des BdSt weiter 
kostenträchtig auswirken wird.

Ähnlich explodierte der Kos- 
� (Fortsetzung auf Seite 4)

In Zeiten von Borkenkäfer, 
Dürre und Sturm verweist 
der Bürgermeister darauf, 
dass „Wald“ mehr ist als 
ein Wirtschaftsfaktor. Gera-
de in Deutschland hat man 
sich früh um Nachhaltigkeit  
in der Waldbewirtschaftung 
verdient gemacht. � Seite 15
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Wir gratulieren
ZUM 65. GEBURTSTAG

Bürgermeister Günther Hübner 
95499 Harsdorf 

am 16.11.

ZUM 60. GEBURTSTAG
Bürgermeister Franz Stahl 

95643 Tirschenreuth 
am 12.11.

Bürgermeister Gerald Brehm 
91315 Höchstadt a.d. Aisch 

am 15.11.

Landrat Albert Gürtner 
85264 Pfaffenhofen 

am 17.11.

ZUM 55. GEBURTSTAG
Bürgermeisterin 

Martina Rottmann 
97241 Oberpleichfeld 

am 13.11.

ZUM 50. GEBURTSTAG
Bürgermeister  

Dr. Christian Hirtreiter 
94342 Straßkirchen 

am 10.11.

Bürgermeister Reiner Feulner 
95131 Schwarzenbach a. Wald 

am 14.11.

ZUM 40. GEBURTSTAG
Bürgermeister Christian Zuber 

95213 Münchsberg 
am 7.11.

ZUM 35. GEBURTSTAG
Bürgermeister Raffael Parzefall 

93107 Thalmassing 
am 6.11.

Hinweis in eigener Sache
Trotz aller Bemühungen sind un-
sere Daten nicht vollständig. Wir 
bitten deshalb um rechtzeitige 
Bekanntgabe der bevorstehen-
den runden Geburtstage.

Flexibel Flächensparen – keine 
Verpflichtungen für Kommunen

Mit einem Änderungsantrag zum Entwurf des Landesplanungs-
gesetzes hat die CSU-Fraktion den im Koalitionsvertrag verein-
barten fünf Hektar-Richtwert zur Flächennutzung präzisiert. Der 
Wirtschaftsausschuss hat die von der Staatsregierung vorgeleg-
te Neufassung des Landesplanungsgesetzes gebilligt. Verbindli-
che Vorgaben für die Kommunen sind damit nicht verbunden. Die 
Landtags-Grünen und die SPD warfen der Regierungskoalition vor, 
das eigene Ziel zu verwässern. Die CSU argumentierte, der Ent-
wurf ermögliche es den Kommunen, flächensparend zu handeln 
und dabei Ziele des Arten- und Klimaschutzes zu berücksichtigen. 

Der bisherige Entwurf zur Än-
derung des Landesplanungs-
gesetzes sieht vor, dass bei Flä-
cheninanspruchnahme im Au-
ßenbereich der Grundsatz des 
Flächensparens verfolgt wird. 
Dazu soll bis 2030 die Richtgrö-
ße für die Inanspruchnahme von 
Freifläche von fünf Hektar pro 
Tag landesweit angestrebt wer-
den. 2019 lag der Flächenver-
brauch im Freistaat bei durch-
schnittlich 10,8 Hektar pro Tag 
landesweit. Lediglich die Hälf-
te davon ist versiegelte Fläche. 
Ziel der CSU-Fraktion ist es, den 
Kommunen durch eine Präzi-
sierung Planungs- und Rechts-
sicherheit für Infrastrukturpro-
jekte zu geben. „Uns ist wich-
tig, dass das Ziel der Staatsregie-
rung nicht nur sinnvoll begleitet 
wird, sondern auch der politi-
sche Wille in der Umsetzung klar 
dokumentiert ist. Daher haben 
wir diesen Änderungsantrag er-
arbeitet“, sagte Walter Nussel, 
zuständiger Berichterstatter im 
Ausschuss und stellvertretender 
Vorsitzender des CSU-Arbeits-
kreises Wirtschaft. 

Feinjustierung von Flächen

So soll künftig bei der Bewer-
tung der 5-Hektar Richtgröße 
entsprechend berücksichtigt 
werden, ob dabei Boden ver-
siegelt wird und welche Aus-
gleichsmaßnahmen für den Um-
welt-, Klima und Artenschutz 
getroffen werden können. Da-
mit sollen Gemeinden ein fle-

xibles Planungsinstrument zum 
Flächensparen erhalten, in dem  
ihre Entwicklungsmöglichkeiten 
berücksichtigt werden. „Aus un-
serer Sicht darf es nicht so sein, 
dass Parks, Friedhöfe, Fussball-
felder oder Golfplätze bei der 
Flächennutzung genauso behan-
delt werden wie versiegelte Flä-
chen. Sonst stehen diese Grün- 
flächen im Wettbewerb zum 
Ausbau der erneuerbaren Ener-
gien, zum Wohnungsbau, den 
Bedürfnissen der Wirtschaft 
und der sinnvollen Landesent-
wicklung. Unser Ziel ist durch 
diese Feinjustierung die Flä-
che in Bayern sinnvoll und be-
darfsorientiert zu nutzen“, sag-
te Sandro Kirchner, Vorsitzender 
des Wirtschaftsausschusses und 
wirtschaftspolitischer Sprecher 
der Fraktion.

Anreize statt Verbote

Kirchner warf den Grünen vor, 
die Kommunen zu bevormun-
den, die Wohnungsnot zu ver-
schärfen und die Entwicklung 
des ländlichen Raums zu ver-
hindern. Zudem sei der von den 
Grünen geforderte Ausbau der 
erneuerbaren Energien nicht 
mit den Flächenlimits verein-
bar. „Im Gegensatz zu den Grü-
nen setzen wir als CSU-Frak- 
tion auf Anreize statt Verbote“, 
sagte er. 

Die Grünen hatten einen ei-
genen Entwurf vorgelegt. Mit 
diesem sollte das Fünf-Hek- 

tar-Ziel bereits 2026 verbindlich 
erreicht werden. Alle anderen 
Fraktionen lehnten diese ver-
pflichtende Vorgabe ab. „Man 
darf nicht danach fragen, was 
erlaubt ist, sondern welchen Be-
darf es gibt“, sagte Manfred Eibl 
(Freie Wähler). Eine auf die ein-
zelne Kommune heruntergebro-
chene Vorgabe zum Flächenver-
brauch konterkariere das Ziel 
gleichwertiger Lebensverhält-
nisse. Die Staatsregierung ge-
be den Kommunen stattdes-
sen Instrumente an die Hand, 
den Richtwert auch ohne strik-
te Vorgaben zu erreichen – da-
zu zählen laut Eibl Förderpro-
gramme zur Innenentwicklung 
und Überplanung bestehen-
der Brachflächen. Der Gesetz-
entwurf der Grünen schrän-
ke das Selbstbestimmungsrecht 
von Städten und Gemeinden 
zu stark ein, kritisierte er. „Ent-
scheidend ist, dass die Entwick-
lung Bayerns im Vordergrund 
steht und nicht rechnerische 
Barrieren“, ergänzte Nussel.

Grüne beharren auf 
Fünf-Hektar-Rahmen

Christian Zwanziger (Grüne) 
verteidigte den Entwurf sei-
ner Fraktion. Die Entwicklung 
der vergangenen Jahre habe 
gezeigt, dass es einen verbind-
lichen Rahmen für das Flä-
chensparen brauche. „Mit Frei-
willigkeit kommen wir nicht wei-
ter“, betonte er. Der Vorschlag 
der Grünen lasse den Kommu-
nen innerhalb des landesweiten 
Fünf-Hektar-Rahmens durch An-
sparmodelle, die Renaturierung 
versiegelter Flächen sowie eine 
Härtefallklausel für Großprojek-
te die nötige Flexibilität. Auch 
die Bedürfnisse kleiner Gemein-
den mit besonderem Entwick-
lungsbedarf würden berücksich-

tigt. Durch eine degressive Flä-
chenzuteilung nach Einwohner-
zahl erhielten kleine Gemeinden 
im Verhältnis zu größeren ein 
höheres Budget. Grünen-Frak-
tionschef Ludwig Hartmann plä-
dierte für ein verbindliches, lan-
desweites Flächensparziel.

Die SPD hingegen sprach sich 
für eine Richtgröße auf der Ebe-
ne der regionalen Planungsver-
bände aus. Dies schaffe eine ge-
wisse Verbindlichkeit, schrän-
ke die Entwicklungsmöglichkei-
ten gerade kleiner Kommunen 
im ländlichen Raum aber nicht 
über Gebühr ein, sagte Annette 
Karl (SPD). 

Expertenanhörung  
im Landtag

Das Thema Flächenverbrauch 
beschäftigt den Landtag schon 
lange. Nach einem Gesetzent-
wurf der Grünen-Fraktion und 
einem gescheiterten Volksbe-
gehren, legte die Staatsregie-
rung schließlich einen entspre-
chenden Gesetzentwurf vor. 
Statt einer festen Obergren-
ze von fünf Hektar täglich, ist in 
dem Entwurf ein Richtwert von 
fünf Hektar festgelegt. Im Wirt-
schaftsausschuss präsentierten 
Fachleute im Rahmen einer Ex-
pertenanhörung im Mai 2020 
Vorschläge, wie künftige Flä-
chenpolitik aussehen soll. Ge-
gen eine mathematische pau-
schale Flächenbegrenzung spra-
chen sich vor allem die Wirt-
schaftsverbände aus. Neben 
dem Bayerischen Industrie- und 
Handelskammertag (BIHK) hält 
auch der Bayerische Gemein-
detag wenig von einer fixen 
Flächenvorgabe. Dessen Prä-
sident, Dr. Uwe Brandl, mahn-
te, mit dem Gut Fläche intelli-
gent umzugehen und forderte 
zunächst eine verbindliche De-
finition, was unter Flächen-In-
anspruchnahme zu verstehen 
sei. Zugleich pochte Brandl auf 
das Selbstverwaltungsrecht der 
Kommunen. Ein Anliegen, das 
Florian Gleich, vom Bayerischen 
Städtetag unterstützte. � red

Tarifeinigung im Öffentlichen Dienst:

Belastung für kommunale Haushalte 
In der dritten Tarifverhandlungsrunde für die rund 2,3 Millionen 
Beschäftigten im öffentlichen Dienst haben die Vereinigung der 
kommunalen Arbeitgeberverbände (VKA) und ihr Verhandlungs-
partner, der Bund, gemeinsam mit den Gewerkschaften ver.di 
und dbb beamtenbund und tarifunion ein Ergebnis erzielt.

Zum 1. April 2021 werden die 
Tabellenentgelte um 1,4 Pro-
zent, mindestens jedoch um 50 
Euro, erhöht und ab dem 1. Ap-
ril 2022 um weitere 1,8 Prozent. 
Die Beschäftigten in den Kran-
kenhäusern und den Pflege- und 
Betreuungseinrichtungen profi-
tieren darüber hinaus von bis zu 
drei Zulagen: So haben die Ar-
beitgeber die Einführung einer 
Pflegezulage vereinbart. Diese 
beträgt ab dem 1. März 2021 70 
Euro, ein Jahr später wird sie auf 
120 Euro aufgestockt. Die mo-
natliche Intensivzulage wird ab 
dem 1. März 2021 von 46,02 Eu-
ro auf 100 Euro angehoben und 
damit mehr als verdoppelt. Zu-
gleich wird die Zulage für Be-
schäftigte, die ständig Wechsel-
schicht leisten, ab dem 1. März 
2021 von 105 Euro monatlich 
auf 155 Euro monatlich erhöht. 

Nach Einschätzung von VKA- 
Präsident und Verhandlungsfüh-
rer Ulrich Mädge „haben wir ei-
nen wirtschaftlich verkraftba-
ren Abschluss erreicht, der den 
kommunalen Arbeitgebern Pla-
nungssicherheit gibt. Der Ab-
schluss ist maßvoll und trägt 
den finanziellen Besonderhei-
ten der Corona-Krise Rechnung. 
Uns war es wichtig, dass die Be-
schäftigten in den Krankenhäu-
sern und in der Pflege über-
durchschnittlich profitieren. Ich 
bin froh, dass wir für diese Be-
schäftigtengruppe weitreichen-
de Verbesserungen erzielen 
konnten. Gleichermaßen war 
wichtig, für einzelne Bereiche 

der VKA Sonderlösungen zu ver-
einbaren, nämlich für die Spar-
kassen und die Flughäfen. Das 
ist uns gelungen. Insgesamt um-
fasst das Paket ein Volumen von 
rund 4,9 Milliarden Euro.“

Auszubildende, Studierende 
und Praktikantinnen/Praktikan-
ten erhalten eine Entgelterhö-
hung von 25 Euro ab dem 1. Ap-
ril 2021 sowie eine weitere Er-
höhung um die gleiche Sum-
me ab dem 1. April 2022, zudem 
wird die Regelung zur Übernah-
me von Auszubildenden verlän-
gert. Alle Beschäftigten sowie 
die Auszubildenden, Studieren-
den und Praktikantinnen/Prak-
tikanten erhalten zur Abmilde-
rung der besonderen Belastun-
gen während der Corona-Pan-
demie eine nach Entgeltgruppen 
gestaffelte Sonderzahlung von 
durchschnittlich 400 Euro. Zu-
dem profitieren die Fachärzte im 
Öffentlichen Gesundheitsdienst 
ab dem 1. März 2021 von einer 
Zulage in Höhe von monatlich 
300 Euro. 

Verhandlungen  
in Corona-Zeiten

Die Verhandlungen fanden in 
diesem Jahr vor dem Hintergrund 
der Corona-Pandemie statt, die 
für die Kommunen und kom-
munalen Arbeitgeber finanziel-
le Auswirkungen in Milliarden-
höhe hatte und weiterhin haben 
wird. Aus diesem Grund hat sich 
die VKA für einen differenzierten 
Tarifabschluss eingesetzt, der un-

ter anderem die schwierige Situa-
tion der Sparkassen und Flughä-
fen einbezieht. 

Für die rund 175.000 Sparkas-
senbeschäftigten sieht der Tarif-
abschluss eine Entgelterhöhung 
vor (ab 1. Juli 2021 um 1,4 Pro-
zent, mindestens jedoch 50 Euro 
sowie zum 1. Juli 2022 um wei-
tere 1,0 Prozent, eine Anglei-
chung auf das Niveau des allge-
mein vereinbarten Abschlusses 
findet erst zum Ende der Lauf-
zeit ab 1. Dezember 2022 statt), 
allerdings wird ein Teil der Kos-
ten durch eine Absenkung der 
Sparkassensonderzahlung bei 
zusätzlicher Gewährung weite-
rer Urlaubstage kompensiert. 

Für die angesichts eingebro-
chener Fluggastzahlen mit mas-
siven Verlusten konfrontierten 
Flughäfen haben sich die Betei-
ligten verständigt, auf Entgelt- 
erhöhungen in diesem Bereich 
zu verzichten. Das Tarifergebnis 
sieht vor, einen Notlagentarif-
vertrag für die Flughäfen zeitnah 
abzuschließen, der Personalkos-
ten senkt und betriebsbedingte 
Kündigungen ausschließt.

Wie der Vorsitzende des Baye- 
rischen Städtetags, Straubings 
Oberbürgermeister Markus Pan- 
nermayr, konstatierte, „wird für 
die kommunalen Beschäftig-
ten mit der Einigung in den Ta-
rifverhandlungen im öffentli-
chen Dienst ein Ausgleich für 
die gestiegenen Lebenshal-
tungskosten und Mieten be-
rücksichtigt. Wer gute Leistun-
gen erbringt, muss gut entlohnt 
werden. Beschäftigte in kom-
munalen Diensten leisten Tag 
für Tag wertvolle Arbeit, ohne 
die unser Gemeinwesen nicht so 
gut funktionieren könnte – zum 

Beispiel in Kindertagesstätten, 
Pflege, Krankenhäusern, Bus-
sen, Bahnen, bei Müllentsor-
gung, Wasserversorgung und 
in Verwaltungen. Gesonderte 
Zulagen sollen die Leistung von 
besonders belasteten Beschäf-
tigten in kommunalen Kranken-
häusern und Gesundheitsäm-
tern anerkennen und den Pfle-
geberuf aufwerten.“

Für die kommunalen Haus-
halte bedeute die Einigung je-
doch eine hohe Belastung, ge-
rade in Zeiten einbrechender 
Steuereinnahmen und steigen-
der Lasten aufgrund der Coro-
na-Pandemie, unterstrich Pan-
nermayr: „Die Tariferhöhung 
bedeutet für kommunale Haus-
halte eine zusätzliche Belastung. 
Der Kompromiss ist für die kom-
munale Seite gerade noch trag-
bar, für Städte und Gemeinden 
mit angespannter Haushaltsla-
ge ist die Tariferhöhung schwer 
zu schultern.“ Positiv bewertet 
der Verbandschef die Laufzeit 
des Tarifvertrags bis Ende 2022: 
„Das bringt den Kommunen Pla-
nungssicherheit für die Aufstel-
lung der Haushalte.“ � DK

Gesundheitsstaatssekrtär Klaus Holetschek: 

Stärkung der  
„Integrativen Medizin“

Bayerns Gesundheitsstaatssekretär Klaus Holetschek setzt 
sich für eine Stärkung der „Integrativen Medizin“ ein. Holet-
schek betonte: „Anspruch der ‚Integrativen Medizin‘ ist es, die 
Möglichkeiten der konventionellen Medizin und der Naturheil-
kunde in einem ganzheitlichen Ansatz bestmöglich zu nutzen. 
Darüber hinaus will die Integrative Medizin einen gesunden 
Lebensstil fördern und damit chronische Krankheiten verhin-
dern, die durch Bewegungsmangel, Fehlernährung und Stress 
entstehen. Mein Ziel ist es deshalb, die ‚Integrative Medizin‘ in 
Bayern weiter zu stärken. Deshalb freut es mich sehr, dass sich 
künftig ein eigenes Referat des StMGP auch diesem wichtigen 
Themenbereich widmet.“

Holetschek unterstrich: „Eine moderne Medizin benötigt ein 
patientenorientiertes Gesundheitswesen, in dem wissenschaft-
liche und Naturmedizin gleichberechtigt sind. Im sinnvollen Mit-
einander von konventioneller und naturmedizinischer Therapie 
zu einer Integrativen Medizin liegt die Zukunft.“

Der Staatssekretär verwies in diesem Zusammenhang auch 
auf die vom bayerischen Gesundheitsministerium geförderte 
Studie „Integrative Medizin in Bayern 2020 (IM-BAY 2020)“. Im 
Mittelpunkt der am Universitätsklinikum Würzburg in Koopera-
tion mit der Klinik für Integrative Medizin am Klinikum Bamberg 
durchgeführte Studie stehen naturheilkundliche Anwendungen 
und Selbsthilfestrategien. Holetschek erläuterte: „Ziel der Stu-
die IM-BAY 2020 ist es, Erkenntnisse über die Bandbreite und 
Akzeptanz naturheilkundlicher Verfahren und Lebensstilinter-
ventionen in unterschiedlichen Fachgebieten zu gewinnen. Das 
StMGP fördert diese Studie mit 360.000 Euro.“

Er ergänzte: „Im Bereich der Integrativen Medizin müssen wir 
die Forschung weiter vorantreiben und ausbauen. Wir müssen 
die natürlichen Heilweisen besser erforschen, sie werden sich 
in nächster Zeit noch mehr entwickeln. Aus diesem Grund set-
ze ich mich auch für die Einrichtung eines Lehrstuhls für Inte- 
grative Gesundheit in Bayern ein. Hier sind wir bereits auf ei-
nem guten Weg.“

Holetschek erläuterte: „In den vergangenen Jahrzehnten wur-
den an die Bevölkerung vielfältige Angebote an Heilmethoden 
herangetragen, die aufgrund ihrer sehr unterschiedlichen und 
häufig unerforschten Wirkweise und damit ihres therapeuti-
schen Wertes einer intensiven und kompetenzbasierten Erfor-
schung bedürfen. Die Einsatzfähigkeit naturheilkundlicher Wirk-
stoffe und Wirkungsweisen – in Verbindung mit der wissen-
schaftlichen Medizin – ist bislang nicht ausreichend bekannt. Ein 
Lehrstuhl für Integrative Gesundheit soll tiefergehende Erkennt-
nisse zu diesen weitverbreiteten naturheilkundlichen Praktiken 
und Methoden hervorbringen und ihren Einsatz für die alltägli-
che therapeutische Anwendung prüfen. Denn klar ist: Die Sehn-
sucht der Menschen nach natürlicher Medizin ist sehr groß.“

Die Integrative Medizin verbindet Elemente aus verschiede-
nen wissenschaftlichen und medizinischen Disziplinen zu einem 
Gesamtkonzept, mit dem Ziel, die individuell beste Therapie zu 
finden. Der Patient steht dabei im Mittelpunkt. � r

Hygienemaßnahmen in Kindertageseinrichtungen:

Neues Förderprogramm
Der Freistaat unterstützt die Anschaffung von CO2-Sensoren und 
mobilen Luftreinigungsgeräten in Kindertagesstätten, Großta-
gespflegestellen und Heilpädagogischen Tagesstätten (HPTs) mit 13 
Millionen Euro. Für sonstige Ausstattungsgegenstände zur Verbes-
serung der Hygiene (beispielsweise Desinfektionsspender und mo-
bile Trennwände) in Kitas stehen weitere 10 Millionen Euro bereit.

Dazu Bayerns  Familienminis-
terin Carolina Trautner: „Unse-
re Einrichtungen wurden in den 
letzten Monaten sehr gefordert, 
auch was die Hygienemaßnah-
men angeht. Aus der AHA-For-
mel ist inzwischen  AHA-L  ge-

worden: Abstandhalten, Hygie-
nemaßnahmen, Alltagsmaske – 
und Lüften. 

Natürlich entstehen dadurch 
auch höhere Kosten. Im Hinblick 
auf den anstehenden Winter ist 
es besonders wichtig, die Ein-
richtungen jetzt finanziell zu un-
terstützen und den Beschäftig-
ten in den Kitas und den Fami-
lien mehr Sicherheit in Sachen 
Infektionsschutz zu geben. Ein 
zentrales Element ist dabei das 
regelmäßige Lüften. Deshalb 
wollen wir allen Einrichtungen 
auch die Anschaffung von soge-
nannten CO2-Sensoren ermögli-
chen.“ Das Bayerische Kabinett 
beschloss dass Anschaffungen, 
die ab dem 1. Oktober getä-
tigt wurden, rückwirkend geför-
dert werden. Für HPTs wird ein 
CO2-Sensor pro Gruppe finan-
ziert.

CO2-Sensoren messen die 
CO2-Konzentration und melden, 
wann eine Lüftung der Räume 
erforderlich ist. Mobile Raum-
luftreinigungsgeräte können für 
Betreuungsräumlichkeiten an-
geschafft werden. Unter Aus-
stattungsgegenstände zur Ver-
besserung der Hygiene fallen 
beispielsweise Desinfektions-
mittel, kontaktlose Fieberther-
mometer oder Schutzmasken. 

Die entsprechende Förder-
richtlinie ist ab sofort unter fol-
gendem Link abrufbar:
www.verkuendung-bayern.de/
baymbl/2020-615/� r

http://www.verkuendung-bayern.de/baymbl/2020-615/
http://www.verkuendung-bayern.de/baymbl/2020-615/
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die Corona-Pandemie und 
ihre alltäglichen Herausfor-
derungen haben uns alle fest 
im Griff. Wöchentlich müs-
sen zur Bekämpfung des Vi-
rus neue Vorschriften und Ge-
setze erlassen werden. Das ist 
ein Stresstest für Politik, Wirt-
schaft und jeden Menschen in 
seinem persönlichen Alltag. 
Andere wichtige Themen und 
Nachrichten rücken dadurch 
in den Hintergrund wie z. B. 
Europa-Politik und die deut-
sche Ratspräsidentschaft in der Europäischen 
Union. 

Unter dem Motto „Gemeinsam. Europa wie-
der stark machen“ will Deutschland die EU 
stärker, gerechter und nachhaltiger gestal-
ten. Weitere Ziele der Präsidentschaft sind die 
„dauerhafte Überwindung der Corona-Pande-

mie und deren wirtschaftlicher Folgen“, ein 
„innovativeres und sichereres Europa“ sowie 
ein „starkes Europa in der Welt“. Das sind gro-
ße Ziele für den sechsmonatigen Vorsitz der 
Ratspräsidentschaft, der am 31. Dezember 
2020 bereits wieder endet. Dann wird zu klä-
ren sein, welche Auswirkungen der deutsche 
Vorsitz für die bayerischen Städte, Gemein-
den, Landkreise und Bezirke haben wird.

Bereits seit Jahrzehnten übt die Europäi-
sche Union durch Ihren mehrjährigen Finanz-
rahmen, das Beihilfe- und Vergaberecht sowie 

verschiedene Förderprogram-
me entscheidenden Einfluss 
auf unsere Politik in den Kom-
munen aus. So werden zahlrei-
che Rahmenbedingungen, die 
wir vor Ort beachten oder um-
zusetzen müssen, in Brüssel 
und Straßburg festgelegt. 

Die KPV setzt sich seit Jah-
ren u. a. für die Entbürokra-
tisierung der EU-Förderpro-
gramme ein. Die europäi-
schen Unterstützungsleistun-
gen müssen schnell, einfach 
und praxisnah, auch für klei-
nere Kommunen, beantragt 
werden können. Die derzeit 

geplanten Vereinfachungen für unsere Ver-
waltungsbehörden begrüßen wir als KPV.

Auch darf die europäische Politik die deut-
schen Kommunen nicht schwächen, nur, weil 
es innerhalb Europas in anderen Ländern 
schwächere Kommunen gibt. So sehen wir 
es als kritisch an, dass Mitgliedstaaten wie 
Deutschland bei Kohäsionsmitteln benachtei-
ligt oder teils ausgeschlossen werden sollen. 
Unsere strukturschwachen Regionen brau-
chen auch weiterhin die Unterstützung der 
EU, um dem Ziel der gleichwertigen Lebens-
verhältnisse in ganz Deutschland einen Schritt 
weiterzukommen. 

Die Corona-Krise hat es gezeigt: nationale 
Alleingänge führen nicht zur nachhaltigen Lö-
sung von Krisen. Um eine solche Krise der EU 
zu verhindern braucht die EU starke Kommu-
nen und die Kommunen ein starkes Europa. 
Dafür sollten wir uns ebenso stark wie bei der 
Bekämpfung der Corona-Pandemie einsetzen. 

In diesem Sinne: Bleiben Sie gesund!

GZ KOLUMNE
Stefan Rößle

Europa und Kommunen 
in Krisenzeiten stärken

Liebe Leserinnen
und Leser,

5. November 2020

Ihr Stefan Rößle
Landesvorsitzender der KPV Bayern
Landrat des Landkreises Donau-Ries

Festakt zur Verleihung der Carl-Orff-Medaille – v. l.: Dr. Thomas Goppel, Präsident Bayerischer Mu-
sikrat, Staatsminister Bernd Sibler, Preisträger Reinhard Loechle, VBSM-Präsident Martin Bayerstor-
fer und Franz Josef Pschierer, Präsident des Allgäu-Schwäbischen Musikbundes.	 Bild: VBSM

Bayerischer Musikschultag in Kaufbeuren: 

50 Jahre VBSM 
Kunstminister Bernd Sibler: „Fundament der bayerischen Musikkultur“ 

Eine Kombination aus Online- und Präsenzveranstaltungen bot 
der diesjährige Bayerische Musikschultag, der unter dem Motto 
„50 Jahre VBSM“ stand. Ein halbes Jahrhundert ist es bereits her, 
dass 43 Delegierte aus Singschulen und Musikschulen in der Mu-
sikhochschule in München zusammenkamen und den Verband 
Bayerischer Sing und Musikschulen e. V. (VBSM) gründeten. 

Drei Tage lang bot die Ver-
anstaltung ein vielfältiges Pro-
gramm aus Konzerten, Vorträgen 
und Austauschforen zu aktuel-
len musikpädagogischen und bil-
dungspolitischen Themen. Ver- 
anstaltungsort war anlässlich des 
100-jährigen Jubiläums der orts-
ansässigen Ludwig Hahn Sing- 
und Musikschule die Stadt Kauf-
beuren, die auch für den Auftakt 
im Stadttheater sorgte. Unter 
dem Titel „Laterna Musica – Bild 
und Klang“ präsentieren Schüler 
und Lehrkräfte Formen der Ver-
bindung von Bild und Musik. 

Rückblick und Ausblick

Zudem fand ein Forum für 
Musikschulleiter und Lehrkräfte 
statt, das sich im Jubiläumsjahr 
dem Thema „50 Jahre VBSM – 
Rückblick und Ausblick“ wid-

mete. Verabschiedet wurde der 
Musikschultag in gewohnter 
Weise mit „Musik in der Stadt“. 
Hierzu verwandelte sich die In-
nenstadt in eine Bühne für Mu-
sikschüler aus der Region und 
lud Passanten zum Zuhören 
und Verweilen ein. Darüber hin-
aus bot der VBSM ein abwechs-
lungsreiches Online-Seminar-
programm für Musikschulleiter, 
Lehr- und Verwaltungskräfte. 

In seiner Festrede gratulier-
te Staatsminister Bernd Sib-
ler, MdL, Bayerisches Staatsmi-
nisterium für Wissenschaft und 
Kunst, dem Verband Bayerischer 
Sing- und Musikschulen zu sei-
nem runden Geburtstag: „Wir 
können mit Stolz auf 50 Jah-
re VBMS zurückblicken. In den 
vergangenen Jahren ist die Ar-
beit der Musikschulen im Frei-
staat zum Fundament der baye-

rischen Musikkultur geworden. 
Unsere Musikschulen bilden die 
Musikerinnen und Musiker von 
morgen aus, denn sie verstehen 
es, zu begeistern. Sie stärken das 
kulturelle Leben vor Ort und er-
möglichen jungen Menschen ei-
nen niederschwelligen Zugang 
zur Musik. Herzlichen Dank an 
die Verantwortlichen und Mit-
streiter der letzten 50 Jahre für 
ihr großes Engagement!“

220 Musikschulen

Seit der Gründung des VBSM 
habe sich das Musikschulwe-
sen in Bayern sowohl quantita-
tiv als auch qualitativ herausra-
gend entwickelt, so Sibler. Von 
ursprünglich 67 ist die Zahl auf 
inzwischen rund 220 Musik-
schulen gestiegen. Der Trend 
geht dabei zu immer größeren 
Musikschulen, so dass an diesen 
220 Musikschulen tatsächlich 
mehr als 960 Kommunen betei-
ligt sind. Während im Jahr 1970 
etwa 35.000 Schülerinnen und 
Schüler unterrichtet wurden, 
sind es aktuell mit rund 210.000 
sechs Mal so viele.

Um den Musikschulen auch 
in den schwierigen Zeiten der 
Corona-Pandemie beizuste-
hen, unterstützt das Bayerische 
Kunstministerium die durch das 
Ministerium geförderten nicht-
staatlichen Kunst- und Kultur-
einrichtungen einschließlich der 
Sing- und Musikschulen, die von 
Einnahmeausfällen aufgrund 
der der Corona-Pandemie be-
troffen sind, mit insgesamt zehn 
Millionen Euro.

Chronik zur  
Verbandsgeschichte

Anlässlich seines Jubiläums 
wird der VBSM noch in diesem 
Jahr eine Chronik zur Verbands-
geschichte veröffentlichen. Das 
knapp 200 Seiten umfassende 
Buch beschäftigt sich u.a. mit 
der Gründung des Verbandes, 
den Meilensteinen seiner Ent-
wicklung und den damit einher-
gehenden Herausforderungen. 
Vorgestellt werden auch zahl-
reiche Wegbegleiter, deren En-
gagement die Entwicklung des 
Verbandes über die Jahre hin-
weg beeinflusst hat. 

Den kulturpolitischen Höhe-
punkt des Bayerischen Musik-
schultags bildete der traditio-
nelle Festakt zur Verleihung der 
Carl-Orff-Medaille für herausra-
gende Verdienste und überra-
gendes Engagement in der mu-
sikalischen Bildungslandschaft. 
In diesem Jahr wurde Reinhard 
Loechle, langjähriger 2. Vorsit-
zender des VBSM und Gründer 
und Schulleiter a. D. der Kreis-
musikschule Erding e. V., ausge-
zeichnet. 

1971 nahm Loechle eine An-
stellung an der Volkshochschu-
le des Landkreises Erding zum 
Zweck des Aufbaus einer Musik-
schule an, deren Leitung er noch 
im gleichen Jahr übernahm. Mit 
zahlreichen Konzerten, Rund-
funkaufnahmen, der Gründung 
mehrerer Ensembles und sei-

Das sind die „Orte der  
Demokratie in Bayern“

Das Präsidium des Bayerischen Landtags hat zwölf „Orte der 
Demokratie in Bayern“ benannt – nach der Empfehlung des 
wissenschaftlichen Beirats. So soll sichtbar und erlebbar ge-
macht werden, wie an diesen Orten die Demokratie in Bay-
ern geprägt wurde. 

Damit will das Parlament das Bewusstsein für den Wert 
der Demokratie schärfen. Regensburg, Nürnberg oder Wohl-
muthshüll – so unterschiedlich die Orte sind, haben sie ei-
nes gemeinsam: Auf ganz besondere Weise sind sie in die Ge-
schichte der bayerischen Demokratie eingegangen. Doch von 
manchen ist das nur wenig bekannt – deshalb hat der Bayeri-
sche Landtag das Projekt „Orte der Demokratie in Bayern“ ins 
Leben gerufen.

Landtagspräsidentin Ilse Aigner: „Die vielleicht größte Ge-
fahr für unsere Demokratie liegt in ihrer vermeintlichen Selbst-
verständlichkeit. Da setzt das Projekt an: Denn Geschichte wird 
an Orten konkret fassbar. Deshalb hat das Präsidium des Bay-
erischen Landtages entschieden, Orte der Demokratie in Bay-
ern sichtbar und insbesondere jungen Menschen zugänglich zu 
machen. Unsere Gedenkstätten leisten überaus wertvolle Er-
innerungsarbeit – wir wollen sie ergänzen um Feierstunden für 
die Demokratie: vor Ort. Diese Schauplätze der Demokratie ha-
ben Aufmerksamkeit verdient.“

Diese Orte wurden ausgewählt:

•	 München, Maximilianeum: Seit 1949 Sitz des bayerischen 
	 Parlaments.
•	 Memmingen, Haus der Kramerzunft (1525): Bauernvertreter  
	 fordern ihre Rechte ein
•	 Regensburg, Altes Rathaus (1594/ 1663 – 1806): Sitz des  
	 Immerwährenden Reichstags, der Ständevertretung im  
	 Heiligen Römischen Reich
•	 Gaibach (1828/ 1832): Verfassungssäule und Gaibacher Fest
•	 München, Prannerstraße 8 (1818 – 1934):  
	 Sitz des Bayerischen Landtags von 1918 bis 1933/34
•	 Nürnberg, Saalbau des Industrie- und Kulturvereins (1919): 
	 Gründungsort des Allgemeinen Deutschen Gewerkschaftsbunds
•	 Bamberg, Spiegelsaal der Harmonie (1919): Verabschiedung  
	 der ersten demokratischen Verfassung des Freistaats Bayern
•	 Vilshofen an der Donau (1919): „Geburtsort“  
	 des politischen Aschermittwochs
•	 Wohlmuthshüll (1945): Erste freie Wahlen nach dem Ende  
	 der NS-Herrschaft
•	 München, Große Aula der Ludwig-Maximilians-Universität 
	 (1946): Tagungsort der „Verfassungsgebenden Landesver- 
	 sammlung“
•	 Herrenchiemsee, Altes Schloss (1948): Verfassungskonvent
•	 Passau (1952): Europäische Wochen der Europa-Union
•	 Ermershausen (1978): Protest gegen die Eingemeindung � r

ner aktiven Mitwirkung in un-
terschiedlichen musikalischen 
Konstellationen begründete 
und festigte der Preisträger in 
den folgenden Jahrzehnten den 
hervorragenden Ruf der Kreis-
musikschule Erding. Seit 1976 
gehört er dem VBSM als Vor-
standsmitglied an, 1989 wur-
de er zum zweiten Vorsitzen-
den gewählt. Reinhard Loechle 
ist Berater beim Auf- und Aus-
bau mehrerer Musikschulen in 
Bayern. Ein besonderes Anlie-
gen ist ihm der Aufbau und die 
Pflege internationaler Kontakte, 
um Jugendbegegnungen zu er-
möglichen.

Dank an Loechle

„Reinhard Loechle ist in der 
Verbandsarbeit immer vielsei-
tig und vielfältig tätig. Er bringt 
sich ein als Ideengeber, Pio-
nier, Dienstleister und innovati-
ver Geist. 40 Jahre lang steht er 
dem VBSM mit seinem Wissen, 
seiner Erfahrung und seinem En-
gagement zu Verfügung und er-
weist sich auch nach seiner ak-
tiven Zeit als stets aufgeschlos-
sener, hilfsbereiter Unterstützer 
und Berater. Lieber Reinhard, du 
hast mit deinem pflichtbewuss-
ten wie freudvollen Wirken das 
Sing- und Musikschulwesen in 
Bayern und darüber hinaus in 
hohem Maße bereichert. Hier-
für sprechen wir dir unseren tief 
empfundenen Dank aus“, unter-
strich Landrat Martin Bayerstor-
fer, Präsident des VBSM, in sei-
ner Laudatio. � DK

Krisendienste Bayern für Menschen in psychischen Notlagen:

Erste Hilfe in seelischen Notlagen
Bayerns Gesundheitsministerin Melanie Huml und Bezirkstagspräsidenten unterzeichnen 

Kostenerstattungsvereinbarungen für den Aufbau und den Betrieb der Krisendienste Bayern
Derzeit arbeiten die sieben bayerischen Bezirke mit Hochdruck an 
einem deutschlandweit einmaligen Beratungs- und Hilfeangebot 
für Menschen in psychischen Krisen – den Krisendiensten Bay-
ern. Dafür wurde nun ein weiterer wichtiger Grundstein gelegt. 
Nunmehr unterzeichneten die Bayerische Staatsministerin für 
Gesundheit und Pflege Melanie Huml und die Bezirkstagspräsi-
denten die Kostenerstattungsvereinbarungen für den Aufbau und 
den Betrieb der Krisendienste Bayern. 

Ursprünglich war geplant, die 
Unterzeichnung am Rande ei-
ner Gremiumssitzung des Baye- 

rischen Bezirketags in Regens-
burg abzuhalten. Aufgrund der 
Entwicklung der aktuellen Co-
rona-Fallzahlen wurde die Prä-
senzsitzung abgesagt und als Vi-
deokonferenz durchgeführt.

Flächendeckung

Ein Kernelement des Hil-
feteils des Bayerischen Psy-
chisch-Kranken-Hilfe-Gesetzes 
(BayPsychKHG), das zum 1. Au-
gust 2018 in Kraft getreten ist, 
ist die Errichtung von flächen-
deckenden psychiatrischen Kri-
sendiensten in ganz Bayern. 
Über die Finanzierung der Kri-
sendienste bestand von Anfang 
an Konsens. Der Freistaat Bay-
ern übernimmt die Kosten für 
die sieben Leitstellen und hat 
dafür im aktuellen Doppelhaus-
halt insgesamt über 18 Millio-
nen Euro vorgesehen. Die Bezir-
ke werden die Finanzierung der 
mobilen Einsatzteams und aller 
sonstigen Kosten, wie zum Bei-
spiel für den Aufbau von Netz-
werken, in mindestens der glei-
chen Höhe schultern. „Mit den 
Krisendiensten Bayern erhalten 
Menschen in psychischen Kri-
sen eine Art ‚Erste Hilfe in see-
lischen Notlagen‘. Dieses Ange-
bot der Bezirke ist eine wichtige 
Ergänzung der psychiatrischen 
Versorgung in Bayern. Deshalb 
freuen wir uns, dass mit der Un-
terzeichnung der Kostenerstat-
tungsvereinbarungen nun auch 
die finanziellen Rahmenbedin-
gungen unter Dach und Fach 
sind“, so Franz Löffler, Präsident 
des Bayerischen Bezirketags. 

Die Ministerin unterstrich: 
„Der Bayerischen Staatsregie-
rung ist es bereits seit Jahren ein 
wichtiges Anliegen, psychische 

Erkrankungen aus der Tabuzo-
ne zu holen und Menschen in 
psychischen Krisen frühzeitig zu 
helfen. Mit den Krisendiensten 
wird die Versorgung für Men-
schen mit psychischem Hilfebe-
darf im Freistaat weiter gestärkt 
und mit der Umsetzung des Bay-
PsychKHG ein wichtiger Beitrag 
zur weiteren Entstigmatisierung 
psychischer Erkrankungen ge-
leistet.“

Über die  
Krisendienste Bayern

Dieses niederschwellige An-
gebot, das im Notfall Hilfesu-
chenden zur Verfügung steht, 
gibt es bislang nur in den Bezir-
ken Oberbayern und Mittelfran-
ken. Voraussichtlich Anfang des 
Jahres 2021 werden die Krisen-
dienste in den anderen fünf Be-
zirken den Betrieb aufnehmen. 
Ab dem 1. Juli 2021 sind alle Kri-
sendienste dann täglich rund 
um die Uhr unter einer einheit-
lichen Rufnummer erreichbar. 
Die Anruferinnen und Anrufer 
werden automatisch an den für 
sie regional zuständigen Krisen-
dienst weitergeleitet. Das Bera-
tungs- und Hilfeangebot ist in al-
len Bezirken gleich. 

Netzwerk der medizinischen 
und psychosozialen Versorgung

Die psychiatrischen Krisen-
dienste bestehen aus jeweils ei-
ner Leitstelle, die mit Fachkräf-
ten besetzt ist. Dort erhalten Be-
troffene sowie Angehörige und 
Bezugspersonen Krisenhilfe. In 
dringenden Fällen kommen mo-
bile Teams zum Einsatz. Die-
se Leistung wird von den Fach-
diensten der Träger der Freien 
und Privaten Wohlfahrtspfle-
ge erbracht. Ein Netzwerk der 
medizinischen und psychosozia-
len Versorgung, zum Beispiel zur 
Vermittlung an eine psychiatri-
sche Praxis oder an die Akutsta-
tion einer psychiatrischen Klinik, 
ergänzt das Angebot.� r
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tenrahmen der Neuen-Pinako-
thek-Sanierung in der Landes-
hauptstadt: Statt 80 Mio. Eu-
ro werden nun 263 Mio. veran-
schlagt. Auch hier haben sich die 
Bauherren bei Kosten und Zeit-
plan verschätzt.

Teurer Tunnel

Im oberbayerischen Erding 
sollen die städtischen Mitarbei-
ter vom historischen Rathaus 
zum Verwaltungsgebäude auf 
der anderen Straßenseite künf-
tig nicht mehr einfach über die 
Straße, sondern durch einen 
Tunnel gehen. Kostenpunkt: 1,1 
Mio. Euro. Schließlich ist nach 
Mitteilung des Oberbürgermeis-
ters „das Büro des Personalrates 
künftig im Verwaltungsneubau 
untergebracht. Allein aufgrund 
dieser Umstände ist ein erheb-
licher Personalverkehr zwischen 
den beiden Gebäuden zu erwar-
ten.“ Für den Bund der Steuer-
zahler ist der Tunnelbau jeden-
falls eines: „unterirdisch“.

Mit der Veröffentlichung von 
Verschwendungsfällen will der 
Steuerzahlerbund auch auf Fäl-
le aufmerksam machen, bei de-
nen ein Eingreifen noch möglich 
ist. So wird zum Beispiel dem 
Freistaat empfohlen, sein gro-
ßes Vorhaben „Behördenverla-
gerung“ nochmals unter Kosten-
gesichtspunkten zu überprüfen, 
da Umzugskosten in dreistelliger 

Millionenhöhe zu erwarten sind. 
Gerügt wird auch eine geplan-

te Werbekampagne aus dem 
Landwirtschaftsministerium 
für die bayerischen Bauern. Als 
„vertrauensbildende Maßnah-
me“ nach den Verwerfungen um 
das Artenschutz-Volksbegehren 
hatte Landwirtschaftsministe-
rin Michaela Kaniber eine fünf 
Mio. Euro teure Image-Kampa-
gne im vergangenen Herbst an-
gekündigt. Geplant ist unter an-
derem ein Schaubauernhof in 
München, allerdings funkte Co-
rona dazwischen. Der Steuer-
zahlerbund urteilt: Selbst nach 
der Pandemie stelle sich die Fra-
ge, ob den bayerischen Steuer-
zahlern eine Image-Kampagne 
so viel Geld wert ist.

„Es ist ja nicht mein Geld“

Jährlich     verschwendeten       Bund, 
Länder und Kommunen öffent-
liche Mittel in einer Größenord-
nung von etwa 25 Milliarden Eu-
ro, erläuterte Maria Ritch. Fahr-
lässigkeit, kleinkariertes Den-
ken, regionaler Egoismus und 
eine „Es-ist-ja-nicht-mein-Geld-
Mentalität“ führten zur Ver-
schwendung von Steuergeldern. 
Damit Politik und Verwaltung 
sorgsamer mit dem Geld der 
Steuerzahler umgehen, müs-
se Steuergeldverschwendung 
künftig ebenso bestraft werden 
wie Steuerhinterziehung, for-
derte die Vizepräsidentin. � DK
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Für die Straßenausbaupauscha- 

len, mit denen der Staat die Ge-
meinden nach der Abschaffung 
der Straßenausbaubeiträge un-
terstützt, stehen 2021 insge-
samt 135 Mio. Euro zur Verfü-
gung, also einmalig 50 Mio. Eu-
ro zusätzlich gegenüber dem 
laufenden Jahr. Das ist deutlich 
mehr, als die Kommunen in der 
Vergangenheit an Straßenaus-
baubeiträgen eingenommen ha-
ben und stärkt die Investitions-
fähigkeit der Gemeinden weiter. 
Insgesamt stehen für den kom-
munalen Straßenbau- und un-
terhalt im Jahr 2021 innerhalb 
und außerhalb des kommunalen 
Finanzausgleichs über 750 Mio. 
Euro bereit.

Härtefallförderung

Die Bedarfszuweisungen und 
Stabilisierungshilfen, mit de-
nen besonders strukturschwa-
che oder in eine finanzielle  
Notlage geratene Kommunen 
zielgenau unterstützt werden, 
werden 2021 wieder 120 Mio. 
Euro betragen. Davon werden 
10 Mio. Euro für einen pauscha-
len Ausgleich von Minderein-
nahmen aus Kur- und Fremden-
verkehrsbeiträgen verwendet.

Die Zuweisungen für die Bezir-
ke steigen um 15 Mio. Euro auf 
706 Mio. Euro. Damit wird die 
Finanzausstattung der Bezirke 
weiter gestärkt.

Fortgesetzt wird die Härtefall-
förderung für den Bau von Ab-
wasserentsorgungs- und Was-
serversorgungsanlagen. Im kom- 
menden Jahr steigt der Ansatz 
um 20 Mio. Euro auf 90 Mio. Eu-
ro. Diese Förderung kommt vor 
allem kleineren Gemeinden im 
ländlichen Raum zugute.

Bereits 2020 hat der Freistaat 
das Konjunkturpaket des Bun-
des mit Landesmitteln auf insge-
samt über 4 Mio. Euro verdop-
pelt. Eine wesentliche Maßnah-
me ist der pauschale Ausgleich 
von Gewerbesteuerausfällen, 
durch den die bayerischen Ge-
meinden insgesamt rund 2,4 
Mio. Euro erhalten, über 1,3 
Mio. Euro davon trägt allein der 
Freistaat. Hinzu kommen weite-
re Unterstützungsleistungen für 
die Kommunen, z.B. rund 255 
Mio. Euro aus dem Rettungs-
schirm für Bus und Schiene.

Christian Bernreiter, Präsident 
des Bayerischen Landkreistags 
und diesjähriger Gesprächsfüh-
rer der kommunalen Spitzenver-
bände begrüßt, „dass das Ge-
samtvolumen des kommunalen 
Finanzausgleichs im Wesentli-
chen stabil bleibt und der Frei-
staat Bayern den Kommunen 
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der Pandemie einsetzen können.

Die Krise hat deutlich gezeigt, 
dass viele regulatorische An- 
forderungen nicht mittelstands-
freundlich sind. Nicht umsonst 
waren der Gesetzgeber und die 
Aufsichtsbehörden monatelang 
damit beschäftigt, entsprechen-
de Nachjustierungen vorzuneh-
men. Hier gilt es nachzuarbei-
ten, denn die Regulatorik muss 
krisenfest sein.

GZ: Was brauchen jetzt regio-
nale Finanzinstitute, um der ge-
beutelten Wirtschaft adäquat 
zur Seite zu stehen? 

Gros: Bereits im Frühjahr ha-
ben wir einen runden Tisch mit 
Vertretern aus Politik, Aufsicht, 
Realwirtschaft und Banken an-
geregt, um die Bankenregulie-
rung einem Fitness-Check zu un-
terziehen. Denn die Regulato-
rik muss überprüft werden. Un-
ser Eindruck ist, dass Politik und 
Aufseher dies verstanden haben. 
Mittlerweile ist auch einiges in 
Gang gekommen, die Stoßrich-
tung passt, aber an den Feinhei-
ten gilt es noch zu arbeiten. Man-
ches ist mehr Schein als Sein. Da-
zu zählt das vom Bundeskabinett 
auf den Weg gebrachte Risikore-
duzierungsgesetz, das als große 
Erleichterungsmaßnahme auch 
für regionale Banken gepriesen 
wird. Bei genauerem Hinsehen 
kommen einem hier allerdings 
erhebliche Zweifel. Strengere Re-
geln bei der Kapitalisierung von 
Banken sind aus meiner Sicht na-
tionales Goldplating.

GZ: Was ist damit gemeint? 
Gros: Goldplating ist die Ver-

schärfung von EU-Richtlinien 
durch den nationalen Gesetzge-
ber. Im konkreten Fall geht es 
darum, dass der nationale Ge-
setzgeber Eigenkapitalbestand-
teile nicht anerkennen möchte, 
die der europäische Gesetzge-
ber überhaupt nicht in Frage ge-
stellt hat. 

GZ: Eine Pleitewelle konn-
te vorerst vermieden werden, 
allerdings geht vielen lang-
sam die Puste aus – siehe Ver-
anstaltungsbranche. Wie wird 
sich eine Insolvenzwelle auf die 
Volksbanken und Raiffeisen-
banken auswirken? Bei steigen-
den Kosten und einem sinken-
den Zinsüberschuss wird auch 
das Betriebsergebnis zurück-

belangt. Deswegen war es auch 
hilfreich, dass für das kontaktlo-
se Zahlen die Zahlgrenze auf 50 
Euro erhöht wurde.

GZ: Ist das jetzt das Ende des 
Bargelds? 

Gros: Das glaube ich nicht. 
Während der Pandemie mag 
sich der eine oder andere wohl-
er fühlen, wenn er kein Bargeld 
in die Hand nehmen muss. Hin-
zu kommt, dass digitales Bezah-
len für Unternehmen vielleicht 
sogar die günstigere Variante 
darstellt, weil sie weniger Geld 
zur Bank bringen und weniger 
Münzen vorhalten müssen. Un-
geachtet dessen bleibt Bargeld 
ein Stück Freiheit und wird Be-
stand haben.

GZ: Wie hat sich das Kunden-
verhalten entwickelt? Nutzen 
sie verstärkt die digitalen Ka-
näle?

Gros: Insgesamt hat der Kun-
de gelernt, dass er bestimm-
te Serviceleistungen auch selbst 
digital abwickeln kann. Gleich-
wohl bleibt der Wunsch nach 
persönlicher und intensiver Be-
ratung erhalten, vor allem wenn 
es um komplexere Sachverhalte 
geht. Das betrifft sowohl Fragen 
von Finanzierungen und Geldan-
lagen, aber auch den Abschluss 
von Versicherungen. Die Volks-
banken und Raiffeisenbanken 
sind starke Beratungsbanken. 
Ihre Erreichbarkeit ist genau-
so gegeben wie früher, als man 
noch für sämtliche Geschäfte 
persönlich in der Filiale erschei-
nen musste. Das ist und bleibt 
unser Anspruch.

GZ: Stichwort Klima und Nach-
haltigkeit: Das Thema ist gera-
de wohl etwas nachrangig, be-
trachtet man zum Beispiel die 
Heizpilz-Diskussion. Energiege-
nossenschaften sind oftmals das 
Ergebnis, wenn eine Gemein-
schaft im Sinne des Klimaschut-
zes handeln will. Wie ist es um 
die Entwicklung der Energiege-
nossenschaften bestellt?

Gros: Da muss ich Ihnen wi-
dersprechen. Das Thema Nach-
haltigkeit ist für alle Mitglieds-
genossenschaften aktuell so 
präsent wie noch nie. Wir spüren 
das insbesondere auch im Ban-
kenbereich. Dort setzt die Regu-
latorik sehr intensiv ein – Stich-
wort Green Finance. 

Darüber hinaus wurde in 
diesem Jahr bereits die dritte 
EEG-Novelle vorgelegt. Für die 
Energiegenossenschaften ist es 
ein enormer Aufwand, sich stän-
dig den neuesten Entwicklungen 
anpassen zu müssen. Fakt ist, 
dass kleinere genossenschaftli-
che Netzversorger von der Bun-
desnetzagentur zunehmend mit 
immensen regulatorischen Do-
kumentationsauflagen belastet 
werden. All das erschwert die 
regionale Energieversorgung. 
Gleichwohl erhöht die Umwelt-
diskussion in ihrer ganzen Band-
breite – siehe Versorgungssi-
cherheit, regenerative Energien, 
Elektromobilität, CO2-Reduktion 
usw. – den Druck auf die Politik, 
auch die Rahmenbedingungen 
für regionale Energie so zu ge-
stalten, dass sie erfolgreich zum 
Einsatz kommen kann.  

GZ: Die Waren- und Dienst-
leistungsgenossenschaften 
sind neben den Volksbanken 
und Raiffeisenbanken die zwei-
te stabile Säule. Wie steht es 
um deren Entwicklung?

Gros: Genossenschaften sind 
in über 35 Branchen tief in der 
bayerischen Wirtschaft verwur-
zelt. Die Entwicklung lässt sich 
noch nicht exakt abschätzen, der 
Verlauf ist aber wohl eher he-
terogen. Es gibt Genossenschaf-
ten in der Hotellerie, in der Gast-
robranche oder im Kulturbereich 
(z.B. Kinos, Theater), die von lan-
gen Schließzeiten betroffen wa-
ren und sind. Dagegen boomen 
Genossenschaften im Bereich 
IT und in einigen Bereichen der 
freien Berufe (Steuerberatung), 
weil es hier eine extrem hohe 
Nachfrage gab. Gleiches gilt für 
das Handwerk: Die Auftragsbü-
cher sind gut gefüllt. Insgesamt 

sind die Genossenschaften aus 
meiner Sicht gut durch das Jahr 
gekommen. Abgerechnet wird 
freilich immer am Ende. Und 
wie schnell sich die Lage ändern 
kann, erleben wir in diesen No-
vembertagen.

GZ: Unsere Leser sind die 
kommunalen Entscheider in 
Bayern. Wie stellen Sie sich in 
Bezug auf Kommunen auf, wel-
che Hauptthemen sehen Sie 
und wie können die Volksban-
ken und Raiffeisenbanken die 
Kommunen begleiten?

Gros: Wichtig ist zunächst 
ein gegenseitiges Verständnis 
für die jeweilige Situation des 
anderen. In den vergangenen  
Jahren ist hier viel gewachsen, 
beispielsweise wenn ich an die 
Konsolidierung der Filialstruktu-
ren von Genossenschaftsbanken 
denke. Dabei geht es nicht dar-
um, sich aus der Fläche zurück-
zuziehen, sondern sich so auf-
zustellen, dass auch künftig ein 
Beitrag für die Region geleistet 
werden kann, der mitunter sehr 
monetäre Ausprägungen hat.

Die Volksbanken und Raiffei-
senbanken in Bayern zahlen je-
des Jahr weit über 400 Mio. Euro 
Steuern, damit sind sie als Grup-
pe einer der größten Steuerzah-
ler. Allein im Bankenbereich si-
chern die genossenschaftlichen 
Institute rund 30.000 Arbeits-
plätze, über die gesamte ge-
nossenschaftliche Gruppe sind 
es fast 50.000 Arbeitsplätze im 
Freistaat. Auch das ist ein we-
sentlicher Beitrag zur regionalen 
Wertschöpfung. Die Kreditge-
nossenschaften sind die Banken 
der Region und wollen das auch 
in Zukunft bleiben. Dies ist ein 
klares Element ihrer Geschäfts-
ausrichtung. 

Luft nach oben sehe ich zum 
Beispiel beim Thema Energie. 
Der Mehrwert regionaler Ener-
gieerzeuger sollte hier noch 
deutlich besser kommuniziert 
werden. Windräder beispiels-
weise können eine Gemeinde als 
wichtiger Gewerbesteuerzahler 
durchaus finanziell bereichern. 
Auch könnten Kommunen und 
Energiegenossenschaften die 
Landespolitik dafür sensibilisie-
ren, dass es weiterhin möglich 
sein muss, Photovoltaik-Dach-
anlagen zu errichten und dass 
gleichzeitig für die Betreiber 
sinnvolle politische Rahmenbe-
dingungen gesetzt werden.

Der Geist der  
modernen Gesellschaft

GZ: „Der Geist der freien Ge-
nossenschaft ist der Geist der 
modernen Gesellschaft“, stellte 
Hermann Schulze-Delitzsch vor 
150 Jahren fest. Passt der genos-
senschaftliche Solidargemein-
schaftsgedanke noch in unse-
re Zeit? Ist die Idee von Selbst-
verantwortung, Selbsthilfe und 
Selbstverwaltung zukunftsfähig 
und wagen Sie eine Prognose 
auf die nächsten 150 Jahre?

Gros: Selbstverantwortung 
und Selbsthilfe sind konstituie-
rende Momente der Sozialen 
Marktwirtschaft. Insofern ist 
dieses Zitat aus dem 19. Jahr-
hundert nach wie vor gültig. 
Das zeigt auch die Tatsache, 
dass sich Genossenschaften im-
mer wieder erfinden und grün-
den – heuer sind es bislang 15. 
Einige sind noch im Entstehen, 
das geht vom Gesundheits- und 
Palliativbereich über den Dienst-
leistungs- bis hin zum Energiebe-
reich. Eine bunte Mischung also.

Regional löst global ab. Das 
ist die aktuelle gesellschaftliche 
Entwicklung. Genossenschaft ist 
letztlich die Übersetzung von 
regional. Schauen Sie sich die 
Volksbanken und Raiffeisenban-
ken an: Sie sind einer der wich-
tigen Stützpfeiler der regiona-
len Wirtschaft. Wie wichtig es 
ist, dass es Banken gibt, die aktiv 
auf ihre Kunden zugehen und sie 
begleiten, zeigt sich doch in der 
Corona-Krise. 

GZ: Herr Dr. Gros, herzlichen 
Dank für das Gespräch!  � DK

Gesichter der ...

Genossenschaften sind ...
gehen. Gibt es einen Plan, wie 
mögliche Kreditausfälle aufge-
fangen werden können? 

Gros: Fakt ist, dass die Ban-
ken ihre Kreditportfolien inten-
siv überwachen, es bislang kei-
ne Anzeichen für eine Pleitewel-
le und damit auch keine Anhalts-
punkte für Kreditausfälle bei den 
Volksbanken und Raiffeisenban-
ken gibt. Deshalb bin ich sehr 
verärgert über Studien, die ei-
ne Pleitewelle für Regionalban-
ken prognostizieren. Das ist aus 
der Luft gegriffen und hat kei-
ne Basis. Dies bestätigt uns im 
Übrigen auch die Bankenauf-
sicht. In Summe sind die mittel-
ständischen Kunden der genos-
senschaftlichen Bankengrupp 
bislang sehr gut durch die Krise 
gekommen. Insofern gehen wir 
davon aus, dass die Wertberich-
tigungen auf Kredite dieses Jahr 
keine nennenswerte Rolle spie-
len werden. 

Herausforderung für 2021

Die Herausforderung für 2021 
wird gleichwohl sein, dass die 
Unternehmensbilanzen flächen-
deckend schlechter ausfallen. 
Möglicherweise werden sich da-
durch für einige Branchen die 
Ratingeinstufungen verschlech-
tern – mit allen Konsequenzen 
auch für die Eigenkapitalunterle-
gung bei den Banken.

GZ: Wie wichtig ist in Krisen-
zeiten das Wertpapiergeschäft? 
Mein Eindruck ist, dass es nach 
einem großen Knick relativ sta-
bil weiter aufwärts geht. Ist das 
nicht eigenartig zu einem Zeit-
punkt, da die Realwirtschaft 
gerade ins Straucheln kommt?

Gros: Seit Corona verzeichnen 
die Volksbanken und Raiffeisen-
banken eine äußerst hohe Nach-
frage nach Beratung zum Thema 
Wertpapieranlage. Dass sich die 
Bürger weitaus mehr als in frü-
heren Jahrzehnten mit der Frage 
nach Alternativen zum Sparkon-
to beschäftigen, ist sehr lobens-
wert. Dazu zählt auch das heuer 
sehr stabile Wertpapiergeschäft 
– auf mittlere Sicht die ertrags-
reichere Anlagevariante, wie 
sich allmählich herumspricht. 
Dieser möglicherweise durch Co-
rona beförderte Bewusstseins-
wandel trägt der Tatsache Rech-
nung, dass die Menschen das 

Niedrigzinsumfeld wahrnehmen 
und sich folglich über eine indivi-
duell sinnvolle Geldanlage infor-
mieren und letztlich auch inves-
tieren. Das spricht für eine posi-
tive Erwartungshaltung, was die 
weitere wirtschaftliche Entwick-
lung angeht. 

Im Übrigen kann von einer 
breiten Wirtschaftskrise keine 
Rede sein. Die Corona-Krise ver-
läuft sehr asymmetrisch auch 
innerhalb einzelner Branchen. 
Während beispielsweise die Ge-
sundheits-, IT- und Chemiebran-
che durchaus zu den Coro-
na-Profiteuren zählen, sind un-
ter anderem Teile der Lebensmit-
telbranche erheblich betroffen 
– allerdings sehr unterschied-
lich. Beispiel Milchsektor: Wer 
den Einzelhandel beliefert, hat-
te starke Umsatzmonate. Wer 
auf den Export oder Großmärkte 
spezialisiert war, hatte im Früh-
jahr ein schweres Dasein. Der 
Exporteinbruch nach China zeig-
te volle Wirkung. Gleiches galt 
für Italien, das als Absatzmarkt 
für Bayern traditionell von be-
sonderer Bedeutung ist. Ein Drit-

tel der gesamten bayerischen 
Exportmenge an Milchproduk-
ten fließt normalerweise dort-
hin. Und auch ein wesentlicher 
Absatzkanal war verstopft. Denn 
in den Großmärkten fehlten auf-
grund der Schließungen Hotelle-
rie und Gastronomie als Abneh-
mer. 

Umsteigen auf  
digital veränderte Prozesse

GZ: Thema Digitalisierung: 
Verschiebt sich die persönliche 
Beratung ans Telefon/ins Inter-
net? Wie wichtig ist noch der 
persönliche Kontakt zum Bank-
berater? Wie bereit ist die Kund-
schaft umzusteigen auf digital 
veränderte Prozesse, wie zum 
Beispiel kontaktloses Zahlen?

Gros: Klar ist: Der Omnika-
nal-Vertrieb muss weiterhin ge-
stärkt werden. Für die Kun-
den müssen die Banken auf al-
len Kanälen erreichbar sein. Co-
rona hat die Digitalisierung in 
den Banken nochmals ein Stück 
befördert. Wir haben diverse  
Offensiven gestartet, sowohl 
was die digitale Nutzung und Er-
reichbarkeit der Bank als auch 
was das digitale Bezahlen an-

zum Ausgleich der Corona-be-
dingten Steuerausfälle unter die 
Arme greift“. Dies dürfe freilich 
nicht darüber hinwegtäuschen, 
„dass wir weiterhin enorme 
Anstrengungen unternehmen 
müssen, die weiter steigenden 
Ausgaben zu bewältigen. Wir 
brauchen auch im Jahr 2021 die 
Hilfe von Bund und Land, insbe-
sondere um Gewerbe- und Ein-
kommensteuerausfälle auszu-
gleichen.“

Sehr faires Ergebnis

Für Dr. Uwe Brandl, Präsident 
des Bayerischen Gemeindetags, 
setzt das „sehr faire Ergebnis“ 
auch volkswirtschaftlich und ge-
sellschaftspolitisch ein wichti-
ges positives Zeichen in dieser 
schwierigen Zeit. Die Kommu-
nen blieben damit in den wich-
tigen Bereichen der Daseinsvor-
sorge, insbesondere bei Bildung 
und Umwelt, handlungsfähig.

Trotz schwieriger Umstände 
ist es aus Sicht von Markus Pan-
nermayr, Vorsitzender des Bay-
erischen Städtetags, gelungen, 
ein in der aktuellen Situation 
zufriedenstellendes Verhand-
lungsergebnis zu erzielen. Ins-
besondere konnte der Rückgang 
der Schlüsselmasse teilweise 
mit frischem Geld des Freistaats 
verringert werden. „Wenn wei-
tere Steuereinbrüche erfolgen, 
muss der Bund auch 2021 wie-
der Kompensationsmittel für die 
Kommunen bereitstellen.“

„Ein in einer durchaus schwie-
rigen Zeit respektables Ergeb-
nis, auch zur Sicherstellung der 
sozialen Stabilität in unserem 
Land“, konstatierte Franz Löff-
ler, Präsident des Bayerischen 
Bezirketags. Die Einrichtungs-
träger – gerade auch im Bereich 
der Behindertenhilfe – leisteten 
während der Pandemie einen 
wesentlichen Beitrag dafür, dass 
auch die vulnerablen Personen-
gruppen gut durch die Pande-
mie kommen. Dafür entstehen-
de Mehraufwendungen müss-
ten jetzt gesondert geprüft, be-
wertet und dann auch finanziert 
werden. 

Für den Ausschuss für Staats-
haushalt und Finanzfragen im 
Bayerischen Landtag erklärte 
dessen Vorsitzender Josef Zell-
meier, MdL: „Die rückläufigen 
Steuereinnahmen infolge der 
Corona-Pandemie treffen so-
wohl den Freistaat Bayern wie 
auch die Kommunen. Deshalb 
war es mein Ziel, die Belastun-
gen gerecht zu verteilen und die 
Handlungsfähigkeit auf beiden 
Seiten zu erhalten. Das ist mit 
dem kommunalen Finanzaus-
gleich 2021 gut gelungen.“� DK

Kraftvolles Signal für ...
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»Also, ich sehe Hilfe 
in schwierigen Zeiten.«

Und was sehen Sie? Kommunen, die sich 
bei Personalmangel und Überlastung Hil-
fe bei der AKDB holen, sehen plötzlich 
Lösungen statt Probleme.

z.B. AKDB Servicecenter

Eine plötzliche Kündigung, ein Krankheitsfall, ein Mutter-
schaftsurlaub, eine unvorhergesehene Krise. Schnell steht 
man als Kommune vor einem Personalengpass. Vom Fach-
kräftemangel ganz zu schweigen. Mit den Servicecentern 
der AKDB bekommen Sie Hilfe. Schnell und unkompliziert.
Im Finanzwesen, Bauamt und Personalwesen.

Verwaltungsleistungen:

Digitale Abwicklung wird  
zum neuen Service-Standard

4. AKDB Kommunalforum Digital 2020
Das 4. AKDB Kommunalforum Digital bot mit Video-Chats, Frage-
runden und Live-Sessions zahlreiche Möglichkeiten zu Interaktion 
und persönlichem Gespräch. 50 Top-Referenten aus Verwaltung, 
Politik und Wissenschaft, 25 digitale Messestände und 20 Partner 
machten die Veranstaltung zu einem großen – diesmal virtuel-
len – Treffen für die kommunale Familie, für Mitarbeiter und Ent-
scheider aus Städten, Gemeinden, Landkreisen, Bezirken, Minis-
terien und Behörden in und außerhalb Bayerns gleichermaßen. 

Mit 1.300 Vertretern aus Kom-
munen, Verbänden, Ministeri-
en und Bundesbehörden hat sich 
das AKDB Kommunalforum auch 
in seiner virtuellen Ausgabe als 
etablierter Branchentreff erwie-
sen, auf dem man sich zu neues-
ten IT-Lösungen und zukunftswei-
senden Trends informieren und 
austauschen kann. Die Veranstal-
tung konnte eine Reihe hochka-
rätiger Referenten und Diskussi-
onsteilnehmer für sich gewinnen. 
Aktive Vertreter der Kommunen 
waren unter anderem Regens-

burgs Landrätin Tanja Schweiger, 
Wunsiedels Landrat Peter Berek, 
der IT-Referent der Landeshaupt-
stadt München Thomas Bönig 
und der Bürgermeister der Ge-
meinde Schwangau Stefan Rinke.

Spürbare Entlastungen

Eine Kernbotschaft des Forums: 
Die digitale Abwicklung von Ver-
waltungsleistungen wird zum neu-
en Service-Standard. Nicht nur 
weil OZG und Auswirkungen der 
Pandemie dies erforderlich ma-

chen, sondern weil bereits heute 
täglich tausende Online-Transak- 
tionen zeigen, welch spürbare Ent-
lastungen für Bürger, Unterneh-
men und Verwaltungsangestellte 
dies mit sich bringt.

Wichtige Themen der Veranstal-
tung waren, neben der aktuellen 
Frage, wie Covid-19 die Verwal-
tungsarbeit verändert, zum Bei- 
spiel der Einsatz Künstlicher Intel-
ligenz in Kommunen, die unter-
schiedlichen Digitalisierungsstra-
tegien sowie die Datenschutz- und 
Datensicherheitslage in Deutsch-
land. „Der digitale Weg zum Amt 
muss künftig genauso schnell und 
genauso sicher sein wie das On-
line-Shopping“, sagte etwa Bay-
erns Digitalministerin Judith Ger-
lach in ihrem Videogrußwort: „Die 
Digitalisierung macht nicht halt 
vor Rathäusern und Behörden“. 
Gerlach bedankte sich bei der AK-
DB, dass sie auch in Coronazeiten 
dieses „kommunale Familientref-
fen“ möglich gemacht habe.

Schon in der Begrüßung be-
tonte AKDB-Vorstandsvorsitzen-
der Rudolf Schleyer, die Coro-
na-Pandemie erhöhe Akzeptanz 
und Notwendigkeit einer digita-
len Verwaltung und verleihe ihr 
einen kräftigen Schub. „Die di-
gitale Verwaltung wird zur neu-
en unverzichtbaren Normalität“,  
sagte Schleyer. Stark gestiege-
ne Nutzungszahlen belegten 
dies eindrucksvoll. Von Septem-
ber 2019 bis August 2020 er-
folgten etwa 2,4 Millionen Vor-
gänge in den Bürgerservice-Por-
talen der AKDB, fast das Dop-

pelte als im Vorjahreszeitraum. 
Außerdem hat der Freistaat die 
Nutzung internetbasierter Kfz- 
Dienste erheblich erleichtert, 
auch hier sind große Zuwachsra-
ten zu verzeichnen.

„Investitionen dürfen nicht erst 
in Krisenzeiten erfolgen“, warnte 
Schleyer. Kommunale IT-Dienst-
leister hätten in den letzten Jah-
ren gemeinsam mit den Kommu-
nen bereits Ansätze und Lösun-
gen zur Verfügung gestellt: „Die-
se Angebote gilt es nun, mit Hilfe 
des Konjunkturpakets pragma-
tisch und zügig in die Fläche zu 
bringen und sukzessive zu erwei-
tern“, so Schleyer. Im Rahmen der 
OZG-Umsetzung müssen Verwal-
tungen von Bund, Ländern und 
Kommunen ihre Verwaltungsleis-
tungen bis Ende 2022 online an-
bieten. 

AKDB und Freistaat Bayern sind 
schon sehr weit: 2020 werden be-
reits 83 Prozent der wichtigsten 
kommunalen Verwaltungsdienst-
leistungen angeboten („TOP-Lis-
te“), 2021 werden es dann 96 Pro-
zent sein. 

Maßgeschneiderte 
Online-Dienste

Die AKDB unterstützt Kommu-
nen: Passend zum Förderpro-
gramm „Digitales Rathaus“ – bis 
zu 90 Prozent der Ausgaben sind 
förderfähig – bietet sie maßge-
schneiderte Online-Dienste und 
Formular-Pakete an. Im Rahmen 
dieses Programms lassen sich 
bayerische Kommunen schon 
über 1.400 AKDB-Online-Diens-
te vom Freistaat Bayern fördern 
(Stand September 2020).

Der Bundes-CIO, Staatssekre-
tär Dr. Markus Richter, bezeich-
nete Bayern als „Motor der Digi-
talisierung“ und führte das von 
der AKDB entwickelte Nutzerkon-
to Bund als gelungenes Beispiel 

für eine systematische Digitalisie-
rung an: „Dieses Nutzerkonto ist 
ein wesentliches Ankerangebot, 
über das Menschen Leistungen 
und Bescheide rechtssicher emp-
fangen können.“ Auf Bundesebe-
ne können mit dem Nutzerkonto 
Bund Verwaltungsleistungen wie 
die Corona-Überbrückungshilfen 
oder das Elterngeld Digital in An-
spruch genommen werden.

Einen eindringlichen Appell an 
die Teilnehmer richtete BSI-Prä-
sident Arne Schönbohm in sei-
nem Vortrag über die zentra-
le Bedeutung der IT-Sicherheit: 
„Die Informationssicherheit ist 
Grundvoraussetzung für die Di-
gitalisierung.“ Die Anzahl der Cy-
berattacken hätte sich seit Be-
ginn der Coronazeit um 15 Pro-
zent erhöht.

„Wenn Sie bestimmte Schwach-
stellen bei sich nicht geschlos-
sen haben, gehen Sie davon aus, 
dass Sie angegriffen werden!“, so 
Schönbohm. Gleichzeitig warb er 
bei den Kommunen dafür, Mit-
glied in der Allianz für Cybersi-
cherheit zu werden.

Für digitale Bildungsoffensive

Die SPD-Bundesvorsitzende Sa-
skia Esken forderte in ihrem Bei-
trag eine digitale Bildungsoffen-
sive, wobei sich nicht jede Soft-
warelösung für Verwaltungen 
und Schulen eigne. Jetzt sei die 
richtige Zeit für nachhaltige In-
vestitionen in den digitalen Wan-
del: „Nur das garantiert die Hand-
lungsfähigkeit von Verwaltung 
und Unternehmen.“

Eine zentrale Säule des Online-
zugangsgesetzes ist die Nachnutz- 
barkeit von OZG-Diensten über 
Ländergrenzen hinweg. Hierzu 
präsentierte Dr. Philipp Richter 
vom Innenministerium Branden-
burg gemeinsam mit Michael 
Diepold von der AKDB-Stabsstelle 

Digitalisierung die Umsetzung des 
elektronischen Aufenthaltstitels. 
Dies ist ein für weitere Bundeslän-
der richtungsweisendes Pilotpro-
jekt, das Brandenburg und AKDB 
vorantreiben und das dem Prinzip 
„Einer für Alle“ folgt.

Online-Umfrage

Professor Gerhard Hammer-
schmid von der Hertie School of 
Governance und Carsten Köppl  
von Next:Public stellten erste Er-
gebnisse der großangelegten On-
line-Umfrage „Verwaltung in Kri-
senzeiten“ unter Bürgern und 
Verwaltungsmitarbeitern vor. Da- 
nach schneidet Bayern bei der 
Beurteilung der Funktionsfähig-
keit der öffentlichen Verwaltung 
durch die befragten Bürger im 
Bundesländervergleich am bes-
ten ab. Zudem haben 18 Prozent 
der Bürger in den vergangenen 
Monaten stärker als zuvor auf 
OnlineDienste der Verwaltung 
zurückgegriffen, und deutlich 
über 40 Prozent wünschen sich 
einen digitalen Zugangsweg zur 
Verwaltung, und zwar über On-
line-Portale. Diese Erwartungs-
haltung der Bürger zeigt, dass 
sich Digitalisierungsmaßnahmen 
durchaus lohnen.

In der erhöhten Bereitschaft für 
die Digitalisierung von Infrastruk-
tur und Verwaltung sieht Dr. Gerd 
Landsberg, Hauptgeschäftsführer 
des Deutschen Städte- und Ge-
meindebunds, Chancen in der Kri-
se. Eine Registermodernisierung, 
der Ausbau von Breitband und 
eine durchgehende Digitalisie-
rung an den Schulen seien richti-
ge Schritte zu einem digitalisierten 
Staat, so Dr. Landsberg. 

Noch bis 31.12.2020 stehen re-
gistrierten Teilnehmern die meis- 
ten Veranstaltungsinhalte unter  
www.akdb.de/kommunalforum 
zur Verfügung.� r

V.l.: Dr. Alexander Greulich, Erster Bürgermeister der Gemeinde  
Ismaning, und Michael Schneider, Breitbandbeauftragter der Ener-
gie Südbayern bei der Vertragsunterzeichnung.� Bild: Gemeinde Ismaning

Ismaning:

Startschuss für  
Breitbandausbau

Dr. Alexander Greulich, Erster Bürgermeister der Gemeinde Isma-
ning, und Michael Schneider, Breitbandbeauftragter der Energie 
Südbayern, unterzeichneten den Vertrag für den weiteren Aus-
bau des Breitbandnetzes im Gemeindegebiet Ismaning. Mit dem 
Ausbau werden im Gemeindegebiet insgesamt 126 Glasfaseran-
schlüsse bis zum Grundstück errichtet. Somit können 330 Haus-
halte mit schnellem Internet bis ins Haus versorgt werden.

Energie Südbayern hat be-
reits das Neubaugebiet Fischer-
häuser mit Glasfaseranschlüs-
sen versorgt. Für den aktuellen 
Ausbau übernimmt Energie Süd-
bayern die Errichtung der Glasfa-
ser-Infrastruktur. Über den Tele- 
kommunikationsanbieter M-net 
werden die Dienste für leistungs-
fähige Endprodukte für Haus-
halts- und Gewerbekunden zur 
Verfügung gestellt: Vom Inter-
netfernsehen und Streaming 
über Online-Gaming bis hin zu 
Arbeiten in der Cloud und im Ho-
me-Office.

Beste Technologie

„Digitalisierung geht nur mit 
Breitband. Umso wichtiger ist 
es, dass wir hier auf die Kompe-
tenz und Zuverlässigkeit der bei-
den regionalen Anbieter Ener-
gie Südbayern und M-net setzen 
können. Nach dem erfolgreichen 
Abschluss des Projektes werden 
über 330 Haushalte bestens ver-
sorgt sein“, freut sich Bürger-
meister Dr. Alexander Greulich 
bei der Vertragsunterzeichnung 
im Rathaus. Michael Schneider 
ist überzeugt: „Wir freuen uns 
als Energie Südbayern gemein-
sam mit unserem langjährigen 
Partner M-net eine leistungsfähi-
ge Glasfaserinfrastruktur in Isma-
ning aufzubauen. Eine Lösung, 
mit der wir unseren Kunden heu-
te und in der Zukunft die ganze 
Palette digitaler Anwendungen 
bereitstellen können!“ Energie 

Südbayern und M-net investie-
ren insgesamt rund zwei Millio-
nen Euro in das Projekt.

Durch die Breitbandförderung 
des Freistaats Bayern kann ein 
leistungsfähiger Breitbandaus-
bau auch in der Gemeinde Isma-
ning vorangebracht werden. Für 
den Ausbau des gigabitfähigen 
Breitbandnetzes stellt der Frei-
staat Bayern Fördermittel in Hö-
he von 1.020.000 Euro zur Verfü-
gung. Der kommunale Eigenan-
teil liegt bei 475.770 Euro. Mit 
dem Ausbau wird die Breitband-
infrastruktur für die Anforderun-
gen einer Gigabit-Gesellschaft 
umgesetzt, damit Bürger und 
Bürgerinnen sowie Unternehmen 
die digitalen Möglichkeiten der 
Zukunft optimal nutzen können. 

Im Zuge des Projektes sind 
Tiefbauarbeiten auf einer Län-
ge von über 15 Kilometern not-
wendig, dabei werden über 18 
Kilometer Glasfaserkabel ver-
legt. Mit dem Abschluss der 
Baumaßnahmen und der Inbe-
triebnahme des Netzes wird vo-
raussichtlich im Frühjahr 2022 
gerechnet.

„Mit dem Ja zur Glasfaser hat 
sich die Gemeinde Ismaning für 
die beste Technologie entschie-
den, die es auf dem Markt gibt“, 
so Dr. Oliver Baumann, Abtei-
lungsleiter Expansion der M-net. 
„Die übertragbaren Datenraten 
von Glasfaser sind theoretisch 
nahezu unbegrenzt – das macht 
die Infrastruktur auch langfristig 
absolut zukunftssicher.“� r

http://www.akdb.de/kommunalforum 
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M-net bringt Highspeed- 
Internet nach Oberstdorf

Gemeinsamer Ausbau mit den Allgäuer Überlandwerken (AÜW) 
und der Energieversorgung Oberstdorf (EVO) 

Bayerns führender Glasfaseranbieter M-net errichtet gemeinsam 
mit den Allgäuer Überlandwerken (AÜW) und der Energieversor-
gung Oberstdorf (EVO) ein Glasfasernetz in Oberstdorf und ver-
sorgt den Markt künftig mit Highspeed-Internet und weiteren 
Kommunikationsdiensten. Einen entsprechenden Vertrag haben 
die Anbieter nun mit der Marktverwaltung geschlossen. 

Durch die Erschließung mit 
Glasfaserleitungen bis in die 
Wohnungen und Büros profi-
tieren Bewohner und ansässige 
Unternehmen künftig von Band-
breiten von zunächst bis zu 300 
Mbit/s. Der Ausbau wird mit 
Mitteln im Rahmen des bayeri-
schen Förderprogramms unter-
stützt.

Zeitgleiche Umsetzung

Der Startschuss für den zwei-
ten Glasfaserausbau in Oberst-
dorf ist gefallen. 40 private und 
gewerbliche Haushalte werden 
mit einer zukunftssicheren Glas-
faserleitung bis in die Wohnung 
bzw. bis ins Büro erschlossen. 
Bereits im Juli 2020 wurde der 
Ausbau von 218 Privathaushal-
ten und 46 Gewerbeeinheiten 
beschlossen, nun erfolgte der 
zweite Schritt. Beide Projekte 
werden zeitgleich umgesetzt. 

Bei dem sogenannten FTTH- 

Ausbau (Fiber to the Home) wird 
komplett auf die Verwendung 
von Kupferkabeln verzichtet und 
eine durchgängige Infrastruk-
tur aus Glasfasern errichtet. Auf 
dieser Basis können Bandbrei-
ten bis zu 300 Megabit pro Se-
kunde und künftig noch deut-
lich höhere Bandbreiten bereit-
gestellt werden. „Für Oberst-
dorf ist das ein großer Schritt in 
die Zukunft. Mit der modernen 
Übertragungstechnologie sichern 
wir nicht nur die hohe Lebens-
qualität in unserer Gemeinde, 
sondern machen uns auch für 
Unternehmen und Selbststän-
dige attraktiv“, sagt Bürgermeis-
ter Klaus King.

Das neue Glasfasernetz baut 
M-net gemeinsam mit den All-
gäuer Überlandwerken (AÜW) 
und der Energieversorgung 
Oberstdorf (EVO), wobei der 
Breitbandausbau zusätzlich mit 
Mitteln im Rahmen des baye-
rischen Förderprogramms un-

terstützt wird. Bislang war in 
Oberstdorf durch M-net nur 
ein kleiner Teil des Marktes von 
rund 80 Haushalten mit Glasfa-
ser bis zum lokalen Kabelver-
zweiger erschlossen.

Für die Zukunft wappnen

„Glasfaser ist die Zukunft. Mit 
dem Ausbau der Infrastruktur 
in Oberstdorf können wir die 
Bürgerinnen und Bürger der 
Stadt wie auch die Unterneh-
men vor Ort für die digitale Zu-
kunft wappnen“, erklärt Michael 
Lucke, Geschäftsführer Allgäu-
er Überlandwerk GmbH. „Denn 
die Glasfasertechnik ist die ein-
zige Übertragungstechnologie 
auf dem Markt, die auch lang-
fristig die steigenden Anforde-
rungen der Digitalisierung er-
füllen kann. In Zeiten von Ho-
me-Schooling und Home-Office 
hat sich gezeigt, wie wichtig ei-
ne stabile und schnelle Internet-
verbindung ist.“ Hans-Peter Ha-
genauer, Werkleiter der EVO er-
gänzt: „Als lokalem Anbieter vor 
Ort liegt uns das Wohl und die 
Zukunftssicherheit des Mark-
tes natürlich besonders am Her-
zen. Umso mehr freuen wir uns, 

dass wir mit dem neuen Hoch-
geschwindigkeitsnetz dazu bei-
tragen können, den Standort 
Oberstdorf als Wohnort und 
Wirtschaftsraum für die Zukunft 
zu stärken.“

Rasante Up- und Downloads, 
Surfen ohne Wartezeiten beim 
Seitenaufbau oder unterbre-
chungsfreies Videostreaming 
sind nur einige der vielen Vor-
teile, die ein leistungsfähiger In-
ternetanschluss mit sich bringt. 
„Glasfaseranschlüsse bieten ho-
he und stabile Bandbreiten und 
sind besonders für dateninten-
sive Anwendungen geeignet. 
Dazu zählen auch Online-Ga-
ming, das Speichern und Ab-
rufen von Daten in einer Cloud 
oder die Nutzung des Anschlus-
ses fürs Home-Office“, erklärt 
M-net Regionalmanagerin Me-
lanie Hundt. 

Klare Vorzüge

Auch über den Leistungsas-
pekt hinaus hat die Glasfaser 
klare Vorzüge gegenüber her-
kömmlichen Übertragungstech-
nologien. So ist die Übertra-
gung von Licht deutlich ener-
gieeffizienter als die elektroni-
sche Datenübermittlung: Die 
CO2-Bilanz von FTTH ist um et-
wa 90 Prozent besser als bei der 
Datenübermittlung mit Vecto-
ring-Technologien über die Ver-
teilerkästen im gewöhnlichen 
Kupfernetz. Im Gegensatz zu 
Kupferleitungen ist das Glasfa-
ser-Netz zudem unempfindlich 
für äußere Störeinflüsse und ein 
Vielfaches zuverlässiger und si-
cherer.

Über das Glasfaser-Netz von 
M-net können Kunden neben 
schnellem Internet und günsti-
gen Telefondiensten mit M-net 
TVplus auch einen vollwertigen 
TV-Anschluss mit über 100 Sen-
dern und vielen Extra-Funktio-
nen bestellen: Die intelligente 
Fernsehlösung TVplus bietet ne-
ben zeitversetztem Fernsehen 
und dem Aufzeichnen von Sen-
dungen auch die Möglichkeit, 
Programme gleichzeitig auf dem 
Fernsehgerät, Handy und Tablet 
anzuschauen.� r

„Digitaler Werkzeugkasten“:

Landkreise bauen Online- 
Verwaltung weiter aus

Vom Antrag auf einen Jagdschein bis zur Corona-Registrierung für 
Reiserückkehrer – mit Hilfe eines neuen „digitalen Werkzeugkas-
tens“ haben sieben bayerische Landkreise in den letzten Mona-
ten zahlreiche Verwaltungsdienstleistungen digitalisiert. Bayerns 
Digitalministerin Judith Gerlach und der Leiter des Innovations-
rings des Bayerischen Landkreistags und Landrat des Landkreises 
Bad Tölz-Wolfratshausen, Josef Niedermaier, zogen in Bad Tölz ei-
ne positive Bilanz dieses Pilotprojekts. 

In den teilnehmenden Land-
kreisen Aschaffenburg (Unter-
franken), Bad Tölz-Wolfratshau- 
sen (Oberbayern), Cham (Ober-
pfalz), Fürth (Mittelfranken), 
Kulmbach (Oberfranken), Neu-
Ulm (Schwaben) und Passau 
(Niederbayern) stehen jetzt 
über 120 bisherige Papierformu-
lare zur Online-Eingabe zur Ver-
fügung.

Digitalisierung schnell  
und aktiv voranbringen

Für Landrat Christian Bernrei-
ter, den Präsidenten des Baye- 
rischen Landkreistags, steht 
fest: „Das erfolgreiche Pilotpro-
jekt ist ein Musterbeispiel dafür, 
wie die bayerischen Landkrei-
se die Digitalisierung anpacken. 
Sie schöpfen ihre Möglichkei-
ten voll aus, um die Digitalisie-
rung schnell und aktiv voranzu-
bringen. Das Projekt zeigt aber 
auch, dass die Digitalisierung 
ein Kraftakt ist, für den die  
Landkreise die tatkräftige Un-
terstützung des Freistaats Bay-
ern benötigen.“

Digitale Verwaltung  
so bürgernah wie möglich

Judith Gerlach erklärte: „Bay-
ern drückt bei der Digitalisierung 
der Verwaltung nochmal aufs 
Tempo. Mit diesem neuen ‚digi-
talen Werkzeugkasten‘ können 
die bayerischen Landkreise jetzt 
selbst ganz einfach Dienstleis-
tungen ins Internet übertragen. 
Bei den sieben Pilotkreisen hat 
das hervorragend funktioniert. 
Ein Großteil der Nutzer hat bei 
einer Befragung im Rahmen des 
Projekts angegeben, dass die so 
erstellten Online-Angebote ‚gut 
erklärt‘ und ‚einfach zu nutzen‘ 
seien. Das ist unser Ziel: Digita-
le Verwaltung so bürgernah wie 
möglich.“

Das Rad nicht jedes Mal 
neu erfinden

Josef Niedermaier betonte: 
„Die Digitalisierung fordert die 
Landratsämter mit ihren zahl-
reichen Bürger- und Unterneh-
menskontakten in ganz beson-
derer Weise. Die gute Nachricht 
ist: Das Rad muss nicht jedes 
Mal neu erfunden werden! Als 
Innovationsring unterstützen wir 
die Landratsämter bei ihrer Di- 
gitalisierung und stellen die-

sen sämtliche Projektergebnis-
se zur weiteren Nachnutzung 
zur Verfügung. Dies gilt auch 
für den Leitfaden zur nutzer-
orientierten Formulargestal- 
tung, mit dem wir die Vor-
aussetzungen schaffen, dass  
die umgesetzten Online-An- 
träge von den Bürgerinnen und 
Bürgern sowie den Unterneh-
men bestmöglich genutzt wer-
den können. Gemeinsam wer-
den wir auch diese Herausfor-
derung meistern.“

Gemeinschaftsprojekt

Das Pilotprojekt „Digitaler 
Werkzeugkasten“ war im Früh-
jahr 2019 als Gemeinschaftspro-
jekt des Bayerischen Staats-
ministeriums für Digitales und 
des Innovationsrings des Baye- 
rischen Landkreistags gestar-
tet worden. In einer ersten Pro-
jektphase wurden mit Hilfe die-
ser Softwarelösung 21 Verwal-
tungsleistungen für Bürger und 
Unternehmen durch die betei-
ligten sieben Pilotlandkreise be-
reitgestellt. In einer zweiten Pro-
jektphase wurden die erarbeite-
ten Online-Formulare dann zwi-
schen den Pilotlandratsämtern 
ausgetauscht.

Leitfaden für alle 
bayerischen Landkreise

Zudem wurden die mit der Erar-
beitung der Online-Formulare be-
auftragten Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter der Landratsämter 
sowie Bürgerinnen und Bürger be-
fragt, die die erstellten Formulare 
genutzt haben. Die Empfehlungen 
aus diesen Nutzertests wurden 
in einem Leitfaden zusammenge-
fast, der jetzt allen bayerischen 
Landkreisen zur Verfügung steht. 
Dieser Leitfaden soll als Grund-
lage dienen, um weitere Verwal-
tungsdienstleistungen möglichst 
bürgerfreundlich zu digitalisieren.

Erfolgreiche  
Zusammenarbeit fortsetzen

Digitalministerin Judith Ger-
lach und Landrat Josef Nieder-
maier waren sich bei der Vorstel-
lung der Projektergebnisse einig, 
dass die erfolgreiche Zusammen-
arbeit fortgesetzt werden soll: 
„Das Projekt ‚Digitaler Werkzeug-
kasten 2.0‘ ist schon in Vorberei-
tung“, lautete das gemeinsame 
Fazit.� r

Staatsministerin Judith Gerlach mit Landrat Josef Niedermaier 
bei der Präsentation der Ergebnisse des gemeinsamen Pilot- 
projekts.� Bild: StMD

Ein Virus zwingt zum Handeln
Wie eine digitale Koordinierung die Versorgung hilfebedürftiger Menschen und  

die Entlastung pflegender Angehörige sicherstellen kann
Wir kennen sie alle, die Herausforderungen bei der Unterstüt-
zung hilfebedürftiger Menschen und pflegender Angehöriger, 
die gerade in Krisenzeiten wie der Coronapandemie noch deut-
licher in den Vordergrund treten. Leidtragende sind, wie so oft, 
die Schwächsten der Gesellschaft: hilfe- und pflegebedürftige 
Menschen, pflegende Angehörige, Behinderte und Alleinerzie-
hende. Während der Coronapandemie haben sich sehr viele 
Initiativen gegründet, in denen sich Menschen zusammenge-
schlossen haben, um freiwillig Hilfe zu leisten. Dabei geraten 
sie jedoch oft an ihre Grenzen, weil Helfer nicht ausreichend 
für ihre Einsätze vorbereitet sind, oder die aufwändige Koordi-
nation völlig unterschätzt wird. 

Dass der Bedarf an Alltagsbe-
gleitern ungebrochen ist, ja so-
gar ständig zunimmt, zeigen die 
vielen Anfragen, die deinNach-
bar e.V. täglich erreichen. Das 
soziale Unterstützungsnetzwerk 
trägt seit fünf Jahren mit seiner 
Musterniederlassung in Mün-
chen zur Versorgung hilfebe-
dürftiger Seniorinnen und Seni-
oren und pflegender Angehöri-
ger bei. Mit einem vielfach aus-
gezeichneten, interdisziplinären 
Lösungsansatz aus Pflege, mo-
dernem Ehrenamt, Logistik und 
Digitalisierung der aufwändigen 
Helfersuche und -koordination 
wird die Hilfe via App so gesteu-
ert, dass sie passgenau und zeit-

nah bei den Hilfebedürftigen und 
ihren Angehörigen ankommt. 

Der Qualitätsaspekt steht da-
bei immer an erster Stelle. Pfle-
gefachkräfte eruieren den tat-
sächlichen Unterstützungsbe-
darf im häuslichen Umfeld, bera-
ten rund um das Thema Pflege, 
unterstützen bei der Organisati-
on der Pflegesituation und schu-
len Angehörige. Aber auch eh-
renamtliche Helferinnen und 
Helfer werden durch die Pfle-
gefachkräfte zu Alltagsbeglei-
tern geschult und für ihre Tätig-
keiten angeleitet. Dies erfolgt in 
den Räumen von deinNachbar 
e.V. oder künftig auch durch das 
neu eingeführt E-Learning Tool 

auf digitalem Weg. Aufgrund der 
positiven Erfahrungen und Erfol-
ge, bietet deinNachbar e.V. Kom-
munen Unterstützung beim Auf-
bau eines koordinierten sozialen 
Netzwerkes analog zu der Mus-
terniederlassung in München an. 

Welchen Mehrwert eine 
schnelle und unbürokratische 
Koordination und Vernetzung 
aller an der Versorgung von hil-
febedürftigen Menschen betei-
ligten Organisationen und Frei-
willigen hätte, zeigt die aktu-
elle Pandemiesituation sehr 
deutlich.

Weiterentwicklung zu  
einer Quartiersplattform

Die Bereitschaft, der Bevöl-
kerung zu helfen, ist weiter un-
gebrochen. Um diese entspre-
chend zu würdigen und die Kom-
munen bei der Erfüllung ihres 
Versorgungsauftrages nachhal-
tig zu unterstützen, hat der Ver-
ein deinNachbar zusammen mit 
einem Kooperationspartner ein 
entsprechendes Projekt ins Le-
ben gerufen, das aufbauend auf 

dem erfolgreichen Konzept von 
deinNachbar e.V. auch andere 
soziale und gewerbliche Versor-
ger des ambulanten Bereichs in-
tegriert. 

Das bestehende digitale Helfer-
portal soll gemeinsam mit interes-
sierten Kommunen zu einer Quar-
tiersplattform weiterentwickelt 
werden. Die Hilfebedarfe werden 
von den Koordinationsstellen zen-
tral erfasst. Über Matchingfunkti-
onen werden die Profile der ange-
schlossenen Organisationen mit 
dem Bedarf abgeglichen, so dass 
die Kapazitätsabfrage digital per 
App oder Webanbindung nur an 
die Versorger gestellt wird, auf die 
das Profil passt. 

Hochwertige Versorgung

Die Auswahl des Dienstleis-
ters wird von den Hilfebedürfti-
gen getroffen und daraufhin ein 
Auftrag über die Plattform ge-
neriert. „Wir müssen nicht nur 
für eine weitere mögliche Pan-
demie vorbereitet sein, son-
dern auch auf die durch den de-
mografischen Wandel auf uns 
zukommende prekäre Versor-
gungssituation hilfe- und pfle-
gebedürftiger Menschen“, sagt 
Thomas Oeben, Logistikexperte 
und Vorsitzender von deinNach-
bar e.V. Um das zu erreichen, sei 
eine enge Zusammenarbeit al-
ler Dienstleister, die Angebote 
zur Versorgung im häuslichen 
Bereich in der Region anbieten, 
notwendig. 

Durch das Portal kann die Ver-
sorgung durch einen Mix an pro-
fessionellen Diensten und Ehren-
amtlichen schnell und qualitativ 
hochwertig sichergestellt wer-
den. In Krisenzeiten ist das Por-
tal um nichtgebundene Freiwilli-
ge erweiterbar.� r
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Glasfaserausbau neu gedacht.� Bild: Hauf-Technik GmbH

Hauff-Technik führt neue 
Produktlinie „G-LINE“ ein
Der führende europäische Hersteller von Abdichtsystemen für Kabel, 
Rohre und Hauseinführungen Hauff-Technik GmbH & Co. KG geht neue 
Wege, wenn es um den Breitbandausbau in Deutschland geht. Getreu 
dem Motto „Glasfaserausbau neu gedacht“ versucht Hauff-Technik 
bestehende Vorgehensweisen und Abläufe im Glasfaserausbau, spe-
ziell bei Netzbaumaßnahmen, mit der G-Box zu durchbrechen.

Derzeit werden in Erschlie-
ßungsgebieten nur zwischen 30 
und 40% der möglichen Teilneh-
mer angeschlossen, teils wer-
den Erschließungsgebiete durch 
die geringe Anschlussquote so-
gar schon vor Baustart unwirt-
schaftlich und gar nicht erst er-
schlossen. Nachträgliche Haus-
anschlüsse verursachen einen 
riesigen Aufwand und kosten 
Netzbetreiber und deren Kunden 
daher immense Summen.

Schneller, einfacher und kos-
tengünstiger zu werden sind die 
drei großen Zielsetzungen, die 
mit der G-Line verfolgt werden. 
Mit dem Koalitionsvertrag setzt 
die Bundesregierung zwei ambi-
tionierte Ziele: die deutschland-
weite Versorgung über Giga- 
bit-Netze bis 2025 und den An-
schluss aller Schulen, Gewerbe-
gebiete und Krankenhäuser. Um 
dies zu erreichen muss die her-
kömmliche Bauweise drastisch 
beschleunigt werden.

Ressourcen nutzen

An diesem Punkt setzt das  
neue innovative Anschlusskon-
zept an und bietet eine Lösung, 
durch die Aufwand und Kos-
ten für Netzbetreiber und Tief-
bauunternehmer stark reduziert 
werden können. Mit der G-Box 
kann das Glasfasernetz bis zu ei-
nem definierten Übergabepunkt 
auf dem privaten Grundstück 
oder im öffentlichen Grund in ei-
nem Arbeitsgang fertig gestellt 
werden. Diese Vorgehenswei-
se hilft dabei, die ohnehin schon 
begrenzten Ressourcen im Tief- 
und Netzbau optimal zu nut-
zen und Baumaßnahmen zu be-
schleunigen.

Bei der herkömmlichen Er-
schließung von Neubaugebieten 
werden die sogenannten Mi- 
krorohre für Glasfasernetze bis 
an die Grundstücksgrenze vor-
verlegt und später ins Haus ein-
geführt. Für eine spätere Verle-
gung in das Gebäude muss im 
schlimmsten Fall der asphaltier-
te Fußweg oder sogar die Stra-
ße wieder aufgegraben werden. 
Diese Vorgehensweise verur-
sacht zum einen erhebliche Kos-
ten und führt natürlich auch zu 
Unverständnis bei den Kommu-
nen und Anliegern.

Durch die Verwendung der 
G-Box wird es möglich, den Glas-
faserausbau vom Netzverteiler  
bis an das Grundstück fertig zu 
stellen. Das Mikrorohrnetz kann 
dabei vor Fertigstellung der 
Oberflächen auf seine vollstän-
dige Durchgängigkeit und Funk-
tion geprüft werden. Eventuel-
le Nacharbeiten können bereits 
von Beginn an sondiert und so-
fort behoben werden. Das macht 
den Einsatz der Tiefbauarbeiten 
effizienter und einfacher. 

Ein weiteres Problem der heu-

tigen Bauweise wird beim Aus-
bau im Bestand deutlich. Dort 
werden in der Regel nur die Ge-
bäude angeschlossen, die einen 
Anschluss beantragt haben. 
Dieses Vorgehen verursacht un-
ter anderem viele Terminab-
stimmungen zwischen Planer, 
Bauherren und Netzbetreiber. 
Für den Hausanschluss muss ein 
Team mit teurem Spezialgerät 
die Glasfaser vom Netzverteiler 
bis ins Haus blasen, dort einen 
Abschlusspunkt (AP) setzen, 
diesen mit dem ankommen-
den Kabel verspleißen und die 
verlegte Strecke auf Funktion  
prüfen. Kosten im vierstelligen  

Bereich sind keine Seltenheit.
Mit der G-Box ist es möglich, 

die Glasfaser in einem Schritt im 
ganzen Ausbaugebiet auf ein-
mal einzublasen. Danach kann 
der AP in der G-Box angespleißt 
und die Strecke zum Netzvertei-
ler auf Funktion geprüft werden. 
Kommt es nun zur Freischaltung 
des Anschlusses, reicht ein Mon-
teur, der die Verbindung vom 
Haus zur G-Box herstellt. In die-
sem Schritt ist kein teures Spe-
zialgerät nötig, das hohe Kosten 
verursachen würde.

Mit einer einfachen Plug-and-
Play-Lösung kann die Verbin-
dung von jedem Elektroinstalla-
teur, bestenfalls sogar vom Bau-
herren selbst, hergestellt werden. 
Danach genügt ein Anruf beim 
Netzbetreiber, der den Anschluss 
freischaltet. Alle für diesen letz-
ten Schritt notwendigen Bau-
teile werden zukünftig in einem 
neuen „Bauherrenpaket Glasfa-
ser“ zusammengefasst, das über 
die vorhandene bundesweite 
Struktur der Baustoffhändler und 
Hauff-Partner vertrieben wird.�r

Über 95 % aller öffentlichen 
Schulen auf dem Weg zum 

Glasfaser-Anschluss
„Wir fördern den Breitbandausbau bis in jedes Haus – insbeson-
dere auch an unseren Schulen! Bestmögliche digitale Rahmen-
bedingungen für eine zukunftsfähige Bildung in ganz Bayern zu 
schaffen, ist eine unserer wichtigsten Zukunftsaufgaben“, beton-
te Finanz- und Heimatminister Albert Füracker. 

Und das bayerische Engage-
ment zahlt sich aus: Nach den 
Zahlen des Breitbandatlas des 
Bundes steht Bayern bei sei-
nen Schulen sehr gut da. Be-
reits jetzt ist an rund 95 % der 
öffentlichen Schulen in Bay-
ern ein Anschluss mit schnel-
lem Internet von mindestens 
30 Mbit/s möglich, bei über 
50 % können sogar schon heu-
te Gigabitgeschwindigkeiten 
erreicht werden. Der jeweilige  
Schulträger bzw. die jeweilige 
Schule kann dann entscheiden, 
welche Geschwindigkeiten je-
weils aktuell benötigt und ge-
bucht werden.

Ambitioniertes Ziel

„Aber wir geben uns damit 

nicht zufrieden. Unser Ziel ist es, 
dass jede Schule in Bayern einen 
Glasfaseranschluss bekommt. 
Dabei lassen wir die Träger vor 
Ort nicht allein, sondern unter-
stützen sie mit bis zu 60.000 Eu-
ro je Schule. Hierfür hat Bayern 
insgesamt schon rund 50 Milli-
onen Euro an staatlicher Förde-
rung investiert“, hob Füracker 
hervor. 

Das Programm bietet Förder-
sätze von 80 % bis 90 %. Es ist  
ein voller Erfolg – 1.700 Schulen 
wurden bereits oder werden ak-
tuell damit an das Glasfasernetz 
angeschlossen und das Interes-
se ist weiterhin gewaltig. „Drei 
von vier öffentlichen Schulen in 
Bayern nutzen das Programm 
bereits oder treffen letzte Vor-
bereitungen.� r

Neue Impulse für die Digitalisierung:

Erfolgreiche Premiere 
für virtuelle Fiberweek

Mit der Fiberweek hat der Bundesverband Breitbandkommuni-
kation (BREKO) die Erfolgsmesse Fiberdays erstmals als virtuel-
les Messe-Event für die Telekommunikations- und Digitalbranche 
umgesetzt. Im Mittelpunkt standen der Glasfaserausbau und die 
Digitalisierung in Deutschland. 

Mit täglich mehr als 1.000 Be-
suchern aus 27 Ländern, über 
50 Stunden Konferenzprogramm 
mit mehr als 100 Referenten und 
einem breitem Themenspekt-
rum endete die Messe mit gro-
ßem Zuspruch, wichtigen Bot-
schaften für den Glasfaseraus- 
bau und einem zufriedenen Ver-
anstalter. „Unser Ziel, der Tele-
kommunikations- und Glasfaser-
branche auch in diesen Zeiten 
eine performante Plattform zu 
bieten, haben wir erreicht. Wäh-
rend der fünf Messetage wurde 
deutlich, wie groß der Informa-
tions- und Redebedarf zum The-
ma Glasfaserausbau ist“, machte 
BREKO-Geschäftsführer Stephan 
Albers deutlich. Denn eines sei 
klar: „Wenn wir bei der Digitali-
sierung und dem Ausbau der di-
gitalen Infrastruktur vorankom-
men wollen, müssen wir auch in 
dieser schwierigen Situation, Po-
litik, Verbände und Praxis an ei-
nen Tisch bringen. Mit der Fi-
berweek20 ist es uns gelungen, 
den Bogen vom Tiefbau über den 
Netzbetrieb und digitale Produk-
te bis zur politischen Ebene zu 
spannen und gemeinsam klare 
Ziele und nächste Schritte für die 
Digitalisierung Deutschlands her-
auszuarbeiten.“

Themen-Höhepunkte

Digitalisierung, Smarte Städte 
und Regionen und Deutschlands 
digitale Infrastruktur: Die fünf 
Messetage waren voll mit Dis-
kussionsrunden, Vorträgen und 
Interviews zu wichtigen Digi-
talthemen. So wurden unter an-
derem der aktuelle Streit um die 
450 MHz-Frequenzen, das Breit-
bandförderprogramm des Bun-
des sowie der Netzumbau von 
Kupfer- zu Glasfasernetzen im 
Rahmen der Messe thematisiert. 
Ergänzt wurden die Themen-Hö-
hepunkte durch Praxisbeispiele 
wie das Smart City-Projekt rund 
um den Flughafen Berlin-Tegel, 
die Glasfaser-5G-Kooperation 
zwischen 1&1 Versatel und dem 
BREKO sowie Best Practice Er-
fahrungsberichten zur Finanzie-
rung und zum Ausbau von Glas-
fasernetzen. 

BREKO-Vizepräsident Alfred 
Rauscher brachte es im Rahmen 
einer Diskussionsrunde zur Be-
schleunigung des Glasfaseraus-
baus auf den Punkt: „Der Glasfa-
serausbau ist wie ein Marathon-
lauf. Du musst mit konstanter Ge-
schwindigkeit voran gehen. Nur 
dann kommst Du zum Ziel.“ Rau-
scher bezog sich dabei vor allem 
auf die nachhaltige Zusammen-
arbeit vor Ort in den Kommunen, 
wo mit Hilfe von langfristigen Ko-
operationen Hand in Hand gear-
beitet werden muss. 

Auf einem guten Weg

Im Rahmen des Eröffnungskon-
gresses war zuvor über die digi-
tale Infrastruktur als Basis für die 
Digitalisierung und digitale Ge-
schäftsmodelle diskutiert wor-
den. „Es gibt keine Frage mehr, 
ob wir Glasfaser bis in die Häu-
ser und Unternehmen brauchen. 
Deutschland ist beim Glasfaser- 
ausbau auf einem guten Weg. 
Es gilt aber auch die Rahmenbe-
dingungen richtig zu setzen, um 
den Ausbau weiter zu beschleu-
nigen: Die Genehmigungsverfah-
ren müssen vereinfacht und be-
schleunigt werden. Zudem sollte 
sich die Förderung primär auf die 
Schließung noch vorhandener 
weißer Flecken fokussieren“, hob 
BREKO-Präsident Norbert West-
fal hervor.

Dr. Katrin Suder, Vorsitzende 
des Digitalrats der Bundesregie-
rung, Ingbert Liebing, Hauptge-
schäftsführer des Verbands kom-
munaler Unternehmen (VKU), 
Felix Falk, Geschäftsführer des 
Verbands der deutschen Ga-
mes-Branche (game) sowie Nor-
bert Westfal und Dr. Stephan Al-
bers vom BREKO mit Professor 
Dr. Jens Böcker über den digita-
len Fortschritt und Deutschlands 
Zukunftsfähigkeit. Wichtigstes 
Thema dabei war die digitale In- 
frastruktur als Basis für die Di-
gitalisierung und digitale Ge-
schäftsmodelle.

Starker Mittelstand

Dr. Katrin Suder, Vorsitzende 
des Digitalrats der Bundesregie-
rung, unterstrich die große Be-
deutung der Digitalisierung für 
die Zukunftsfähigkeit der deut-
schen Wirtschaft: „Ich glaube, 
dass wir in Deutschland alle Zu-
taten dafür haben, um auch di-
gital wettbewerbsfähig zu sein. 
Was wir brauchen, ist ein offenes 
Mindset, engagierte Köpfe und 
Diversity – ob in Wirtschaft oder 
Verwaltung. Unsere Stärke ist die 
deutsche Industrie und der Mit-
telstand. Diese Stärke muss jetzt 
in Einklang mit der digitalen Welt 
gebracht werden. Die Botschaft 
ist in Politik und Wirtschaft an-
gekommen. Wichtig ist es jetzt, 
dass die Wirtschaft aktiv wird. 
Da muss jedes Unternehmen, je-
de Stadt und jede Kommune die 
eigenen Kräfte mobilisieren. Das 
gilt auch für den Infrastruktur-
ausbau als Basis.“

Die Mischung macht‘s

BREKO Geschäftsführer Albers 
wies darauf hin, dass der Glasfa-
serausbau auch künftig in erster 
Linie durch den Markt selbst vor- 
angetrieben wird und deshalb ein 
kluges Zusammenspiel zwischen 
eigenwirtschaftlichem und geför-
dertem Ausbau notwendig sei. 
„Es ist wie bei einem guten Cock-
tail. Es kommt auf die richtige 
Mischung an. Es stehen Finanz- 
investoren bereit. Es scheitert 
nicht am Geld. Es macht keinen 
Sinn 10 Mrd. Euro in den Markt 
zu kippen. Die Förderung, die wir 
ergänzend sicher brauchen, muss 
dosiert und über einen längeren 
Zeitraum gestreckt werden und 
dort ansetzen, wo die Versor-
gung besonders schlecht ist.“ Mit 
Blick auf die zunehmende Bedeu-
tung eines stabilen Internetzu-
gangs für die Bürger und Unter-
nehmen unterstrich Albers: „In 
diesen Zeiten steht FTTH nicht 
nur für Fiber to the Home son-
dern insbesondere auch für Fiber 
to the HomeOffice.“

Ingbert Liebing, Hauptge- 
schäftsführer des Verbands 
kommunaler Unternehmen 
(VKU), sprach über die Rolle der 
kommunalen Unternehmen bei 
der Digitalisierung: „Das bes-
te digitale Geschäftsmodell 
nützt nichts, wenn der Zuliefe-
rer im Funkloch steckt oder Hid-
den Champions am alten Kup-
fernetz hängen. Der Ausbau der 
Glasfasernetze bleibt eine der 
größten Baustellen, die vor al-
lem die Landwirtschaft und den 
Mittelstand mit seinen Firmen-
sitzen im ländlichen Raum aus-
bremst. Daher appellieren wir 
an die Bundesregierung für gu-
te Rahmenbedingungen mit 
der TKG-Novelle zu sorgen, da-
mit Glasfaser bis an die letzte 
Milchkanne ausgebaut und der 
Wirtschaftsstandort profitieren 
kann.“� DK



KO M M U N I K AT I O N S T E C H N I K  ·  I T8 GZ5. November 2020

samstags 17:45 Uhr auf RTL
& sonntags auf allen 14 bayerischen Regional-TV-Sendern

www.tvbayernlive.de

Empfangbar im Kabel, über Magenta TV & via Satellit auf RTL Bayern

*Ganz Bayern in einer Stunde

Digitalisierung der Verwaltung:

Normenkontrollrat beklagt 
geringe Fortschritte

Trotz des engagierten Umgangs aller Verwaltungsebenen bei der 
Umsetzung des Online-Zugangs-Gesetzes (OZG), konnte Deutsch-
land bisher noch nicht an das Europäische Mittelfeld im Bereich 
der Digitalen Verwaltung anschließen. Darauf macht der Nationa-
le  Normenkontrollrat (NKR) in seinem vierten Monitor „Digitale 
Verwaltung“ aufmerksam.

Zwar holte Deutschland im 
aktuellen Digitalranking der Eu-
ropäischen Union (DESI) drei 
Plätze auf und liegt damit nun 
auf Platz 21 von 28 EU-Staa-
ten. Dennoch bleibt es weiter-
hin deutlich hinter den eigenen 
Ansprüchen zurück. „Allerdings 
werden sich die durch die Um-
setzung des OZG zu erwarten-
den Fortschritte auch erst in 
den nächsten Monaten und Jah-
ren zeigen“, heißt es in dem Be-
richt.

Der NKR lobt, dass durch die 
Corona-Pandemie ein digita-
ler Ideen- und Mentalitäts-
schub durch viele Verwaltun-
gen gegangen sei. Zwar seien 
auch zahlreiche Schwachstellen 
zu Tage getreten, doch habe die 
Pandemie deutlich gezeigt, was 
digital alles in kürzester Zeit be-
werkstelligt werden könnte. Der 
NKR verweist hier unter ande-
rem auf den Hackathon #WirVS-
Virus, die Corona-Warn-App 
oder auch die OZG-Expresslabo-
re für Verdienstausfallentschä-
digungen.

Kernbotschaften

Der Monitor des Normenkon-
trollrates formulierte folgende 
Kernbotschaften:
1. Benötigt wird Transparenz 
über den Umsetzungsstand des 
OZG und das Ziel darf nicht aus 
den Augen verloren werden.

Der NKR kritisiert, dass es auf-
grund unterschiedlicher Infor-
mationsseiten für Kommunen 
nicht möglich ist, sich an einer 
Stelle zu informieren. Für die 
kommunale Ebene sei es der-
zeit nicht möglich abzuschät-
zen, welche Lösungen aus dem 
OZG-Digitalisierungslaboren 
wann und wie zur Verfügung ste-
hen, wie sie sich am besten auf 
eine Übernahme dieser Services 
einstellen können oder in wel-
chen Punkten es sich lohnt, ei-
gene Angebote zu entwickeln. 
Gelobt wird, dass dieses Prob-
lem erkannt wurde und bis Ende 

des Jahres das Monitoring-Dash-
board zur Verfügung stehen soll.

Besorgt reagiert der NKR auf 
Äußerungen, dass nicht ein-
mal OZG-Leistungen der beiden 
höchsten Prioritäten eins und 
zwei bis 2023 flächendeckend 
zur Verfügung stehen könn-
ten. Aus der Single-Digital-Ga-
teway-Verordnung der EU, die 
eine Umsetzung von digitalen 
Leistungen bis Ende 2023 fest-
legt, wird befürchtet, dass Bür-
ger ihre Rechte auf eine Online-
verwaltung womöglich gericht-
lich einklagen könnten oder die 
Europäische Kommission ein 
Vertragsverletzungsverfahren 
einleiten könnte.
2. Die Milliarden des Konjunk-
turpaketes können helfen, lö-
sen aber nicht alle Probleme. 
Komplexitäten müssen redu-
ziert und wettbewerbsfreund-
lich standardisiert werden.

Die zusätzlichen Milliarden des 
Konjunkturpakets können Investi-
tionsentscheidungen erleichtern 
und besonders finanzschwache 
OZG-Projekte unterstützen. Je-
doch seien besondere Schwach-
punkte im derzeitigen Prozess 
Ressourcenknappheit auf Verwal-
tungs- und Herstellerseite. Hier 
wäre es von Vorteil, die Komple-
xität des OZG-Prozesses zu redu-
zieren. Besonders die Maßgabe 
des Koalitionsausschusses, die 
drei Milliarden nur dort einzuset-
zen, wo Lösungen gemeinschaft-
lich oder zentral entwickelt wer-
den (Einer-für-Alle), ist zwar mit 
der Hoffnung nach mehr Schnel-
ligkeit verbunden, jedoch bürgt 
dieser Ansatz auch einige Fallstri-
cke. Derartige Lösungen sind nur 
überall einsetzbar, wenn sie mit 
der lokalen Systemlandschaft und 
den Fachverfahren kompatibel 
sind und sich auch dem wandeln-
den Bedarf vor Ort anpassen kön-
nen. Den Ansatz Einige-für-Viele 
halten die Verfasser für zielfüh-
render. 

Um einen besseren Wettbe-
werb bei Produkten und kei-
ne einseitigen Abhängigkeiten 

von großen IT-Firmen hervor-
zurufen, plädiert der NKR für 
ein stärkeres Maß an Standar-
disierungen, Modularisierun-
gen und der Verwendung offe-
ner Schnittstellen. Der bereits 
veröffentlichte Servicestandard 
für die OZG-Umsetzung enthält 
bereits viele Empfehlungen für 
diesen Bereich. Der NKR spricht 
sich dafür aus, diesen weiter zu 
operationalisieren. Dies könn-
te den Mittelstand stärken und 
auch das Angebot durch Start-
Ups erhöhen.

Vielfalt und Wettbewerb sind 
laut Normenkontrollrat die not-
wendigen Garanten dafür, dass 
eine möglichst mittelständisch 
geprägte und durch Start-Ups 
bereicherte Anbieterlandschaft 
dauerhaft wirtschaftliche, be-
darfsorientierte und innovative 
IT-Lösungen anbieten kann. Um 
Vielfalt „ertragen“ zu können 
und eine Übertrag- und Kom-
binierbarkeit von Lösungen si-
cherzustellen, bedürfe es aller-
dings eines viel stärkeren Ma-
ßes an Standardisierung, Modu-
larisierung und der Verwendung 
offener Schnittstellen. 

Steigern ließe sich dieser An-
satz noch durch eine stärkere 
Verwendung offener Software 
und die systematische Förderung 
von Entwicklungsgemeinschaf-
ten, die Open-Source-Code ge-
meinschaftlich pflegen und wei-
terentwickeln. Der jüngst ver-
öffentlichte Servicestandard für 
die OZG-Umsetzung enthält be-
reits verschiedene Empfehlungen 
in diese Richtung. Er sollte wei-
ter operationalisiert und zum ver-
bindlichen Rahmen und Quali- 
tätssicherungsmaßstab öffentli-
cher Softwareentwicklung wer-
den.
3. Die Vollzugs- und Digital-
tauglichkeit von Gesetzen muss 
verbessert und mit einem Digi-
tal-TÜV systematisch kontrol-
liert werden.

Eine Ausnahmeregelung des 
bayerischen Verkehrsministeri- 
ums zeigt dem NKR zufolge 
„sehr schön, was viel häufiger 
erwogen werden sollte: Um in 
Zeiten von Corona KFZ im In-
ternet einfacher als bisher an-, 
ab- oder ummelden zu können, 
wurde geregelt, dass die Ein-
gabe von Benutzername und 

Passwort genügt. Bisher waren 
KFZ-Onlineverfahren nur mit 
elektronischem Personalausweis 
und Lesegerät (oder passen-
dem Smartphone) möglich. Im 
Ergebnis stieg die Nutzung der 
KFZ-Onlineservices in Bayern 
um das Neunzehnfache.“ 

Die Ausnahme sollte zur bun-
desweiten Regel werden, sowohl 
in Bezug auf KFZ-Online (das BM-
VI sollte die Ausnahmeregel bun-
desweit verstetigen) als auch in 
Bezug auf die zügige und brei-
te Umsetzung von rechtlichen 
Änderungsvorschlägen aus den 
OZG-Laboren. Gleiches gilt für 
das weiterhin ausstehende Re-
gistermodernisierungsgesetz. 
Die Kompromissentscheidung 
des Koalitionsausschusses muss 
jetzt zügig umgesetzt werden, 
sonst endet die Legislaturperio-
de ohne Ergebnis. Das wären vier 
weitere verlorene Jahre! 

Gesetze sollten auf ihre Prak-
tikabilität und digitale Umsetz-

barkeit viel stärker geprüft und 
danach angepasst werden. Ein 
Digital-TÜV nach dänischem Vor- 
bild sollte zur Lösung dieses Pro-
blems zeitnah eingeführt werden.

Massiver Nachholbedarf

Nach Auffassung des Deut-
schen Städte- und Gemeinde-
bunds zeigt auch die vierte Auf-
lage des Berichts des Normen-
kontrollrates zur digitalen Ver-
waltung, dass in Deutschland 
massiver Nachholbedarf besteht. 
Die aufgezeigten Defizite bei der 
Umsetzung des OZG seien beson-
ders im Bereich der Kommunika-
tion über die Vorhaben und den 
Stand der Fortschritte signifikant. 
Mehr Transparenz und bessere 
Kommunikation gegenüber den 
Kommunen, die den Löwenanteil 
der Leistungen umsetzen sollen, 
seien dringend erforderlich.

Das Ausmaß des durch das 
OZG ausgelösten Umbaus der 

Prozesse und Abläufe sei im-
mens, besonders wenn nicht 
nur die Schnittstellen im „Front-
End“ in den Blick genommen 
werden, sondern durchgehend 
digitale Prozesse angestrebt 
werden. Dies erfordere aktives 
Veränderungsmanagement und 
eine gute Prozessbegleitung und 
setze eine nachvollziehbare und 
transparente Vorgehensweise 
zwingend voraus. Hier seien der 
Bund und die für die Umsetzung 
verantwortliche FITKO dringend 
gefordert. 

Laut DStGB bleibt abzuwar-
ten, ob die nun durch das Kon-
junkturpaket zusätzlich verfüg-
baren Finanzmittel zu einer Ver-
besserung der Situation und zu 
einer Beschleunigung der Ver-
waltungsdigitalisierung beitra-
gen werden. „Dazu müssen die 
Gelder vor allem dort eingesetzt 
werden, wo auch die Umset-
zung des OZG erfolgt – auf der 
kommunalen Ebene.“� DK

BSI-Lagebericht zur IT-Sicherheit:

Corona verschärft 
Cyber-Gefährdungslage

Die Lage der IT-Sicherheit in Deutschland bleibt im Berichts-
zeitraum angespannt. Angreifer nutzten Schadprogramme für 
cyber-kriminelle Massenangriffe auf Privatpersonen, Unter-
nehmen, Behörden und andere Institutionen, aber auch für ge-
zielte Angriffe auf ausgewählte Opfer. Zugleich hat die Bedrohung 
durch Daten-Leaks mit der Offenlegung von Millionen von Pati-
entendatensätzen im Internet eine neue Qualität erreicht. Die-
se und weitere Erkenntnisse zur aktuellen Gefährdungslage hat 
das Bundesamt für Sicherheit in der Informationstechnik (BSI) im 
neuen „Bericht zur Lage der IT-Sicherheit in Deutschland 2020“ 
zusammengestellt, den Bundesinnenminister Horst Seehofer und 
BSI-Präsident Arne Schönbohm in Berlin vorstellten.

Im Zuge der Corona-Pandemie 
arbeiten viele Menschen im Ho-
meoffice. Bring-your-own-Device 
wird vielerorts als Mittel zur Ar-
beitsfähigkeit akzeptiert, viele 
Videokonferenzen wurden kurz-
fristig eingerichtet und Unter-
richt wird als Home-Schooling 
mit Laptop und Webcam abge-
halten. Viele dieser Maßnahmen 
sind spontan umgesetzt worden. 
IT- und Datensicherheit spiel-
te dabei oft eine untergeordne-
te Rolle. „In der akuten Situati-
on habe ich durchaus Verständnis 
dafür. Jetzt aber, nachdem sich 
vieles eingespielt hat, gilt es, die-
ses ‚neue Normal‘ nachhaltig und 
sicher zu gestalten. Tun wir dies 
nicht, dann werden wir die Fol-
gen in einigen Wochen oder Mo-
naten spüren“, machte BSI-Präsi-
dent Schönbohm deutlich. 

Risiken wirksam begegnen

Wolle man weiterhin von der 
Digitalisierung profitieren, dürfe 
man es Angreifern nicht zu leicht 
machen. Der neue Lagebericht 
des BSI mache aber auch deutlich, 
„dass wir die Cyber-Sicherheit in 
Deutschland ein gutes Stück vo-
rangebracht haben. Als Cyber-Si-
cherheitsbehörde des Bundes 
übernimmt das BSI Verantwor-
tung, indem wir uns mit den Risi-
ken der Digitalisierung auseinan-
dersetzen und aufzeigen, wie wir 
diesen wirksam begegnen kön-
nen“, erklärte Schönbohm.

Die aktuelle Gefährdungslage ist 
weiterhin geprägt von Cyber-An-
griffen mit Schadsoftware, die in 
immer neuen Varianten und mit 
teils ausgefeilten Methoden ein-
gesetzt wird. Die Zahl der Schad-
programme übersteigt inzwischen 
die Milliardengrenze. Allein im Be-
richtszeitraum sind 117,4 Millio-
nen neue Varianten hinzugekom-
men, somit etwa 320.000 neue 
Schadprogramme pro Tag.

Weiterhin dominant ist die 
Schadsoftware Emotet, die das 
BSI schon vor rund zwei Jahren als 
gefährlichste Schadsoftware der 
Welt bezeichnet hatte. Sie bietet 
Angreifern zahlreiche fortschritt-
liche Angriffsmöglichkeiten. Da-
ten werden immer öfter nicht nur 
verschlüsselt, sondern von Cy-
ber-Kriminellen kopiert und aus-
geleitet. Die Angreifer drohen zu-

sätzlich damit, die Daten an In-
teressenten zu verkaufen oder 
zu veröffentlichen. Damit erhö-
hen die Angreifer den Druck auf 
das Opfer, der Lösegeldforderung 
nachzukommen.

Von Cyber-Angriffen betroffen 
sind Unternehmen und Instituti-
onen aller Größen und Branchen. 
So wurden Automobilhersteller 
und ihre Zulieferer angegriffen, 
ebenso Flughäfen und Fluggesell-
schaften. Auch kleine und mit-
telständische Unternehmen, die 
sich durch Alleinstellungsmerk-
male wie zum Beispiel die Pro-
duktion spezieller Komponenten 
im Maschinenbau auszeichnen, 
wurden Opfer von Cyber-Angrif-
fen. Außerdem waren kommuna-
le Verwaltungen, Krankenhäuser 
und Hochschulen von Ransomwa-
re-Angriffen betroffen.

Daten-Leaks

Bemerkenswert ist die Bedro-
hung durch Daten-Leaks, d.h. den 
Diebstahl oder die unbeabsichtig-
te Offenlegung personenbezoge-
ner Datensätze, zum Beispiel Kun-
dendaten oder Patientendaten. 
So waren in einem Fall allein in 
Deutschland im Zeitraum von Juli 
bis September 2019 etwa 15.000 
Patientendatensätze mit mehre-
ren Millionen medizinischen Bil-
dern öffentlich ohne Passwort-
schutz zugänglich. Die Informa-
tionen lagen auf sogenannten 
PACS-Servern (Picture Archiving 
and Communication Systems), die 
im Gesundheitswesen zur Bildar-
chivierung genutzt werden. Das 
BSI hat sowohl die betroffenen 
medizinischen Einrichtungen in 
Deutschland als auch 46 interna-
tionale Partner informiert.

Nach Ansicht von Bundesinnen-
minister Seehofer zeigt der Bericht 
zur Lage der IT-Sicherheit eine 
nach wie vor angespannte Gefähr-
dungslage. „Wenn wir die Chancen 
der Digitalisierung voll ausschöp-
fen wollen, müssen wir die mit ihr 
verbundenen Risiken beherrsch-
bar machen. Wir müssen uns als 
Gesellschaft bewusst sein, welche 
Gefahren für Gesellschaft, Wirt-
schaft und auch Staat im digitalen 
Raum bestehen, wie wir uns vor 
diesen schützen können und wel-
che Angebote der Staat dafür zur 
Unterstützung anbietet.“

Um dauerhaft ein hohes 
Schutzniveau im Cyberraum ge-
währleisten zu können, ist es aus 
Sicht des Bundesinnenministeri-
ums erforderlich, u.a. das IT-Si-
cherheitsrecht an die rasanten 
technischen Entwicklungen an-
zupassen. Die Fähigkeiten des 
BSI werden weiter ausgebaut 
und seine Rolle als Cybersicher-
heitsbehörde des Bundes ge-
stärkt. Hierfür soll noch in dieser 
Legislaturperiode das IT-Sicher-
heitsgesetz 2.0 auf den Weg ge-
bracht werden.

In diesem Zusammenhang ste-
hen auch die Überlegungen zu  
einem IT-Sicherheitskennzeichen 
für Produkte insbesondere aus 
dem Verbrauchersegment. Zu-
dem wird in den nächsten Mo-
naten die Cybersicherheitsstrate-
gie der Bundesregierung fortge-
schrieben. Die aus dem Jahr 2016 
stammende Strategie führt viele 
wichtige Ziele der nationalen und 
internationalen Cyberpolitik auf. 
Diese Ziele und die damit verbun-
denen Maßnahmen sollen nun 
überprüft und zukunftsgerichtet 
neu formuliert werden.

Sicherheit ist  
keine Einmallösung

Nach Auffassung von Susanne 
Dehmel, Mitglied der Bitkom-Ge-
schäftsleitung, gilt für die Arbeit 
von Zuhause, die richtige Balance 
zu finden zwischen dem benutzer-
freundlichen Zugriff auf Unterneh-
mensdaten und dem Schutz der 
eigenen IT – etwa durch Zwei-Fak-
tor-Authentifizierung. Neben tech- 
nischen Lösungen gehöre zu ei-
nem robusten IT-Sicherheitsma-
nagement aber auch, die eigenen 
Mitarbeiter zu schulen, Prozesse 
für den Notfall aufzusetzen sowie 
das Sicherheitskonzept regelmä-
ßig zu überprüfen. Sicherheit sei 
keine Einmallösung, sondern ein 
kontinuierlicher Prozess. 

Viele kleinere Unternehmen 
hätten aber immer noch Nach-
holbedarf beim Thema IT-Sicher-
heit. Zu wenige hielten für mög-
lich, Opfer eines Hackerangriffs 
werden zu können. Dabei können 
die Folgen gravierend sein: Im 
schlimmsten Fall sei die Existenz 
des Unternehmens gefährdet. 
Absolute Sicherheit werde es nie 
geben können. Aber wer die Mit-
tel für eine ausreichende IT-Si-
cherheit im Unternehmen nicht 
bereitstellt, handle fahrlässig.

Laut einer Bitkom-Umfrage ha-
ben Cyberangriffe in den Jahren 
2018 und 2019 bei 70 Prozent der 
Unternehmen in Deutschland zu 
Schäden geführt. Im vergange-
nen Jahr gingen 82 Prozent der 
Unternehmen davon aus, dass 
die Zahl der Cyberattacken auf 
ihr Unternehmen weiter zuneh-
men wird.� DK
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Studie des Deutschen Instituts für Urbanistik:

Open Data in Kommunen
Immer mehr Kommunen in Deutschland stellen ihre Daten offen zur 
Verfügung. Welche Chancen und Herausforderungen Kommunen 
darin sehen, hat das Deutsche Institut für Urbanistik mit Unterstüt-
zung des Deutschen Städtetags untersucht. Über 200 Kommunen 
mit mehr als 10.000 Einwohnern beteiligten sich an der Befragung.

Zentrales Ergebnis: Über 90 
Prozent der vom Difu befrag-
ten kommunalen Daten-Ex-
perten befürworten die politi-
schen Bestrebungen, offene Da-
ten verstärkt zur Verfügung zu 
stellen – sehen sich aber großen 
Hürden gegenüber. Mangeln-
de personelle Ressourcen und 
ein fehlender gesetzlicher Auf-
trag zählen zu den zwei wesent-
lichen Gründen, warum häufig 
noch keine offenen Daten be-
reitgestellt werden. Aber auch 
die Angst vor Datenmissbrauch 
und datenschutzrechtliche Be-
denken bremsen die Kommu-
nen bei der Bereitstellung offe-
ner Daten aus. 

Die bisher vergleichsweise 
wenig standardisierten Pro-
zesse sowie der generell gerin-
ge Grad der Digitalisierung der 
Verwaltungsvorgänge in den 
Kommunen erschweren die Be-
reitstellung. Dabei sieht rund 
die Hälfte der Daten-Experten 
gerade in der aktuellen Coro-
na-Pandemie einen Mehrwert, 
wenn offene Daten bereitge-
stellt werden können, zum Bei-
spiel wenn es um Gefährdungs-
lagen vor Ort geht. Ein weiterer 
Vorteil offener Daten hat mit 
der Information der Bürger und 
einem vereinfachten Austausch 
zwischen den unterschiedlichen 
Ämtern zu tun. Kaum einen Vor-
teil sehen die Fachleute dage-
gen in der Entwicklung innova-
tiver Geschäftsfelder für priva-
te Dritte.

Professionelles  
Datenmanagement 
ist unerlässlich

Rund ein Drittel der befrag-
ten Kommunen stellt bereits 
offene Daten bereit. Von de-
nen, die dies bislang nicht tun, 
hat ein Viertel bereits Maßnah-
men ergriffen, um künftig offe-
ne Daten zu veröffentlichen. Ein 
professionelles Datenmanage-
ment ist hierfür eine unerläss-
liche Grundlage und ermöglicht 
oftmals erst die datenbasierte 
Steuerung kommunaler Maß-
nahmen und Projekte. 

Mehr als die Hälfte der Städte 
und Gemeinden hat bereits Pro-
zesse, Strukturen und Verant-
wortlichkeiten für das Datenma-
nagement etabliert. Doch wäh-
rend dies bei über 90 Prozent 
der Großstädte (über 100.000 
Einwohner) der Fall ist, trifft dies 

nur auf weniger als die Hälfte 
der kleineren Kommunen (bis 
20.000 Einwohner) zu. Nur je-
de sechste Kommune besitzt 
eine direkte Kontaktperson für 
das Thema Open Data – kleine 
Kommunen sind auch hier selte-
ner vertreten.

Für knapp drei Viertel der be-
fragten Kommunen ist für das 
Gelingen von Open Data der Zu-
griff auf eine gute technische In-
frastruktur wichtig. Auch klare 
gesetzliche und regulative Vor-
gaben auf Bundes- oder Lan-
desebene, wie beispielsweise 
Transparenzgesetze, sowie eine 
einschlägige Beschlussfassung, 
um auf kommunaler Ebene of-
fene Daten bereitzustellen, sind 
wichtige Voraussetzungen für 
die Datenbereitstellung.

Viele kommunale Daten-Ex-
perten wollen offene Daten be-
reitstellen, in der jeweiligen  
Kommune sind entsprechende 
Diskussionsprozesse aber noch  
nicht so weit gediehen. Prakti-
sche Handreichungen und ein 
überregionales Datenportal wür-
den die Bereitstellung offener 
Daten erleichtern, insbesondere 
für kleinere Städte und Gemein-
den, die keine eigene technische 
Infrastruktur aufbauen und war-
ten können.

Handlungsempfehlungen

Insgesamt lassen sich aus der 
Studie vier Handlungsempfeh-
lungen für eine stärkere Bereit-
stellung von offenen Daten in 
Kommunen und mögliche Wert-
schöpfungseffekte ableiten: 
Empfehlung 1: Klare Rechts-
grundlage für die Bereitstellung 
offener Daten schaffen.

Mit Blick auf die Umsetzung 
der PSI-Richtlinie in nationales 
Recht ist eine möglichst zeitna-
he und präzise Ausgestaltung 
der nationalen Rechts- und Ver-
waltungsstandards für die Be-
reitstellung und Nutzung offe-
ner Daten nicht nur in den Kom-
munen wünschenswert. Beste-
hende Rechtsunsicherheiten 
sollten abgebaut werden. Ge-
fragt sind übergeordnete Re-
gelungen und klare Vorgaben. 
Damit innovative Lösungen mit 
den offenen Daten von Kom-
munen und kommunalen Un-
ternehmen entwickelt werden 
können, sollten den potenziel-
len Nutzern Möglichkeiten ein-
geräumt werden, diese Daten 

von den Datenbereitstellern 
verbindlich einfordern zu kön-
nen. Gleichzeitig muss die Da-
tensouveränität der Kommu-
nen sichergestellt werden. In-
sofern sind die Bundesländer 
gefordert, proaktiv einen ge-
eigneten Rechtsrahmen für ihre 
Kommunen auszugestalten.
Empfehlung 2: Insbesondere 

finanzschwache und kleinere 
Kommunen bei der Umsetzung 
von Open Data unterstützen. 

Es ist wichtig, sicherzustellen, 
dass alle Kommunen, auch un-
ter angespannter Haushaltsla-
ge, über finanzielle und perso-
nelle Ressourcen verfügen, den 
digitalen Wandel in der Verwal-
tung voranzutreiben. Die Fol-
gen der Corona-Pandemie ber-
gen die Gefahr, dass die Kom-
munen nun ihre Investitionen 
weiter zurückfahren, denn auch 
bei der Digitalisierung der Ver-

waltung handelt es sich um eine 
freiwillige Aufgabe, die – im Ge-
gensatz zu Pflichtaufgaben, wie 
Sozialleistungen – aufgeschoben 
werden kann. Dadurch wird sich 
der Investitionsstau weiter ver-
größern. Auch Zukunftsinvesti-
tionen, mit denen Anstöße für 
die Transformation der Städte 
gerade in einer solchen Krisen-
situation angeschoben werden 
müssten, werden vertagt. 
Empfehlung 3: Open Data be-
dingt eine moderne, professio-
nelle Organisationskultur. 

Für eine erfolgreiche Um-
setzung von Open Data in den 
Kommunen muss das Thema 
in den Verwaltungen mit dem 
notwendigen Engagement auf-
genommen und von den Stadt- 
und Verwaltungsspitzen unter-
stützt werden. Um die Wert-
schöpfung aus offenen Daten 
zu fördern, reicht zudem eine 
alleinige Orientierung am be-
reits verfügbaren Datenange-
bot nicht aus. Vielmehr sollten 
Datenveröffentlichungen ge- 
zielt aus Nachfragersicht er-
gänzt werden.

Die Standardisierung von Pro-
zessen bei der Speicherung of-
fener Daten in der kommuna-
len Verwaltung ist ein wichtiger 
Meilenstein für die organisatio-
nale Verankerung von Open Da-
ta und stellt gleichzeitig eine 
der größten Herausforderun-
gen bei der Umsetzung von of-
fenen Daten dar.
Empfehlung 4: Den Mehrwert 
offener Daten für Kommunen 
stärker kommunizieren.

Anknüpfungspunkte für die  
Kommunikation bieten hier kom- 
munale Leistungen, die von der 
Digitalisierung und Open Data im 
Rahmen einer „digitalen Daseins-
vorsorge“ profitieren.� DK

„Landleben unlimited“:

Wie Künstliche Intelligenz 
das Leben in der EMN bereichert

Platz für Vereinfacher: Neues Motiv der Imagekampagne kommt aus 
dem Landkreis Neustadt an der Waldnaab

Nicolas Götz redet nicht lange, er packt an: Der Unternehmer aus 
Parkstein im Landkreis Neustadt an der Waldnaab hat mit „Nix-
wie-weg.de“ eines der ersten deutschen OnlineReisebüros ge-
gründet. Heute erleichtert der 46-Jährige mit seinen Startup-Un-
ternehmen Adigi die Urlaubsberatung mit Hilfe von Künstlicher 
Intelligenz (KI). Der engagierte Unternehmer ist ein Vereinfacher 
und neuer Botschafter der Imagekampagne „Platz für…“. Bei ei-
nem Pop-up Netzwerktreffen mit KI-Akteuren stellten die Euro-
päische Metropolregion Nürnberg und der Landkreis Neustadt an 
der Waldnaab das neue Motiv „Platz für Vereinfacher“ vor.

„Ich hatte gehört, dass man mit 
diesem neuen Internet tolle Sa-
chen machen kann – zum Beispiel 
eine Reise buchen“, erinnert sich 
Nicolas Götz an den Gründungs-
impuls für sein Reisebüro im Jahr 
1996. „Ich war Student und woll-
te das ausprobieren.“ Die neue, 
einfache Methode, eine Reise zu 
buchen, hat funktioniert: Heu-
te hat das Unternehmen neben 
dem Standort in Parkstein einen 
zusätzlichen in Weiden. Nicolas 
Götz beschäftigt etwa 40 Mitar-
beiter und bildet selbst Fachkräf-
te aus. Über sein 2018 gegründe-
tes Start-up Adigi tüftelt er zu-
sätzlich an innovativen KI-Lösun-
gen in der Urlaubsberatung.

Landleben neu interpretiert

Der Gründer mit den innova-
tiven Ideen passt perfekt nach 
„NEW“, wie sich der Landkreis 
Neustadt an der Waldnaab ab-
kürzt. Hier denkt und interpre-
tiert man „Landleben“ neu. Der 
Landkreis unternimmt alles, um 
seinen Bewohnern ein uneinge-
schränktes Leben – ein „Landle-
ben unlimited“ – zu ermöglichen. 
Das zahlt sich aus: Der Landkreis 
gehört gemäß einer aktuellen Stu-
die des Instituts der deutschen 
Wirtschaft – gemessen an Wirt- 
schaftsstruktur, Arbeitsmarkt- 
und Lebensqualität – zu den dy-
namischsten ländlichen Regio-
nen in Deutschland.

NEW unter den Top 10

In einem entsprechenden Ran-
king gehört NEW bundesweit zu 
den Top 10. „Der Landkreis Neu-
stadt an der Waldnaab ist ger-
ne Mitglied der Metropolregion 
Nürnberg. Deshalb beteiligen wir 
uns an der „Platz für ...“-Kampag-
ne. Unser Protagonist Nicolas Götz 
steht mit seinem KIUnternehmen 
stellvertretend für viele helle Köp-
fe und innovative Geschäftsmo-
delle in NEW“, sagt Andreas Mei-
er, Landrat des Landkreises Neu-
stadt an der Waldnaab. Nicolas 
Götz hat sich ganz bewusst für 
den Standort Parkstein entschie-
den: „Es gibt keinen besseren Ort 
für ein Unternehmen, das sich mit 
Künstlicher Intelligenz beschäf-
tigt“, betont Nicolas Götz. 

Gegenentwurf zur Großstadt

Sein Geschäft profitiert von ei-
ner sehr guten Infrastruktur und 
den Vorteilen des Landlebens. 
„Die Region hier ist ein erfolg-
reicher Gegenentwurf zur Groß-
stadt. Kein Stau, wenig Hektik, da-
für viel Ruhe und Zeit“, schwärmt 
Götz. „Solche heterogenen Struk-
turen, wie es sie im Landkreis Neu-

stadt an der Waldnaab gibt, sind 
ein Gewinn für die Metropolregi-
on“, sagt Christa Standecker, Ge-
schäftsführerin der Metropolre-
gion Nürnberg. „Nicht nur in den 
Städten haben wir Platz für Men-
schen und für ihre individuellen 
Lebensmodelle, sondern auch auf 
dem Land.“

Einblicke in KI-Projekte

Weitere KI-Akteure aus dem 
Landkreis NEW tauschten sich 

beim Pop-up-Treffen bei BHS Cor-
rugated in Weiherhammer in lo-
ckerer Atmosphäre aus und ga-
ben Einblicke in ihre Projekte mit 
Künstlicher Intelligenz. Die Ver-
anstaltung wurde live übertra- 
gen und ist auch nachträglich 
auf der Facebookseite www. 
facebook.com/newperspektiven 
abrufbar.

Kampagnenvideo

„Platz für Vereinfacher“ ist das 
24. Cobranding-Motiv, mit dem 
Unternehmen, Kommunen und In-
stitutionen ihre Geschichte mit der 
Metropolregion Nürnberg erzäh-
len. Sie unterstreichen, dass die 
Region ein guter Platz zum Leben 
und Arbeiten ist und Platz für die 
Verwirklichung unterschiedlicher 
Lebensentwürfe bietet. Die Story 
über Nicolas Götz und sein KI-Un-
ternehmen wird auf den Web- 

Datenschutz für bayerische  
Gemeinderatsmitglieder

Bayernweit haben die neu gewählten Stadträte, Marktge-
meinderäte und Gemeinderäte im Frühjahr ihre Arbeit auf-
genommen. Nicht wenige Mitglieder der Gremien konnten 
erstmals ein kommunales Mandat übernehmen. Für eine er-
folgreiche Arbeit braucht es Wissen über den rechtlichen Rah-
men - auch im Datenschutzrecht. Deshalb hat der Bayerische 
Landesbeauftragte für den Datenschutz, Prof. Dr. Thomas Pe-
tri, die Informationsbroschüre „Datenschutz für bayerische 
Gemeinderatsmitglieder“ neu veröffentlicht.

Das kleine Buch erläutert wichtige datenschutzrechtliche 
Vorgaben für die Gemeinderatsarbeit beispielhaft anhand 
von 25 typischen Situationen aus der Praxis. Die Handlungs-
empfehlungen sind auch für Nichtjuristinnen und Nichtjuris-
ten verständlich.

Zur Sprache kommt etwa die Verschwiegenheitspflicht der 
Mandatsträger, die auch dem Schutz personenbezogener Da-
ten dient. Die Nutzung von Smartphones bei der Gemeinde-
ratsarbeit ist ebenso Thema wie der Einsatz von Ratsinforma-
tionssystemen. Weiterhin geht es beispielsweise um den Da-
tenschutz bei Personalentscheidungen oder den Zugang zu 
Adressdaten von Bürgerinnen und Bürgern.

Die Informationsbroschüre kann kostenfrei in gedruckter 
Form bei der Geschäftsstelle des Bayerischen Landesbeauf- 
tragten für den Datenschutz bezogen werden. Zudem steht 
die Publikation unter https://www.datenschutz-bayern.de 
als PDF-Datei kostenfrei zum Download bereit.� DK

sites des Landkreises NEW und der 
Metropolregion veröffentlicht und 
auf den dazugehörigen Social Me-
dia-Kanälen promotet. Das Kam-
pagnenvideo „Platz für Vereinfa-
cher“ ist auf den Youtube-Kanä-
len von NEW und der Metropol-
region zu sehen. Seit ihrem Start 
hat die „Platz für…“-Kampagne ei-
ne Reichweite von über 96 Mio. 
erzielt. 

Die komplette Story von „Platz 
für Vereinfacher“ ist nachzule-
sen unter: www.platzfuer.de/ 
vereinfacher� r

http://www. facebook.com/newperspektiven 
http://www. facebook.com/newperspektiven 
http://www.platzfuer.de/ vereinfacher 
http://www.platzfuer.de/ vereinfacher 
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Historische Bausubstanz 
erhalten

Verleihung des Förderpreises der Kulturstiftung 
des Bezirks Unterfranken

Den in diesem Jahr mit insgesamt 175.000 Euro dotierten „För-
derpreis der Kulturstiftung des Bezirk Unterfranken zur Erhaltung 
historischer Bausubstanz“ hat Bezirkstagspräsident Erwin Dotzel 
in Schweinfurt an die Eigentümer der in diesem Jahr sieben aus-
gezeichneten Gebäude überreicht. 

Zu den Preisträgern zählen die 
Gemeinde Bergrheinfeld für die  
Generalsanierung der „ehemali- 
gen Vogtei“ des Juliusspitals 
(Landkreis Schweinfurt), die 
Aschaffenburger Versorgungs- 
GmbH (AVG) für das Digitale 
Gründerzentrum „Alte Schlos-
serei“ und die Stadt Schwein-
furt für die Sanierung des „Zeug-
haus“.

Aufwändige Restaurierung

An prominenter Stelle in Berg- 
rheinfeld steht die ehemalige 
Vogtei des Juliusspitals, in dem 
sich heute das Rathaus befin-
det. Dotzel lobte die Gemeinde 
Bergrheinfeld für die aufwändi-
ge Restaurierung des Gebäudes. 
„Mit dieser Generalsanierung hat 
die Gemeinde Bergrheinfeld ein 
wichtiges Zeichen für die Zukunft 
des Ortskerns und für eine er-
folgreiche Innenentwicklung ge-
setzt.“

Auch das Digitale Gründer-
zentrum „Alte Schlosserei“ in 
Aschaffenburg sei heute ein 
echter Hingucker. Dotzel sprach 
von „einer genialen Mutation, 
die das einstige Apparatehaus 

des Aschaffenburger Gaswerks 
erlebt hat“. Dem ehemaligen 
Gas- und Kohlewerk beschei-
nigte er eine „zukunftsweisen-
de Nutzung“. Denn nachdem 
das Gebäude jahrzehntelang als 
Schlosserei und Ausbildungs-
werkstatt der Aschaffenburger 
Stadtwerke gedient habe, wur-
de es nun zum Digitalen Grün-
derzentrum ausgebaut. „Durch 
die Aufarbeitung vorhandener 
historischer Einbauten wurden 
inspirierende Arbeits- und Be-
gegnungsräume geschaffen“, un- 
terstrich der Bezirkstagspräsi-
dent.

Identifikationspunkt

Auf eine lange Geschichte  
blickt auch das Zeughaus in 
Schweinfurt zurück. „Das Anwe-
sen mitsamt dem umgebenden 
Platz prägen das Stadtbild und 
bilden einen Identifikations-
punkt der nördlichen Altstadt“, 
stellte Dotzel fest. Umso schö-
ner sei es, dass dieses Gebäude 
jetzt als offener Begegnungsort 
für Kinder, Jugendliche und Fa-
milien aus dem ganzen Stadtge-
biet diene.� DK

V.l.: Dr. Bernhard Kling (Geschäftsführer BIV), Kerstin Schreyer 
(Bayerische Staatsministerin für Wohnen, Bau und Verkehr), Georg 
Fetzer (Präsident BIV).� Bild: BIV/Armin Weigel

Bayern – gebaut aus 
heimischen Bau- und Rohstoffen
Mitgliederversammlung des Bayerischen Industrieverbandes Baustoffe, Steine und Erden e.V. (BIV) 

feiert 75-jähriges Bestehen

Seit Gründung im Jahr 1945 hat der BIV das Baugeschehen im Frei-
staat maßgeblich begleitet und beeinflusst. Mit dieser Botschaft 
empfing der Verband am 16. Oktober 2020 in Rottach-Egern ne-
ben den anwesenden Mitgliedern die Bayerische Bauministerin 
Kerstin Schreyer zur Jubiläums-Mitgliederversammlung. Natür-
lich unter strengen Corona-Auflagen.

Das Fundament unserer 
modernen Gesellschaft

BIV-Präsident Georg Fetzer zur 
aktuellen Situation: „Die Bau- 
und Rohstoffbetriebe in Bayern 
haben auch im Corona-Jahr 2020 
die Bauindustrie mit den benö-
tigten Grundstoffen versorgt. 
Hier kommt der große Vorteil der 
regionalen Gewinnung und Pro-
duktion zum Tragen. Kurze Trans-
portwege und eine von Importen 
unabhängige Versorgung stel-
len immer noch die schnelle und 
ausreichende Belieferung der 
Baustellen sicher. Wir haben da-
her die Entscheidung des Bayeri-

schen Bauministeriums, die Bau-
stellen weiter zu betreiben, be-
grüßt.“ Der Bau hat sich in Kri-
senzeiten zum Wirtschaftsmotor 
entwickelt.

Baustellen offen halten

Bauministerin Kerstin Schreyer 
dankte der Branche für ihr 
Durchhaltevermögen: „Sie ha-
ben in den letzten Monaten die 
Bauwirtschaft am Laufen gehal-
ten. Das war wichtig. Wir wer-
den auch weiterhin dafür arbei-
ten, die Baustellen offen zu hal-
ten und ein verlässlicher Auf-
traggeber zu sein. Ich freue 

mich, wenn wir an unserem  
guten Austausch weiterhin fest-
halten.“

Lebensräume für bedrohte 
Tier- und Pflanzenarten

Schon seit jeher haben regi-
onale Bauprodukte Bayern ge-
prägt und ganze Regionen vom 
Rohstoffreichtum Bayerns pro-
fitiert. In einer in Jahrhunder-
ten gewachsenen Kulturland-
schaft sind Gewinnungsstätten 
längst keine bloßen Einschnitte 
in die Landschaft. Heute schafft 
die Industrie durch die natür-
lichen Gegebenheiten vor der 
Haustüre Lebensräume für be-
drohte Tier- und Pflanzenarten 
– Lebensräume, wie sie heute in 
Bayern kaum mehr zu finden sind. 
„Wir sind eine der wenigen Bran-
chen, die sichtbar und umfänglich 
mehr zurückgibt als sie nutzt. Die 

Flächen werden im Vergleich zur 
Ausgangssituation in vielen Fällen 
sogar aufgewertet“, betont Präsi-
dent Fetzer.

Die Herausforderungen der 
Zukunft liegen vor allem in der 
nachhaltigen Produktion und 
dem nachhaltigen Einsatz. Dafür 
arbeiten die Mitgliedsfirmen des 
BIV an energieeffizienten, kreis-
lauforientierten und klimaneu-
tralen Massivbaustoffen. Die-
se sind schon jetzt im Vergleich 
zu Konkurrenzbaustoffen in Sa-
chen Nachhaltigkeit gleichwer-
tig – Stichwort Lebenszyklus  – in 
einigen Bereichen sogar besser – 
Brandschutz, Dämmung, Wieder-
verwertung.

Plädoyer für ein 
lokales Miteinander 

Bauen und die Annehmlichkei-
ten einer funktionierenden In- 
frastruktur ja, die Grube oder den 
Steinbruch vor der Haustüre aber 
nicht? Wer Nachhaltigkeit ernst 
nimmt, kommt an einer regiona-
len Rohstoffversorgung nicht vor-
bei. Diese große Stärke Bayerns 
in den vergangenen Jahrhunder-
ten muss die Stärke des künftigen 
Bauens bleiben.� r

Schwere Zeiten für die 
Förderung von Wohnraum?

An der Spitze des bayerischen Bauministeriums hat es in den ver-
gangenen Jahren mehrere Wechsel gegeben, bei der Wohnraumför-
derung hat sich aber leider nur wenig getan. Letztmals im Jahr 2015 
konnte der damalige Bauminister Joachim Herrmann mit dem Woh-
nungspakt ein deutliches Signal für den geförderten Wohnungsbau 
aussenden: Der Wohnungspakt setzte eine klare Struktur, gab ein 
definiertes Ziel vor und formulierte eine verbindliche politische Ab-
sichtserklärung zum Mitteleinsatz über vier Jahre hinweg.

Im Jahr 2015 sind auch erstmals 
Zuschüsse in der staatlichen ein-
kommensorientierten Förderung 
und im kommunalen Wohnraum-
förderungsprogramm gewährt 
worden. Fünf Jahre später ist der 
Wohnungspakt ausgelaufen. Das 
kommunale Förderprogramm wur 
de zwar verlängert, aber eine An-
passung der Wohnraumförderung 
auf aktuelle Herausforderungen 
ist nicht erfolgt. Vielmehr noch: 
Staatministerin Kerstin Schreyer 
stellte sogar in einem Interview 
die Zuständigkeit des Freistaates 
Bayern in Frage. Rückläufige Mittel 
von Bund und BayernLabo sollen 
nicht mehr durch neue Mittel des 
Freistaates abgefedert werden.

In einem Hörfunk-Interview mit 
dem Bayerischen Rundfunk hat 
Staatsministerin Kerstin Schreyer 
mehrfach betont, dass allein die 
Kommunen für den Wohnungsbau 
zuständig seien. Die bislang über-
schaubare Zahl an neu entstande-
nen Wohnungen durch die Bay-
ernheim sei ein freiwilliger Bei-
trag des Freistaats dort, wo die 
Stadt es nicht geschafft habe, ge-

nügend Wohnungen zu errichten.
Die Zuweisung von Zuständigkei-

ten an die Kommunen überrascht, 
steht doch eindeutig formuliert in 
der Bayerischen Verfassung: „Die 
Förderung des Baues billiger Volks-
wohnungen ist Aufgabe des Staa-
tes und der Gemeinden”.

Hellhörig machte schließlich 
die Aussage der Ministerin, wo-
nach soziale Wohnungen nicht 
entscheidend seien, sondern kos-
tengünstiges Bauen im Vorder-
grund stehe. Mit solchen Aussa-
gen entfernt sich die Ministerin 
deutlich von dem bisher gemein-
sam mit der Wohnungswirtschaft 
und den Kommunen beschritte-
nen Weg, mit Hilfe des geförder-
ten Wohnungsbaus besonders 
einkommensschwachen und we-
niger begüterten Menschen auch 
in Wachstumsregionen Wohn-
raum zu sichern.

Obwohl es nicht vorrangige Auf-
gabe der Städte und Gemeinden 
ist, bezahlbare Wohnungen selbst 
zu bauen, vielmehr „nur” zu för-
dern, investieren die Städte und 
Gemeinden und deren kommunale 
Wohnungsunternehmen viel Geld.

Zeichen setzen

Sie engagieren sich mit hohem 
finanziellen Aufwand, um selber 
dort geförderte Wohnungen zu 
bauen, wo private Wohnungsun-
ternehmen sich zurück ziehen, 
weil sie auf Grund besserer Ren-
ditechancen lieber in den freien 
Wohnungsbau investieren. Gera-
de jetzt, nicht zuletzt vor dem Hin-
tergrund der Haushaltsverhand-
lungen im Bayerischen Landtag, 
wäre es wichtig, ein klares Zeichen 
für mehr geförderten Wohnungs-
bau zu setzen. Der Vorstand des 
Bayerischen Städtetags hat aktu-
ell zur Wohnraumförderung einen 
Beschluss gefasst. Der Vorstand 
fordert den Freistaat auf, die Mit-
telausstattung für die Wohnraum-
förderung auf einem planbaren 
und hohen Niveau zu halten.

Als Vorbild dafür könnte der 
Wohnungspakt 2015 dienen, der 
die Ziele des Freistaats über ei-
nen Zeitraum von vier Jahren de-
finierte. Die Erfahrungen mit dem 
Wohnungspakt und das Resultat 
dürfen rückblickend als Erfolg be-
zeichnet werden. Die Wohnungs-
wirtschaft braucht eine klare und 
über mehrere Jahre verlässliche 
Strukturierung der Wohnraum-
förderung durch den Freistaat 
mit klaren Zieldefinitionen. Dar-
über hinaus erfordern weiterhin 
steigende Baukosten und Grund-
stückspreise eine Anhebung der 
Zuschüsse beispielsweise in der 
am Einkommen orientierten För-
derung von bislang bis zu 300 Euro 
pro Quadratmeter auf mindestens 
500 Euro pro Quadratmeter. IdBSt

Ging pünktlich zu Beginn des neuen Schuljahres in Betrieb: Die neu-
gebaute Dreifach-Turnhalle der Maisacher Orlando-di-Lasso-Real-
schule. Sie verfügt über Induktionsschleifen für Hörgeschädigte und 
eine in der Wand versenkbare Teleskoptribüne.� Bild: LRA Fürstenfeldbruck

Neue Dreifach-Sporthalle 
in Maisach

Die neu errichtete Dreifach-Sporthalle an der Orlando-di-Lasso- 
Realschule Maisach ist pünktlich zum Schuljahresbeginn in Betrieb 
gegangen. Als Pilotprojekt ist die Halle auf die besonderen Bedürf-
nisse hörgeschädigter Schülerinnen und Schüler eingerichtet. Die 
alte, sanierungsbedürfte Halle wird abgebrochen. An deren Stelle 
entsteht ein neuer, deutlich größerer Pausenhof.

„Ich freue mich, dass die Ab-
wicklung des Projekts so gut ge-
klappt hat und die Turnhalle plan-
mäßig fertiggestellt werden konn-
te“, betonte Landrat Thomas Kar- 
masin anlässlich der Inbetriebnah- 
me. Der Spatenstich fand im März 
2019 statt. In der Bauzeit bis Sep-
tember 2020 entstand eine zeitge-
mäße und moderne Sporthalle, die 
auch als Versammlungsstätte ge-
nutzt werden kann. Zum Schuljah-
resbeginn 2020/2021 konnte die 
lang ersehnte neue Sporthalle nun 

an die Schulfamilie der Realschu-
le und an die Gemeinde Maisach 
für den Breitensport und die Ver-
einsnutzung übergeben werden.

„Mit der Inbetriebnahme der 
neuen Turnhalle kann die Gemein-
de Maisach im guten Miteinander 
mit dem Landkreis ihren Vereinen 
wieder zuverlässig nutzbare Räum-
lichkeiten für Sportangebote und 
Veranstaltungen bieten“, erklärte  
Maisachs Bürgermeister Hans  
Seidl. Das Projekt sei eine Berei-
cherung sowohl für die Schule als 
auch die Gemeinde.

Sinnvolle Kooperation

Der Neubau wurde seit gerau-
mer Zeit freudig von den Nut-
zern erwartet, da die alte Drei-
fach-Turnhalle aus den 1970er 
Jahren aufgrund ihres maroden 
Dachtragwerks seit Jahren sanie-
rungsbedürftig war, wodurch es in 
den Wintermonaten immer wie-
der zu Hallensperrungen kam. 
Beim jetzigen Neubau gab es wie 
bereits Mitte der 1970er Jahre er-
neut eine Kooperation zwischen 
dem Landkreis und der Gemein-
de Maisach. So beteiligte sich die 
Gemeinde anteilig an den Errich-
tungskosten für die Versamm-
lungsstätte. Des Weiteren ist das 
neue Beachvolleyballfeld auf dem 
Freibadgelände Maisach errich-
tet worden und die neuen Leh-
rerparkplätze konnten auf ei-
ner Grundstücksfläche der Mit-
telschule entlang der Schulstraße 
entstehen. Durch die Verlagerung 
des Standorts der Lehrerpark-
plätze und des Beachvolleyball-
feldes kann der künftige Pausen-

hof der Realschule deutlich ver-
größert und aufgewertet werden.

Ein besonderes Augenmerk bei 
der Planung und Bauausführung 
wurde auf die Umsetzung der 
Vorgaben für die Inklusion hör-
geschädigter Schülerinnen und 
Schüler gelegt – hier ist die Orlan-
do-di-Lasso Realschule Pilotpro-
jekt in Bayern. So befinden sich 
im Sportboden der Turnhalle In-
duktionsschleifen. Zudem wurde 
eine besonders schallabsorbie-
rende Akustikdecke verbaut und 
die Anforderungen an Wandver-
kleidung und Trennvorhänge sind 
ebenfalls höher als der Standard.

Mit Inbetriebnahme der neu-
en Halle ist das Bauvorhaben des 
Landkreises jedoch noch nicht 
vollständig abgeschlossen. Der-
zeit erfolgt der sehr aufwändige 
Rückbau und anschließend der 
konstruktiv herausfordernde Ab-
bruch der alten Dreifachturnhalle 
bis in den Spätherbst 2020 hinein.

Wenn dieser weitere Meilen-
stein vollzogen ist, erfolgt die Fas-
sadenschließung des bestehen-
den Schulgebäudes und ab Früh-
jahr 2021 bis voraussichtlich Ende 
Juni 2021 die Errichtung der Pau-
senhofflächen mit dazu gehöri-
gen Außensportflächen.

Die geschätzten Investitionen 
liegen bei 11,1 Mio. Euro. Die 
Maßnahme wird von der Regie-
rung von Oberbayern mit 1,96 
Mio. Euro gefördert. Der Anteil 
der Gemeinde Maisach für die 
Ausstattung nach der Versamm-
lungsstättenverordnung und für 
eine Teleskoptribüne beläuft sich 
auf 1,35 Mio. Euro.� r
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Das natürliche Bauprodukt für Generationen: Der Karat® XXL wird 
aus Teistunger Buntsandstein hergestellt.� Bild: ERLUS

Aus Teistunger Buntsandstein: 

Der Tondachziegel 
für Generationen

Natürlich, nachhaltig, für ewig: ERLUS Tondachziegel, aus dem 
250 Millionen Jahre alten Teistunger Buntsandstein, sind ein 
natürliches Bauprodukt für Generationen. 

Im Jahr 2001 hat ERLUS das 
ehemalige Ziegelwerk Bernhard 
mit dem Rohstoffvorkommen 
im thüringischen Teistungen ge-
kauft und die Produktionsstätte 
2009 für die Dachziegelproduk-
tion umgebaut. Rund 40 Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter ar-
beiten dort und setzen die tra-
ditionelle Ziegelproduktion der 
Region fort. 

ERLUS setzt keramische  
Tradition am Standort  
Teistungen fort

Unter dem Motto „Für ewig 
dein!“ (www.fuer-ewig-dein.
de) präsentiert ERLUS seinen 
Standort Teistungen in Thü-
ringen und die Dachziegel, die 
dort aus dem 250 Millionen 
Jahre alten Mittleren Bunt-
sandstein gefertigt werden. 
Durch das aufwändige Aufbe-
reitungs- und Fertigungsver-
fahren entstehen aus dem lo-
kalen Rohstoff Dachziegel von 
besonderer Qualität und fei-
ner, keramischer Oberfläche. 
Diese Tondachziegel überdau-
ern Generationen. Wer sein 
Steildach damit eindeckt, ent-
scheidet sich bewusst nachhal-
tig: für ein natürliches, langle-
biges, ressourcenschonendes 
und vor allem wartungsfreies 
Dach.

Für ewig dein! ERLUS greift  
damit das globale Thema Nach- 

haltigkeit auf. Die aktuelle Le- 
benszyklusanalyse Steildach 
der Technischen Universität  
Wien zeigt, ökologisch und 
ökonomisch schneidet das 
Steildach mit Dachziegeln sehr 
gut ab. Betrachtet man etwa 
einen Lebenszyklus von 50 Jah-
ren ist das Steildach gegenüber 
dem Flachdach 70 Prozent kos-
tengünstiger und spart rund 13 
Prozent CO2 ein. Darüber hin-
aus ist das Steildach mit Dach-
ziegeln praktisch wartungs-
frei und einfach zu verarbei-
ten. Nach seiner Nutzung kann 
der Dachziegel zu 100 Prozent 
recycelt und im Wege- und 
Sportplatzbau oder als Pflan-
zensubstrat wieder verwendet 
werden. 

Ökologischer 
Produktionskreislauf 

Wie nachhaltig ist mein Ge-
bäude? Diese Frage gewinnt für 
viele Bauherren immer mehr an 
Bedeutung. ERLUS hat sich vom 
Institut für Bauen und Umwelt 
e.V. (IBU) zertifizieren lassen 
und die Umweltproduktdekla-
ration (EPD) erhalten. Sie bildet 
die Datengrundlage für die öko-
logische Bewertung der ERLUS 
Tondachziegel und beschreibt 
den gesamten Produktionspro-
zess vom Abbau bis zur Nach-
nutzung. 

Die ERLUS Managementsyste-

me für Energie und Umwelt sor-
gen dafür, den Energiebedarf 
so gering wie möglich zu halten 
und den spezifischen Energie-
bedarf fortwährend zu verbes-
sern. Alle Abläufe werden kon-
tinuierlich im Hinblick auf ih-
re Umweltverträglichkeit über-
prüft: vom Rohstoffeinsatz bis 
hin zur Verpackung.

Umweltverträglichkeit

ERLUS Dachziegel werden auf 
Holzpaletten gesetzt und sehr 
kompakt in Folie verschweißt. 
So ist die keramische Ware best-
möglich geschützt, kann kaum 
scheuern oder verrutschen. 
Das erleichtert das Handling auf 
der Baustelle, verhindert teu-
re Transportschäden und damit 
verbundene, aufwändige Nach-
lieferprozesse. Die Palettenfo-
lien sind chlor- und schwefel- 
frei aus reinen Kohlenstoffver-
bindungen und zu 100 Prozent 
recyclingfähig. 

Respekt vor der Natur

Der Teistunger Buntsand-
stein wird direkt am Produkti-
onsstandort abgebaut, das 
Ökosystem bleibt erhalten. 
Denn nach dem Abbau werden 
die Areale nach den Vorgaben 
des Naturschutzes mit heimi-
schen Laubgehölzen aufgefors-
tet und in Biotope umgewan-
delt. Bedrohte Tierarten finden 
dort Schutz und ideale Lebens-
bedingungen. 

Der Rohstoff wird mit einer 
Schürfkübelraupe schichtweise 
vom Hügel abgetragen und zwi-
schengelagert. In einer Pendel-
mühle wird er dann zu pudri-
gem Tonpulver vermahlen und 
mit Wasser vermengt. Für eine 
homogene, keramische Masse 
wird das Material im Sumpfhaus 
durchfeuchtet und rund 70 Tage 
eingelagert. Dann besitzt es die 
beste Plastizität für den nach-
folgenden Form-, Trocken- und 
Brennprozess. 

Vier Modelle, 
vielfache Möglichkeiten 

Aus dem Teistunger Bunt- 
sandstein entstehen vier von 
insgesamt 25 ERLUS Modellen: 
Der E 58 SL-D, der E 58 PLUS®, 
der Hohlfalz SL und der Karat® 
XXL. 

Der E 58 SL-D ist das univer-
selle Modell mit durchgefärb-
ter Masse. In Graphitgrau en-
gobiert sieht der Ziegel nicht 
nur edel aus, der durchgefärb-
te Scherben ist auch sehr prak-
tisch. Bei Schneidarbeiten sind 
die Schnittkanten dunkel und 
kaum sichtbar. 

Erster Flachdachziegel  
Europas

Der E 58 PLUS® ist das größ-
te Modell unter den 25 ERLUS 
Dachziegeln und ideal für große 
Dachflächen. Der Quadratmeter 
Dach ist blitzschnell verlegt und 
extrem robust. Als erster Flach-
dachziegel Europas wurde er 
mit der Hagelwiderstandsklas-
se (HW) 5 ausgezeichnet und 
hält 50 mm großen Hagelkörner 
stand. 

Der Hohlfalz SL hat die regional-
typische sanfte Wellenform mit 
der für den Teistunger Buntsand-
stein charakteristischen Oberflä-
che. Der Klassiker ist ideal für die 
traditionelle Dacheindeckung und 
in den vier Farben Naturrot, Rot, 
Schwarz Matt und Saphirschwarz 
erhältlich. 

Der Karat® XXL ist der moder-
ne Designziegel und perfekt für 
ein zeitlos schönes Dach. Die 
klaren Kanten und geraden Lini-
en werden mit dem feinen Teis-
tunger Buntsandstein beson-
ders gut ausgeformt. Das Mo-
dell ist mit dem „red dot award“ 
ausgezeichnet und in seiner 
Form am Markt einzigartig. 

Die ERLUS Nachkaufgarantie

Das Dach wird nach ein paar 
Jahren durch einen Anbau er-
weitert? Kein Problem – ERLUS 
kann den baugleichen Dach-
ziegel liefern. ERLUS garantiert 
den Nachkauf der Modelle Ka-
rat® XXL, E 58 SL-D und Hohlfalz 
SL aus dem ERLUS Werk Teistun-
gen – über einen Zeitraum von 
20 Jahren, gültig ab dem Tag der 
Auslieferung. 

Die ERLUS AG gehört zu den 
führenden Herstellern von Dach-
keramik und Schornsteinsyste-
men in Deutschland. Das mittel-
ständische Unternehmen produ-
ziert an den Standorten Neufahrn 
und Ergoldsbach (Niederbayern) 
sowie in Teistungen (Thüringen). 
Die Tondachziegel von ERLUS 
zeichnen sich vor allem durch 
Premiumqualität und hochwer-
tiges Design aus. Gleich mehre-
re Dachziegel erhielten u.a. den 
begehrten iF Design Award. Der 
photokatalytisch aktive Tondach-
ziegel ERLUS Lotus air® wurde in 
der Kategorie Nachhaltigkeit von 
BaustoffMarkt und BaustoffWis-
sen als Produkt des Jahres 2020 
ausgezeichnet.

Gelebte 
Nachhaltigkeitsstrategie

Die vom Institut Bauen und Um-
welt e.V. verliehene Umwelt-Pro-
duktdeklaration (EPD) für die Dach- 
ziegelherstellung bestätigt die be-
reits seit Jahren gelebte Nachhal-
tigkeitsstrategie des Unterneh-
mens in Entwicklung und Produk-
tion. Neben hochwertiger Dach-
keramik und zukunftsorientierten 
Schornsteinsystemen bietet ER-
LUS mit Via Vento S zudem ein uni-
verselles Lüftungsnetzwerk für Ein-
familienhäuser an, welches auch  
für Passivhäuser bestens geeig-
net ist.� r
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Reform der Bauordnung: 

Weg frei für effektives Bauen
Der Bauausschuss hat der Novelle der Bayerischen Bauordnung zu-
gestimmt. Beschleunigte Baugenehmigungen, vereinfachtes Ab-
standsflächenrecht und die Möglichkeit, den Baustoff Holz in allen 
Gebäudeklassen einzusetzen, soll Bauen künftig einfacher, effekti-
ver und nachhaltiger machen. Der Opposition geht die Reform al-
lerdings nicht weit genug. Sie kritisieren vor allem die Ausnahmere-
gelung für München, Nürnberg und Augsburg bei der Neuregelung 
des Abstandsflächenrechts.

Staatsregierung, Kommunen 
und die Bau- und Wohnungswirt-
schaft wollen in der Wohnungs-
politik stärker an einem Strang 
ziehen – so lautete die Vereinba-
rung des Wohnungsgipfels im ver-
gangenen Jahr. Dazu hat der Bau-
ausschuss jetzt der Reform der 
Bayerischen Bauordnung zuge-
stimmt, die Verfahren deutlich 
entschlackt und dadurch die Um-
setzung sämtlicher Bauprojekte 
beschleunigen soll. 

Genehmigungsfiktion:  
schneller Bauen

Einer der Hauptpunkte der No-
velle ist die sogenannte Genehmi-
gungsfiktion. Damit sollen Bau-
vorhaben im Bereich des Woh-
nungsbaus deutlich schneller ge-
nehmigt werden können. Für die 
meisten geplanten Wohngebäu-
de soll künftig gelten: Wenn sich 
die Baugenehmigungsbehörde 
drei Monate nach dem Einreichen 
des Bauantrags nicht meldet oder 

anders entscheidet, gilt der An-
trag automatisch als genehmigt. 
Die Reform stellt jedoch gerade 
kleine Gemeinden vor personel-
le Herausforderungen, weil Mitar-
beiter dann eine große Anzahl an 
Bauvorhaben fiktiv genehmigen 
müssen. Zudem erhöht sich der 
Druck auf die Bauherren, alle gel-
tenden Vorgaben auch rechtmä-
ßig einzuhalten. 

Komplettes Neuland ist die Ge-
nehmigungsfiktion für einige Ge-
meinde und Städte, wie beispiels-
weise Nürnberg, allerdings nicht. 
„Wir machen das bei freistehen-
den Einfamilienhäusern heute  
schon so und haben damit gu-
te Erfahrungen gemacht“, sagte 
Nürnbergs Baureferent Daniel Ul-
rich der Nordbayerischen Presse. 
So wird in Nürnberg nur bei Son-
derbauten geprüft, ob alle öffent-
lich-rechtlichen Vorschriften ein-
gehalten werden. Sonderbauten 
sind etwa Kindergärten, Hochhäu-
ser, größere Verkaufsstätten oder 
Krankenhäuser. Alle übrigen Bau-

vorhaben werden derzeit im ver-
einfachten Verfahren behandelt.

Auch das Abstandsflächen-
recht soll durch die Novelle ver-
einfacht werden. Die Abstands-
flächen werden von 1 H auf 0,4 H 
gesenkt, also auf 40 Prozent der 
Wandhöhe reduziert, in Gewer-
be- und Industriegebieten sogar 
noch weiter – was den Flächen-
verbrauch zurückfahren soll.  Ge-
meinden können wie bisher auch 
größere Abstandsflächen in einer 
Satzung festlegen. Es bleibt dabei 
ein Mindestmaß von drei Metern. 
Dies soll allerdings nicht für Ge-
meinden ab 250.000 Einwohner 
gelten, München, Nürnberg und 
Augsburg bleiben also von der Re-
gelung ausgeschlossen. 

Kritik am  
Abstandsflächenrecht

Von den Oppositionsparteien  
wurde die Ausnahmeregelung 
stark kritisiert, denn gerade hier 
sei die Wohnungsnot besonders 
hoch und daher platzsparendes 
Bauen am dringendsten notwen-
dig. „In Bayern leiden 162 Kom-
munen unter dem angespann-
ten Wohnungsmarkt. Es ist eine 
Frage der Gerechtigkeit, was das 
Abstandsflächenrecht betrifft, 
wenn man die drei großen Städ-
te von der Mindestmaßregelung 
herausnimmt. Eine Sonderrege-
lung schafft ein eigenes Abstands-
flächenrecht auf Basis einer will-
kürlich gewählten Einwohnerzahl 
und widerspricht zugleich dem 
Ziel des Gesetzentwurfes einer 
baurechtlichen Vereinfachung“, 
sagte Natascha Kohnen (SPD). 

Einen „Konstruktionsfehler“ 
sieht auch Bauausschussvorsitzen-
der Sebastian Körber (FDP) in der 
Regelung. Er möchte der Behörde 
erst vier Wochen Zeit geben, um 
alle Unterlagen auf Vollständigkeit 
zu prüfen. Danach sollen die drei 
Monate Genehmigungsfrist begin-
nen. „Alles andere ist nicht praxis-
nah“, sagte Körber. Ursula Sowa 
(Bündnis 90/Die Grünen) warf den 
Regierungsparteien vor: „Mit der 
Reform der Bauordnung drehen 
Sie nur an kleinen Schrauben und 
ändern nicht das große Ganze!“

Dachausbau:  
Privilegien für Städte

So beschrieb Sowa die Privile-
gien für große Städte im Bereich 
des Dachausbaus als „unmög-
lich“. Eigentümer sollen ein Dach-
geschoss bald ohne Genehmigung 
ausbauen können, wenn die Ge-
meinden ihre Satzungen entspre-
chend anpassen. Dabei bleiben 
die Giebelfläche im Bereich des 

Dachs bei der Berechnung der Ab-
standsfläche in großen Städten 
auch künftig privilegiert, da die-
se Dachform prägend und gerade 
in den sogenannten Gartenstadt-
gebieten von großen Städten ty-
pisch sei. Eine Regelung ohne Aus-
nahme für Giebelflächen hätte 
hingegen eine Abstandsflächen-
vergrößerung auf der Giebelseite 
zur Folge, die laut CSU und Freie 
Wähler nicht beabsichtigt sei.

Nachhaltigkeit:  
Holz als Baustoff

Das Bauen mit Holz soll erleich-
tert werden und der Baustoff 
künftig in allen Gebäudeklassen 
verwendet werden dürfen. „So-
mit gewinnt Holz als Baustoff an 
Attraktivität und Bauherren ha-
ben nicht nur die Möglichkeit ef-
fektiver, sondern auch nachhalti-
ger zu bauen. Mit der Novelle sind 
wir ein sehr gutes Stück weiterge-
kommen, um die Wohnungsnot in 
ganz Bayern zu lindern“, sagte der 
stellvertretende Ausschussvorsit-
zende Manfred Eibl (Freie Wähler).

Stellplatzpflicht: 
Flexibilität für Kommunen

Die neue Bayerische Bauord-
nung sieht auch vor, dass Kommu-
nen die Stellplatzpflicht flexibler 
regeln können, weil sie zum Bei-
spiel alternative Mobilitätskonzep-
te berücksichtigen können. Außer-
dem soll die Pflicht zum Einbau ei-
nes Aufzugs wegfallen, wenn der 
Aufwand dafür unverhältnismäßig 
groß wäre. Auch beim Brandschutz 
sind Erleichterungen geplant. So 
entfalle der zweite Fluchtweg bei 
ebenerdigen Veranstaltungsstät-
ten, wenn ausreichend Fenster 
vorhanden seien und auf die Prü-
fung des Brandschutznachweises 
und die entsprechende Bauüber-
wachung bei Mittelgaragen soll 
künftig verzichtet werden. 

Novelle im Landtag

In der Bayerischen Bauordnung 
sind das Verfahrensrecht und die 
Sicherheitsanforderungen an bau-
liche Anlagen geregelt. Die Bau-
ordnungsnovelle geht zurück auf 
den Wohnungsgipfel vom 11. Sep-
tember 2019. Sie berücksichtigt 
wesentliche Ergebnisse einer Ab-
frage unter den Verbänden des 
Wohnungsbaus, der Bauwirtschaft 
und der kommunalen Spitzenver-
bände. Nachdem die Staatsregie-
rung den Gesetzentwurf im Juni 
2020 in einer ersten Lesung in den 
Landtag eingebracht hatte, hat 
nun der Bauausschuss den Gesetz-
entwurf und die 52 Änderungs-
anträge beraten und beschlos-
sen. Die zweite Lesung und Ver-
abschiedung des Gesetzentwurfes 
im Landtag soll voraussichtlich am 
02.12.2020 stattfinden.� red

Konnten sich selbst von der Wirksamkeit der Raumluftanlagen 
überzeugen: Die Heimatabgeordneten Petra Högl (Landtag) und 
Florian Oßner (Bundestag) mit Wolf-Geschäftsführer Christian 
Amann (rechts) und Bernhard Steppe, Geschäftsführer Vertrieb 
(links).� Bild: Wolf GmbH

Lüftungstechnik 
gegen Corona

MdB Florian Oßner besucht Lüftungsgeräte-Produktion  
der WOLF GmbH in Mainburg

Lüftung ist eines der zentralen Elemente, um die Verbreitung des 
Coronavirus einzudämmen. Vor diesem Hintergrund informierte 
sich der CSU-Bundestagsabgeordnete Florian Oßner bei der WOLF 
GmbH, einem der führenden Systemanbieter von Heizungs- und 
Lüftungssystemen, über technische Lösungen und deren Anwen-
dungsmöglichkeiten in Pandemie-Zeiten. Zugleich erhielt der 
Bundestagsabgeordnete bei einem Werksrundgang Einblicke in 
die Serienproduktion des neuen Luftreinigers „AirPurifier“.

Im Gespräch mit Bernhard 
Steppe, Geschäftsführer Ver-
trieb bei der WOLF GmbH, 
tauschte sich der Direktabge-
ordnete für die Region Kelheim 
und Landshut sowie Mitglied 
im Bundesausschuss für Bau, 
Wohnen, Stadtentwicklung und 
Kommunen über die Einsatz-
möglichkeiten von Lüftungssys-
temen gerade in Zeiten der Co-
rona-Pandemie aus. Besonders 
in Bereichen, wo sich viele Men-
schen auf relativ engem Raum 
befinden wie in Schulen, Kitas, 
Pflegeeinrichtungen, Büros oder 
Restaurants ist eine hygienische 
Raumluft zwingend erforder-
lich, um Ansteckungen zu ver-
meiden.

Hohe Luftqualität, 
gesundes Raumklima

Die WOLF GmbH produziert 
an ihrem Standort in Mainburg 
hochwertige und professionelle 
Raumlufttechnische (RLT)-Anla-
gen. Korrekt geplante und ord- 
nungsgemäß betriebene RLT- 
Anlagen sorgen für einen aus-
reichenden Austausch von ver-

brauchter Raumluft durch Frisch- 
luft und eine effiziente Filterung. 
Damit tragen sie entscheidend 
zu einer hohen Luftqualität und 
somit zu einem gesunden Raum-
klima im Gebäude bei. Des Wei-
teren startete WOLF Ende Ok-
tober die Serienfertigung ihres 
neuen Luftreinigers „AirPuri-
fier“, ein platzsparendes und so-
fort einsatzfähiges Umluftgerät 
zur Filterung von Aerosolen, und 
damit auch von Viren, Bakteri-
en, Staub und Pollen. Das Ge-
rät eignet sich für Innenräume 
mit unzureichender Lüftung in 
öffentlichen und gewerblichen 
Gebäuden. 

Erforderliche Planungs-  
und Investitionssicherheit

„Wir haben uns intensiv auf 
die Produktion großer Stückzah-
len unseres neuen Luftreinigers 
vorbereitet, um möglichst vie-
le Klassenräume noch vor dem 
Winter ausrüsten zu können. Für 
einen flächendeckenden Einsatz 
braucht die Industrie Planungs- 
und Investitionssicherheit. Der 
Freistaat Bayern hat hier vor-
gelegt und als erstes Bundes-
land Gelder bereitgestellt, um 
schlecht zu belüftende Klassen-
räume mit Luftreinigungsgerä-
ten auszustatten. Auch ande-
re Bundesländer haben mittler-
weile nachgezogen. Es ist wich-
tig, dass die Politik klare Signale 
setzt, damit wir unsere Produkti-
on rechtzeitig auf die erwarten-
den hohen Bedarfe ausrüsten 
können. Sonst rennt uns die Zeit 
davon. Deshalb ist der Austausch 
zwischen Hersteller und Politik 
wichtig“, erklärt Bernhard Step-
pe, Geschäftsführung Vertrieb 
bei der WOLF GmbH.

Zeichen setzen 

Bundestagsabgeordneter Flo-
rian Oßner sagte dem Raum-
luftexperten bei seinem Besuch 
seine Unterstützung zu: „Die 
Corona-Pandemie stellt die Bil-
dungseinrichtungen vor extre-
me Herausforderungen. Oberste 
Priorität hat die Gesundheit der 
Kinder und des Personals. Es ist 
jetzt an der Zeit, zu handeln. Die 
Firma Wolf ist nicht nur der größ-
te Arbeitgeber in der Region, sie 
sorgt durch ihre Lüftungslösun-
gen gleichzeitig auch für gesunde 
Raumluft.“� r

Positionspapier der Bundes-SGK zum Baulandmobilisierungsgesetz:

Nur mit Umwandlungsschutz 
verabschieden!

Mit Blick auf das vom Bundesinnenministerium in die Ressortab-
stimmung gegebenen Gesetzentwurfs für ein Baulandmobilisie-
rungsgesetz hat der Vorstand der Bundes-SGK ein Positionspapier 
verabschiedet, in dem aufgrund der aktuellen Entwicklung der 
Umwandlungen von Miet- in Eigentumswohnungen in den Städ-
ten darauf gedrängt wird, einen besseren Umwandlungsschutz 
für die Mieter zu schaffen.  

Laut Frank Baranowski, Vor-
sitzender der Bundes-SGK und 
Oberbürgermeister von Gel-
senkirchen, „haben wir auch 
im Herbst 2020 in vielen Städ-
ten und Gemeinden eine Woh-
nungsknappheit, insbesondere 
im Teilmarkt preiswerter Miet-
wohnungen. Deshalb gilt nach 
wie vor, dass alle Maßnahmen, 
die dazu beitragen diese Woh-
nungsnot zu begrenzen und ihr 
entgegen zu wirken, dringend 
erforderlich sind.“

Deshalb sei die Zielsetzung 
des Baulandmobilisierungsge-
setzes zurecht mit einer Stär-
kung der Handlungsmöglichkei-

ten der Kommunen begründet. 
Sie sollen leichter auf Flächen 
für den Wohnungsbau zugreifen 
und sie sollen Mieter besser vor 
Verdrängung schützen können. 

Dazu war u.a. vorgesehen, das 
in § 176 BauGB normierte Bau-
gebot in seinem Anwendungs-
bereich für Gebiete mit ange-
spanntem Wohnungsmarkt zu 
erweitern. Zudem sollte ein 
neuer § 250 BauGB geschaf-
fen werden, in dem die Kom-
munen ermächtigt werden, der 
Verdrängungsgefahr von Mie-
tern aufgrund der Umwandlung 
von Mietwohnhäusern zu Ein-
zeleigentum mit einem Geneh-

migungsvorbehalt entgegenzu-
wirken. Dieser Umwandlungs-
schutz sei insbesondere in den 
stark angespannten Wohnungs-
märkten der Städte dringend er-
forderlich. 

Akuter 
Nachbesserungsbedarf

Nun aber habe das BMI in sei-
nem aktuellen Gesetzentwurf 
diese beiden Maßnahmen kom-
plett wieder gestrichen und da-
mit den bisher gefundenen 
Kompromisspfad zwischen den 
Koalitionspartnern verlassen. 
Deshalb bestehe akuter Nach-
besserungsbedarf, betonte Ba-
ranowski. Er mahnte eine zügige 
Verabschiedung der Planungs-
rechtsnovelle an. Dabei sei es 
notwendig, das Instrument des 
Baugebotes durch Erweiterung 
des Anwendungsbereichs nutz-
bar zu machen.� DK

Staatsminister Füracker: 

Neuer Glanz für Feldherrnhalle 
und Kloster Plankstetten

Die Münchner Feldherrnhalle soll für die Münchner und ihre Gäs-
te aus aller Welt optimal erhalten werden. Daher ist geplant, das 
berühmte Denkmal erstmals seit 70 Jahren umfassend zu sanieren 
und in neuem Glanz erstrahlen zu lassen. „So bleibt das Gebäude 
auch in Zukunft ein markantes Monument zwischen Residenz, The-
atinerkirche und Hofgarten sowie als Startpunkt der historischen 
Ludwigstraße“, hob Finanz- und Heimatminister Albert Füracker 
bei der Vorstellung der geplanten Maßnahmen in München hervor.

Direkt an der Feldherrnhal-
le informieren bereits neue In-
fotafeln über die umfangrei-
chen Sanierungspläne und die 
Geschichte des Bauwerks. Aus 
Fürackers Sicht „ist dies auch für 
Ortskundige eine gute Gelegen-
heit, das vermeintlich vertraute 
Monument neu zu entdecken“. 

Konkret soll die Gebäudehülle 
aus Naturstein und Putz wieder 
erstrahlen und das bemalte Ge-
wölbe sowie die Rückwand er-
neut in vollen Farben leuchten; 
das Hallenpodium bekommt sei-
nen historischen Belag zurück. 
Zudem werden die großen bron-
zenen Standbilder im Halleninne-
ren und die markanten Steinlö-
wen, die die Zugangstreppe flan-
kieren, restauriert und erhalten 
ihren ursprünglichen Glanz. Aber 
auch das Innenleben der Feld-
herrnhalle wird auf seine Statik 
hin überprüft, um ggf. erforderli-
che Maßnahmen zur Gebäudesi-
cherung durchzuführen.

Die zahlreichen Einzelschritte 
der umfangreichen Maßnahmen 
an dem historisch einmaligen 
Bauwerk werden jetzt mit Fach-
leuten und Historikern geplant 
und dann dem Haushaltsaus-
schuss des Bayerischen Landtags 
vorgelegt. Die eigentlichen Bau-
maßnahmen werden nach Ab- 
schluss der Planungen und Frei-
gabe durch den Bayerischen 
Landtag in etwa zwei Jahren be-
ginnen und voraussichtlich bis 
2025 dauern. 

Leuchtturm  
der Nachhaltigkeit

Szenenwechsel. Als „Leucht-
turm der Nachhaltigkeit“, der 
sich perfekt in das denkmalge-
schützte Ensemble einfügt, be-
zeichnete Füracker beim Richt-
fest den Neubau St. Wunibald im 
Kloster Plankstetten. St. Wuni-
bald sei jetzt das größte Holz-
Stroh-Haus Süddeutschlands. 
Mit der Verwendung von Bio-

Stroh aus der klostereigenen 
Landwirtschaft und Bauholz aus 
dem eigenen Klosterforst sowie 
Lehm aus der Umgebung wür-
den eigene Ressourcen vorbild-
lich genutzt und Transportwege 
minimiert. 

Das fast 900 Jahre alte histori-
sche Benediktinerkloster sei „ein 
erhaltenswerter und traditions-
reicher Bestandteil unserer Hei-
mat Bayern, der zugleich Fort-
schritt und Nachhaltigkeit vor-
lebt. Der traditionelle Baustoff 
Stroh erfüllt zahlreiche Kriteri-
en eines modernen und nach-
haltigen Dämmstoffs und ge-
winnt heute wieder zunehmend 
an Bedeutung“, stellte der Minis-
ter fest.

Mehrere Bauabschnitte

Das neue Gebäude, das am 
Standort der ehemaligen Turn- 
halle errichtet wurde, erfüllt 
künftig mehrere wichtige Funk-
tionen, nicht nur für das Klos-
ter. Es wird neben Büroräumen 
der Pfarrei auch den Abt-Mau-
rus-Kindergarten der Stadt Ber- 
ching sowie 30 Einzelzimmer für 
Gäste des Klosters beherbergen. 
„Durch die Besinnung auf bene-
diktinische Traditionen steht das 
Kloster Plankstetten heute nicht 
nur wirtschaftlich auf eigenen 
Füßen“, merkte Füracker an, „es 
lebt auch vor, in welchem Geiste 
Nachhaltigkeit steht.“

Die klösterlichen Betriebe wur-
den in den vergangenen Jahr-
zehnten konsequent auf ökolo-
gischen Landbau umgestellt und 
ein regionaler Wirtschaftskreis-
lauf aufgebaut. Bildung steht mit 
dem Bildungshaus und der zum 
Teil öffentlichen Klosterbiblio-
thek weiterhin im Mittelpunkt 
des Klosterlebens. Seit 1998 läuft 
eine Gesamtsanierung der Klos-
teranlagen in mehreren Bauab-
schnitten mit Kosten von fast 50 
Millionen Euro mit Förderung 
von Freistaat, Bund und EU.� DK
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Carl Beutlhauser Kommunal- und Fördertechnik GmbH & Co. KG, Regensburger Straße 23, 93095 Hagelstadt,  
Tel.: 09453 991-110, Fax: 09453 991-106, E-Mail: verkauf.unimog@beutlhauser.de, Internet: www.beutlhauser.de

Carl Beutlhauser Kommunaltechnik GmbH & Co. KG, Albert-Ruckdeschel-Straße 19, 95326 Kulmbach,  
Tel.: 09453 991-110, Fax: 09453 991-106, E-Mail: verkauf.unimog@beutlhauser.de, Internet: www.beutlhauser.de

Henne Nutzfahrzeuge GmbH, Hürderstraße 6, 85551 Heimstetten, Tel.: 089 99 2490–0, Fax: 089 99 2490–109,  
E-Mail: heimstetten@henne-unimog.de, Internet: www.henne-unimog.de 

Ing. Kurt Herold GmbH & Co. KG, Werner-von-Siemens-Straße 10, 97076 Würzburg, Tel.: 0931 250 360,  
Fax: 0931 250 36 60, E-Mail: info@kurt-herold.de, Internet: www.kurt-herold.de 

KLMV GmbH, Robert-Bosch-Straße 1, 95145 Oberkotzau, Tel.: 09286 95 11-0,  
Fax: 09286 95 11-10, E-Mail: info@klmv.de, Internet: www.klmv.de 

Wilhelm Mayer GmbH & Co. KG Nutzfahrzeuge, Industriestraße 29–33, 89231 Neu-Ulm, Tel.: 0731 97 56-214,  
Fax: 0731 97 56-410, E-Mail: nutzfahrzeuge@wilhelm-mayer.com, Internet: www.wilhelm-mayer.com

Saubere Leistung.
Der Unimog hat auf zahlreiche Reinigungsanforder-
ungen die passende Antwort. Mit dem Unimog 
Geräteträger lassen sich öffentlicher Raum und Betriebs-
flächen schnell und einfach säubern. Frontkehrbesen 
halten beispielsweise Baustellenbereiche sauber, Hoch-
druck reinigungsbalken entfernen Staub und Schmutz 
flächendeckend und Spezial geräte wie Tunnelwasch-

geräte ersetzen eine ganze Flotte an Spezialfahrzeugen. 
Mit der ab Werk lieferbaren Vorrüstung für Aufbaukehr-
maschinen ist selbst ein Kehraufbau in kurzer Zeit auf- 
und wieder abgebaut. Der schnelle Geräte wechsel 
ermöglicht, dass in einer Arbeitsschicht gleich mehrere 
Geräte eingesetzt werden können. Mehr unter  
mbs.mercedes-benz.com/unimog-kommunal

V.l. Frieder Füllemann, Verkauf Henne GmbH, und Johannes Roth,  
Bauhofleiter Gemeinde Gauting, mit dem neuen Unimog U 219.	
� Bild: Henne Nutzfahrzeuge GmbH

Ein Unimog für Gauting
Übergabe eines U 219 an den Bauhof

Der U 219 ist ideal für den Garten- und Landschaftsbau und auf die 
Bedürfnisse von Kommunen und kleineren Unternehmen zuge-
schnitten. Er ist der ideale Nachfolger der heute noch verbreiteten 
Modelle U 1200, U 1400 und U 1600, die bis 2002 hergestellt wurden. 

In seiner Kompaktheit, Nutz-
last, Kraft, Robustheit und Zuver-
lässigkeit bietet der U 219 ähnli-
che Werte wie die früheren Mo-
delle, kann aber den aktuellen 
Stand an Komfort, Sicherheit 
und Effizienz für sich verbuchen. 
Mit 190 PS ist er noch effizien-
ter, leistungsfähiger und zugleich 
wendiger als seine Vorgänger. 

Nicht nur Winterdienst

Der neue Unimog, den die Ge-
meinde Gauting von Frieder Fül-
lemann, Verkaufsleiter bei Hen-

ne Nutzfahrzeuge, in Empfang 
genommen hat, ersetzt einen U 
1400. Vorwiegend soll das neue 
Fahrzeug im Winterdienst im Ein-
satz sein. Daher wurde es mit ei-
nem Keilschneepflug von Aebi 
Schmidt ausgestattet. Bauhoflei-
ter Johannes Roth erklärt, dass 
die Arbeitsbereiche immer en-
ger werden: „Größer dürften die 
Abmessungen des Unimogs des-
halb nicht mehr sein.“ Im Som-
mer übernimmt der Unimog 
Transportaufgaben und erleich-
tert den Bauhofmitarbeitern die 
tägliche Arbeit. � r

Innovationspreis  
Gartenbau 2020

Der Gartenbaubetrieb Blumen Schwarz aus Schwabach hat in 
Zusammenarbeit mit der Firma Innok Robotics, Regenstauf, für 
ihren Friedhofs-Gießroboter den „Innovationspreis Gartenbau 
2020“ des Bundesministeriums für Ernährung und Landwirtschaft 
erhalten. Die mit 7.500 Euro dotierte Ehrung wurde den Preisträ-
gern in der Kategorie „Technik“ zuteil. 

Laut Jury steigt der Gießauf-
wand für Friedhofsgärtnerei-
en auf Friedhöfen durch die in-
folge des Klimawandels wärme-
ren Sommer rapide. Ein Gießro-
boter kann hier eine große Hilfe 
sein. Blumen Schwarz hat sei-
ne Idee für einen Gießroboter 
für den Friedhof in die Tat um-
gesetzt. Zusammen mit der Fa. 
Innok Robotics erfolgte die Ent-
wicklung und der Bau des Gieß-
roboters Rainos, der seit Som-
mer bereits auf zwei Friedhöfen 
im Bundesgebiet im Einsatz ist.

Mit GPS durch die Nacht

Das Gerät fährt mit Hilfe von 
GPS in der Nacht selbstständig 
über den Friedhof und bewäs-
sert bis zu 180 voreingestell-
te Grabstellen. Die Voreinstel-

lung wird mit einer manuellen 
Scan-Fahrt per Funkfernsteu-
erung aufgezeichnet. Auflade- 
und Tankstation für Wasser und 
Strom werden bei der Route be-
rücksichtigt und jeder Grabstel-
le wird die gewünschte Wasser-
menge zugeordnet. Da der Ro-
boter nun nachts das Gießen 
übernimmt, kann sich der Fried-
hofsgärtner tagsüber auf ande-
re Arbeiten konzentrieren. Der 
Prototyp wird derzeit getestet 
und auftretende Probleme be-
arbeitet.

Aus Sicht der Jury ist die Ent-
wicklung vielversprechend. Mit 
dem Rainos sei ein anwendungs- 
freundlicher Gießroboter ent-
wickelt worden, der sowohl in 
Friedhofsgärtnereien als auch 
in Baumschulen eingesetzt wer-
den kann. � DK

Lindner Traktoren:

2. Virtuelle Werksausstellung
Der Tiroler Traktoren- und Transporterhersteller Lindner erwei-
tert seine Lintrac-LS-Serie. Bei der 2. Virtuellen Werksausstellung, 
die im Oktober auf www.lindner-traktoren.at startete, gab es die 
ersten Einblicke in den neuen Lintrac 75 LS, den dritten Lintrac mit 
Lastschaltung. Mit der Lintrac LS-Reihe löst Lindner die erfolgrei-
che Geotrac-Serie ab. 

„Der Lintrac 75 LS spielt seine 
Stärken als Allroundtraktor in der 
alpinen Berg- und Grünlandwirt-
schaft aus“, betont Geschäftsfüh-
rer Hermann Lindner. Wie bei al-
len LS-Modellen kommt ein Per-
kins-Syncro-Motor der Stufe 5 
mit vier Zylindern zum Einsatz  
(Leistung: 76 PS (55 kW)). Lindner 
verbaut ein 16/16-Gang-Getriebe 
von ZF Steyr. Der Traktor ist be-
sonders wendig und überzeugt 
mit seiner leistungsstarken Hy-
draulik von Bosch-Rexroth. Kom-
fort verspricht die Kabine mit me-
chanischer Kabinenfederung.

12.000 Besucher  
online mit dabei

Das nationale und internatio-
nale Interesse an der virtuellen 
Werksausstellung war bereits 
am ersten Wochenende groß, bi-
lanziert Marketing- und Export-
leiter David Lindner: „Wir zählten 
am ersten Wochenende 12.000 
Online-Besucher. Sie informier-
ten sich vor allem über den neu-
en Lintrac 75 LS, aber auch über 
weitere Neuheiten wie den stu-
fenlosen Unitrac 122 LDrive und 
den Unitrac 72 P5.“ Die Facebook- 
Fragestunde am Eröffnungstag 
nutzten 2.000 Traktoren- und 

Transporterprofis. „Die 2. Vir-
tuelle Werksausstellung läuft 
noch bis Ende November unter 
anderem mit einer Video-Füh-
rung durch das Lindner-Werk in 
Kundl. Die wurde am ersten Tag 
bereits 10.000 Mal auf dem Lind-
ner-Youtube-Kanal angeschaut“, 
so der Marketingchef.

Herbstaktion 2020

Für alle neuen Lintrac- und 
Unitrac-Modelle bietet Lindner in 
seiner Herbstaktion 2020 3.000 
Euro Eintauschhilfe. Außerdem 
erwarten die Kunden das Werk-
zeugset der Kärntner Firma Off-
ner und das TracLink Mobile, die 
Telematik-Lösung für unterwegs. 
Stufenlos und made in Austria 
sind die Kommunalprofi-Model-
le. Der stufenlose Lintrac 130 und 
der Unitrac 112 LDrive sind zu at-
traktiven Preisen mit Top-Aus-
stattung erhältlich. Alle neu-
en Lintrac- und Unitrac-Modelle 
sind mit modernsten Stufe5-Mo-
toren ausgerüstet. 

Landwirtschafts-Simulator

Auch Spielbegeisterte kom-
men bei der virtuellen Werks- 
ausstellung auf ihre Kosten. Ab 

7.11.2020 kann der Geotrac Su-
percup gratis in den Landwirt-
schafts-Simulator geladen und 
gespielt werden. Der Landwirt-
schafts-Simulator ist eines der 

meistverkauften Videospiele 
weltweit. Ab Mitte November 
gibt es eine Erweiterung „Alpine 
Landwirtschaft“. Dort kommen 
der Lintrac 130 und der Unitrac 
122 LDrive spielerisch zum Ein-
satz.

Die 2. Virtuelle Lindner-Werks- 
ausstellung im Internet: www.
lindner-traktoren.at � r

Henne Nutzfahrzeuge liefert acht Hansa-Geräteträger (viermal APZ 
1003 L und viermal APZ 1003 K) an die AHD Sitzberger GmbH. Die-
se werden in München und Umgebung im Einsatz sein. Das Bild 
zeigt v.l.: Christian Sitzberger, Hans Sitzberger, Clarissa Schellong 
von AHD, Patrick Palsmeyer und Norbert Palsmeyer von Hansa und 
Werner Ottl, Henne Nutzfahrzeuge. 	 Bild: Henne Nutzfahrzeuge

Früheres Wackersdorfer Braunkohle-Südrevier: 

Erfolgreiche vorzeitige  
Beendigung der Rekultivierung

Die Rekultivierungsarbeiten von Uniper im rund fünf Hektar großen 
nördlichen Bauabschnitt 02 des Westfelds zwischen Wackersdorf 
und Steinberg unterhalb des Geotops sind beendet. Nach der offizi-
ellen Endabnahme erklärte Andreas Stake, Gesamtprojektleiter von 
Uniper für das Projekt Oberpfälzer Seenland zur Rekultivierung des 
ehemaligen südlichen Wackersdorfer Braunkohle-Tagebaus, zufrie-
den: „Wir freuen uns, dass wir in der Firma Kassecker einen Partner 
hatten, der das anspruchsvolle Rekultivierungsprojekt nicht nur in 
einer ausgezeichneten Qualität, sondern auch innerhalb des Budget- 
rahmens und rund drei Monate früher als geplant umgesetzt hat.“ 

Auch das ausgefeilte Arbeitssi-
cherheitskonzept für alle vor Ort 
Tätigen, an dem die Firma Kas-
secker entscheidend mitgewirkt 
hat, habe sich voll und ganz be-
währt, so dass es während der 
gesamten Bautätigkeit auf dem 
Gelände keinen einzigen Arbeits-
unfall gegeben habe und auch 
keinen Ausfall durch die Sars-
CoV-2- Pandemie“, so Stake.

In rund 15 Netto-Arbeitsmo-
naten (ohne Winterpause zwi-
schen November 2019 und März 
2020) schufen die beteiligten 
Baufirmen in rund 50.000 Ar-
beitsstunden mit modernsten 
Arbeitsgeräten rund um die mit 
gut 30 Metern tiefste Stelle des 
Westfeldgeländes eine grüne Hü- 
gellandschaft samt wieder her-
gestelltem Irlacher See.

Dabei wurden die ehemals in-
tensiv industriell und bergmän-
nisch genutzten Flächen abge-
dichtet und die Oberfläche durch 
einen in Schichten angelegten 
Aufbau des Rekultivierungsbo-
dens neu gestaltet mit dem Ziel, 
der Region ökologisch wertvol-
le Landschaften zurückgeben zu 
können.

Forschungsprojekt

Der wieder erstandene Irla-
cher See dient als Sickerwas-
sersammler. Diese Wässer wer-
den mit Hilfe der vier hochmo-
dernen, neuen Saugpumpen in 
die Wasseraufbereitungsanlage 
gepumpt und von dort entspre-
chend den behördlichen Vor-
gaben gereinigt in den Knap-

pensee weitergeleitet. In einem 
vom Umweltconsultingbüro Ba-
se Technologies initiierten For-
schungsprojekt wird erprobt, die- 
se energieintensive, chemische 
Wasseraufbereitung langfristig 
durch ein energiesparendes und 
CO2-vermeidendes, biologisch 
passives Reinigungsverfahren zu 
ersetzen. 

Insgesamt mussten aus der 
Region rund 240.000 Tonnen Re-
kultivierungsböden per LKW an-
transportiert werden. Die Trans-
portwege konnten im Sinne von 
Klimaschutz und Ressourcen-
schonung kurzgehalten werden. 
Die Böden wurden vor dem Ein-
bau entsprechend der behördli-
chen Auflagen systematisch ge-
prüft und gegebenenfalls zusätz-
lich aufbereitet.

Die Rekultivierungsflächen des 
Westfeld-Bauabschnitts 02 wur-
den inzwischen begrünt und ent-
wickeln sich schneller als erwar-
tet zu einem naturschutzfachlich 
wertvollen Magerrasen, durch-
setzt mit Totholz- und Steinin-
seln. „Unsere Leute konnten täg-
lich beobachten, wie gut das Ge-
biet nach und nach von Flora und 
Fauna angenommen wird“, so 
Paul Zant, Gesamtprojektleiter 
der Firma Kassecker für den Re-
kultivierungsabschnitt rund um 
den Irlacher See.

Rund zehn Millionen Euro in-
vestierte Uniper allein in die-
sen zweiten Rekultivierungsab-
schnitt. Neben diversen regiona-
len Zulieferfirmen waren durch-
schnittlich rund 20 Mitarbeiter 
von Kassecker, Uniper sowie 
den Gutachter-, Planungs- und 
Überwachungsbüros mit den Ar-
beiten vor Ort beschäftigt. Mit 
der Beendigung der technisch 
sehr anspruchsvollen Arbeiten 
im Bauabschnitt 02 folgt in den 
kommenden Wintermonaten in-
tensive Büroarbeit. Die Planun-
gen für den flächenmäßig mit 
rund 30 Hektar sechs Mal so gro-
ßen Bauabschnitt 03 (Westfeld-
Damm) im Südosten des West-
felds laufen auf Hochtouren.� r

http://www.lindner-traktoren.at
http://www.lindner-traktoren.at 
http://www.lindner-traktoren.at 
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GZ ZU GAST BEI ...
Welche Kommune und wie viele Einwohner vertreten Sie?
Markt Wiesau, 4100 Einwohner und Verwaltungsgemein-
schaft Wiesau mit zusätzlicher Mitgliedsgemeinde Falken-
berg (1.000 Einwohner)
Wann haben Sie Ihr Amt angetreten? 
Hauptamlicher Erster Bürgermeister seit 1.5.2002, vorher 
18 Jahre ehrenamtlicher 2. Bürgermeister vom 1.5.1984 bis 
30.4.2002.
Was war Ihr persönlicher Anreiz in die Kommunalpolitik 
zu gehen?
Freude am Umgang mit Menschen und die Chance, die eige-
ne Heimatgemeinde mitzugestalten und nach vorne zu brin-
gen.
Wie haben Sie sich vorbereitet? 
Mein vorheriger Beruf als Diplomverwaltungswirt (FH) und 
die vorherige langjährige Tätigkeit als 2. Bürgermeister wa-
ren die beste Vorbereitung.
Wo lagen bei Ihrem Amtsantritt die Herausforderungen? 
Überwindung einer damals etwas lethargischen Stimmung 

für die Ansiedlung von Betrieben, Sicherung 
und weiterer Ausbau der örtlichen kommuna-
len Infrastruktur.
Haben Sie einen wichtigen Ratschlag für jun-
ge Kolleginnen und Kollegen?
Mit Standfestigkeit und Mut die täglichen Auf-
gaben angehen und sich von der Bürokratie 
und den Leuten mit „Verhinderungsmentalität“ 
nicht aufhalten lassen!
Wie beziehen Sie Kolleginnen und Kollegen / 
Bürgerinnen und Bürger / Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter in Ihre Arbeit und in Ihre Ent-
scheidungsfindung ein?
Ständige Kommunikation mit allen Beteiligten, 
Bürgerversammlungen und Ortsteilveranstal-
tungen, Bürgerstammtische, tägliche Gesprä-
che mit den Mitarbeitern im Rathaus und Be-
rücksichtigung/Abwägung von stichhaltigen 
Argumenten bei allen Entscheidungen
Wieviel Einfluss wird die Digitalisierung auf 
die künftige Kommunalpolitik haben?
Enormer Einfluß in allen Bereichen der Kommu-
nalpolitik. 
Gibt es ein Lebensmotto, das Sie begleitet?
Jedem Menschen recht getan ist eine Kunst die 
niemand kann und Standfestigkeit in der Nie-
derlage und Bescheidenheit im Sieg!
Wie wollen Sie in Erinnerung bleiben?
Als einer, der für das Wohl seiner Heimat und 
der Menschen gekämpft hat.� r

im Ort, Durchführung verschiedener notwendi-
ger Infrastrukturmaßnahmen, Gewinnung von 
Bauland.
Welche Themen beschäftigen Sie momentan? 
Belebung des interkommunalen Industrie- und 
Gewerbegebiets zwischen Autobahn A 93 und 
Eisenbahn gelegen, Sanierung des Kulturbahn-
hofs, Fortsetzung der Ortsgestaltung mit Städte- 
baufördermitteln, Bau eines Mehrgeneratio-
nenhauses mit betreutem Wohnen im alten 
Ortskern, Sanierung des Schulsportzentrums, 
Dorferneuerung im Ortsteil Triebendorf, Schaf-
fung von zusätzlichen KiTaplätzen.
Womit werden Sie sich noch auseinanderset-
zen müssen/wollen? 
Überwindung der immer mehr ausufernden  
Bürokratie, Überwindung der Coronakrise, 
Schaffung von weiteren Bauplätzen und Grund 

Toni Dutz
Erster Bürgermeister in Markt Wiesau

Landkreis Tirschenreuth, Oberpfalz
Bezirks- und Kreisrat, Vorsitzender des kreis- 
angehörigen Ausschusses des Bayerischen 
Städtetags und seit 2004 Bezirksvorsitzen-
der der kreisangehörigen Verbandsmitglie-
der in der Oberpfalz, Bayerischer Städtetag

v.l.: MdL Andreas Jäckel, Herbert Müller, Franz Feigl, Maximilian Wellner, Sabine Grünwald, Johanna 
„Hansi“ Metzner, Heinrich Bachmann, Staatsministerin Carolina Trautner, Christa Eichler, Herbert 
Kinzel (Oberottmarshausen), Stadtpfarrer Bernd Leumann, Kurt Aue, Walter Eichler, Christian Knau-
er, Leo Schön, Dr. Hella Gerber und Dietmar Heller. � Foto: Susanne Marb / Pressestelle BdV Bayern

70 Jahre SL-Ortsgruppe Königsbrunn/Wehringen/Klosterlechfeld:

Hurra, Flüchtling …
Von Kurt Aue

Die bayerisch-schwäbische SL-Ortsgruppe Königsbrunn/Wehrin-
gen/Klosterlechfeld in der SLKreisgruppe Augsburg-Land sowie 
im BdV-Kreisverband Augsburg-Land feierte das 70jährige Beste-
hen der ursprünglichen SL-Ortsgruppe Königsbrunn. Bei einem 
Festgottesdienst in der Königsbrunner Pfarrkirche Zur Göttlichen 
Vorsehung gedachten eine große Anzahl von SL- und BdV-Mitglie-
dern, zahlreiche Ehrengäste und etliche ‚einheimische‘ Gläubige 
der Gründung der Vertriebenenorganisation vor 70 Jahren.

In einer kurzen Ansprache vor 
dem Gottesdienst erinnerte ich 
als Orts- und Kreisobmann, zu-
gleich Kreisvorsitzender des 
Bundes der Vertriebenen, an 
die Vertreibung der Sudeten-
deutschen und an die Gründer-
jahre der Landsmannschaft in 
der ‚neuen Heimat‘. Auch ich 
bin im Sudetenland geboren. 
Die Abläufe der Vertreibung 
haben sich in unser Gedächt-
nis eingebrannt. „Achtung, Po-
lizei, aufmachen“ und Pochen 
an der Haustür. „Sie haben sich 
in vier Stunden mit nur vier Ki-
logramm Gepäck am Marktplatz 
zum Abmarsch einzufinden. Bei 
Nichteinhalten werden Sie er-
schossen“, hallte es durch Hen-
nersdorf-Arnsdorf im Kreis Jä-
gerndorf. Mit einem Zehn-Kilo-
meter-Marsch flankiert von rus-
sischen Soldaten ging es nach 
Freiwaldau. Dort wurden wir in 
Viehwaggons verladen und ab-
transportiert wurde. Dass es mit 
uns nach Bayern ging, merkten 
wir erst bei der Ankunft.

In gemeinsamer Armut  
zusammengerauft

Mit „Hurra, Flüchtling“ wur-
den wir „begrüßt“. Und auch 
noch einige Jahre danach muss-
te man sich so einiges anhö-
ren. Nachdem aber die Einhei-
mischen genauso arm wie die 
Ankömmlinge waren und weil 
wir dieselbe Sprache sprachen 
und demselben Kulturkreis ent-
stammten, konnten wir uns 
schnell zusammenraufen.

Nach Königsbrunn kamen 
1201 Heimatvertriebene, was 
bei der damaligen Einwohner-
zahl 43 Prozent der Bevölkerung 
ausmachte. Fünf Jahre nach der 
Ansiedlung und als die Hoff-
nung, man dürfe irgendwann 
zurück in die angestammte Hei-
mat, verflog, gründeten viele die 
Sudetendeutsche Landsmann-
schaft. So auch in Königsbrunn. 
Am 25. April 1950 versammel-
ten sich einige Sudetendeutsche 
im Gasthof Krone und wählten 
mit Alfred Adler den ersten Ob-
mann der Königsbrunner Orts-
gruppe.

Hilfe bei der Eingliederung

In diesem Zusammenhang 
wählte man auch gleich den 
Kreisobmann für den Land-
kreis Augsburg. Seit dieser Zeit 
fungiert der Ortsobmann von 
Königsbrunn immer auch als 
Kreisobmann. Die Familien Ad-
ler, Treutler, Weisser und Metz-
ner taten sich besonders hervor, 
wenn es darum ging, den Sude-

tendeutschen bei der Eingliede-
rung zu helfen. Auch die Bürger-
meister Fritz Wohlfarth, Adam 
Metzner, Ludwig Fröhlich und 
Franz Feigl waren und sind groß-
artige Unterstützer der sudeten-
deutschen Organisation. Eben-
so waren und sind die Land- 
räte des Landkreises Augsburg 
bis zur heutigen Zeit mit Martin 
Sailer allesamt immer gute Hel-
fer in der Not.

Gründung der Egerländer 
Gmoi z‘ Königsbrunn

1958 wurde die Egerländer 
Gmoi z‘ Königsbrunn gegründet. 
Vorsitzender war Hans Lang-
hammer. In der Nachfolge der 
SL-Obleute standen Alfred Ad-
ler, Otto Treutler, Albert Teich-
ner und Lothar Silbernagel. Vor 
rund drei Jahren übernahm ich 
dieses Ehrenamt. Die Ortsgrup-
pe war mit damals mehr als 300 
Mitgliedern ein wichtiger Faktor 
in der Gemeinde Königsbrunn 
und stellte 40 Prozent der Ge-
meinderäte. Und auch als Kö-
nigsbrunn 1967 zur Stadt erho-
ben wurde, stellte die SL noch 30 
Prozent der Stadträte.“ 

Stadtpfarrer Bernd Leu-
mann ging in seiner Predigt auf 
das Thema Vertreibung ein. Er  
mahnte an, dass es keine Kriege 
mehr geben sollte. Als große Be-
reicherung des Festgottesdiens-
tes erwies sich die Teilnahme  
Blasorchesters Königsbrunn, 
das  die musikalische Gestaltung 
übernommen hatte. 

Wahre Friedensstifter  
im geeinten Europa

In den Grußworten der Baye- 
rischen Sozialministerin Caro-
lina Trautner, zugleich Schirm-
herrschaftsministerin der Su-
detendeutschen, des BdV-Vize-
präsidenten Altlandrat Christian 
Knauer, zugleich Landesvorsit-
zender in Bayern, und von Bay-
erns Stellvertretendem SL-Lan-
desobmann Dietmar Heller aus 
Markt Rettenbach kam zum Aus-
druck, dass die Sudetendeut-
schen wahre Friedensstifter im 
geeinten Europa sind. Den Got-
tesdienst besuchten außerdem 
Königsbrunns Stadtoberhaupt 
Franz Feigl, Schwabens BdV-Be-
zirksvorsitzender Andreas Jä-
ckel MdL, Vize-Landrätin Sabi-
ne Grünwald und Hella Gerber, 
BdV-Kreisvorsitzende von Augs-
burg-Stadt und Stadträtin. 

Ministerin Trautner brachte 
seitens der Staatsregierung zum 
Ausdruck, dass Bayern ohne die 
Sudetendeutschen nicht so gut 
dastünde. Knauer betonte, es 

werde Zeit, die Jugend für die 
Ziele der Vertriebenenverbän-
de zu mobilisieren, sonst könn-
ten wir in 30 Jahren keinen 100. 
Geburtstag feiern. 

Heller ging auf den Versöh-
nungsgedanken der Sudeten-
deutschen mit den    Tschechen 
ein, der zur Zeit auf beiden Sei-
ten im Gange sei. Zudem ap-
pellierte er, ähnlich wie beim 
Deutsch-Französischen Vertrag 
vorzugehen. Mit dem Auszugs-
lied „Tief drin im Böhmerwald“, 
intoniert vom Blasorchester Kö-
nigsbrunn, endete der – mit al-
len notwenigen Hygienemaß-
nahmen gestaltete – festliche 
Gottesdienst. � r
Quelle: Sudetendeutsche Zeitung 
Folge 39 | 25.9.2020

Oberbürgermeister Gerhard Jauernig und Seniorenbeiratsvorsit-
zender Gerhard Schöttl bei den Mobilitätstrainern für Senioren 
an der Jahnwiese: beide freuen sich über die Auszeichnung „Seni-
orenparadies. In Günzburg.“ � Foto: Julia Ehrlich/ Stadt Günzburg

Seniorenparadies in Günzburg
Unter 600 deutschen Städten landet die Große Kreisstadt  

mit Seniorenfreundlichkeit auf Platz 2
Günzburg. Die deutschlandweite Studie „Seniorenparadiese in 
Mittelstädten“ der Zeitschrift „Kommunal“ mit den Contor-Indi-
katoren versucht, die Städte zu finden, in denen sich Senioren 
willkommen fühlen, die eine relativ gute Anbindung an die Ver-
kehrsinfrastruktur bieten, die möglichst große Sicherheit bieten, 
die ein möglichst großes Angebot an Waren und Dienstleistungen 
für Senioren bieten und die gleichzeitig ein für die meisten Senio-
ren bezahlbares Preisniveau aufweisen. 

Daraufhin wurden nun al-
le deutschen Mittelstädte mit 
20.000 bis 75.000 Einwoh-
ner untersucht. Nach Bad Kis-
singen ist Günzburg die seni-
orenfreundlichste Mittelstadt 
Deutschlands.

Bereits im Februar wurde die 
Stadt Günzburg als einer der 
gründerfreundlichsten Mittel-
städte Deutschlands ausge-
zeichnet und erfährt jetzt ei-
ne weitere Ehrung. Wo liegt 
Deutschlands Seniorenpara-
dies Nummer Eins? Das wollte 
die Zeitschrift Kommunal mit ei-
nem aufwändigen Berechnungs-
verfahren herausfinden. Berück-
sichtigt wurden der Anteil der in 
der Stadt lebenden Senioren, In-
frastruktur, Verkehrsanbindung, 
Baulandpreise, Kriminalitätsra-
te, Arbeitslosenquote, Gesund-
heitsversorgung, Freizeiteinrich-

tungen sowie die Gastronomie.
„Wir sind natürlich stolz auf 

dieses Ergebnis, bestätigt es 
doch unsere jahrelange gemein-
same Arbeit im Seniorenbereich 
mit der Verwaltung, dem Stadt-
rat, dem Seniorenbeirat und 
weiteren Einrichtungen in unse-
rer Stadt. Unser seniorenpoliti-
sches Gesamtkonzept trägt nun 
wunderbare Früchte“, kommen-
tiert Oberbürgermeister Ger-
hard Jauernig die Studie. Die In-
vestitionen in den Flexibus, der 
barrierefreie Ausbau der Alt-
stadt sowie des Friedhofs, der 
Ausbau des Gesundheitsstand-
orts sowie die Ansiedlung von 
Wohnen in der Innenstadt wer-
den einmal mehr belohnt.

Unter folgendem Link steht 
die Studie zum Download be-
reit: https://www.contor.org/
studien/kommual/senioren/� r

Bayern  
demografiefester 

machen
„Gleichwertige Lebensver-

hältnisse und Arbeitsbedingun-
gen in ganz Bayern, in Stadt und 
Land, sind oberstes Leitziel un-
serer Heimatpolitik. Als Heimat-
minister freut es mich daher be-
sonders, dass die positiven de-
mografischen Entwicklungen 
der vergangenen Jahre auch im 
ländlichen Raum sichtbar wer-
den. Das Demografie-Kompe-
tenzzentrum in Kronach unter-
stützt seit 2016 den Freistaat 
und regionale Akteure bei der 
Schaffung demografiefester 
Strukturen in Oberfranken. Es 
hat in den vergangenen vier Jah-
ren wertvolle Arbeit für Ober-
franken geleistet“, hob Finanz- 
und Heimatminister Albert Füra-
cker in einer Videobotschaft für 
die Online-Jahrestagung des De-
mographie-Kompetenzzentrums 
Oberfranken hervor.

Nach den Worten Fürackers 
konnten gemeinsam vielfältige 
Projekte wie die „Mitfahrbän-
ke“, „SmartSpace Oberfranken“ 
und eine umfangreiche Image-
analyse Oberfrankens realisiert 
werden. Eine Besonderheit des 
Kompetenzzentrums sei seine 
große Flexibilität. Mit passge-
nauen Ideen kann es auch auf 
kurzfristige Herausforderungen 
reagieren. So wurde zu Beginn 
der Corona-Pandemie innerhalb 
weniger Tage eine Online-Da-
tenbank geschaffen, die eine 
Übersicht zu regionalen Hilfsan-
geboten bietet. Füracker dank-
te dem gesamten Team herzlich 
für seine erfolgreiche Arbeit.

Im ländlichen Raum steigt 
seit 2012 die Bevölkerungszahl, 
nachdem sie in den Jahren zu-
vor stetig gesunken war. Auch 
in Oberfranken ist es gelungen, 
nach einer Phase der Abwande-
rung die Bevölkerungszahlen zu 
stabilisieren.� r 

https://www.contor.org/studien/kommual/senioren/
https://www.contor.org/studien/kommual/senioren/
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„Welch herrliche Zeit – jetzt 
wenn das Laub sich in al-
le Schattierungen von Gelb 
und Rot verfärbt, die Blätter 
langsam zur Erde schweben 
und man wie in Kindertagen 
in die Laubhaufen treten und 
die ganze Pracht hochwirbeln 
lassen kann.“ Mein Chef, der 
Bürgermeister, hatte sich am 
Wochenende auf in den Wald 
gemacht. 

Der Wald hat ja für uns 
Deutsche eine ganz beson-
dere, fast mythologische Bedeutung. Kaum ein 
anderes Volk kennt so viele Gedichte rund um 
den Wald, so viele Geschichten, Märchen und 
Erzählungen, die in einem Wald spielen oder in 
denen der Wald eine tragende Rolle inne hat. 
Begonnen haben dürfte alles mit Tacitus, der 
eigentlich nichts anderes als ein römischer Pro-
pagandist war, allerdings gesegnet mit literari-

scher Extraklasse. Er schrieb von den düsteren, 
undurchdringlichen, lebensfeindlichen Wäl- 
dern der Germanen, in denen sich nichts fin-
det, was einer Zivilisation wie der mediterra-
nen würdig wäre. Dabei dürfte er weniger eine 
volkskundliche Abhandlung im Sinn gehabt ha-
ben, sondern mehr eine Rechtfertigungsschrift, 
warum das Imperium die Rheingrenze nur für 
Strafexpeditionen überschritt, nicht aber zum 
Zwecke der Kolonisierung der dahinter liegen-
den Landschaften.

Germanen und Wälder, das ist seither ein 
Zwillingspaar, das sich in vieler Kulturen Be-
wusstsein eingenistet hat. Man hat ja auch 
bestimmte Vorstellungen von Landschaften 
im Kopf – die Mittelmeerländer oder England, 
wo weite Teile des Landes karst und unbewal-
det sind, weil die Wälder als Lieferant für Bau-
holz von Schiffen für den Krieg, den Handel 
und die Kolonisation gerodet wurden, wäh-
rend man bei Deutschland eben an ausge-
dehnte Wälder denkt.

Richtig ist, dass die Ambitionen auf die Ver-
waltung eines schönen Stückes Südamerika 
durch die Augsburger Welser ebenso einen un-
rühmlichen Pleitetod starben, wie die preußi-
schen Pläne, durch die Gründung von Groß-
friedrichsburg an der Goldküste (heute Ghana) 
in den transatlantischen Sklavenhandel einstei-
gen und damit die Staatsfinanzen sanieren zu 

können. Die große Zeit des 
Baus von Holzschiffen fand 
also ohne die Deutschen 
statt, die sich in der Zeit lie-
ber in endlosen Konfessions- 
oder Erbfolgekriegen ver-
strickten.

Dennoch ist es auch uns 
und unseren Vorfahren ge-
lungen, einen großen Teil der 
ursprünglichen Wälder abzu-
holzen oder zu roden. Was 
wir heute noch haben, ist nur 
ein Bruchteil dessen, was zur 

Zeit Tacitus unsere Heimat bedeckte.
Aber ein Alleinstellungsmerkmal haben wir 

noch: Das sehr frühe Bewusstsein um den wirt-
schaftlichen Wert des Waldes und der Notwen-
digkeit, ihn nachhaltig zu bewirtschaften, will 
man kontinuierlich Ertrag aus ihm ziehen. Nicht 
umsonst wurde die erste Forstordnung in ei-
nem deutschen Bistum, in Speyer anno 1442 
erlassen. Und schon 1713 verwendete der kur-
sächsische Oberberghauptmann Hans Carl von 
Carlowitz den Begriff der Nachhaltigkeit im Zu-
sammenhang mit der Waldbewirtschaftung. 
Durch sich häufende Sturmschäden, breitflä-
chigen Käferbefall und günstige Importpreise 
aus Mittel- und Osteuropa ist Holz heute frei-
lich nur mehr sehr bedingt ein Geschäft, jeden-
falls für die privaten Waldeigentümer. Hier sind 
neue Konzepte und ein neuer Mix im Baumbe-
stand gefragt.

Eine ganz andere Idee zum Thema Wald hat-
te der Freistaat Bayern vor 50 Jahren. Mit dem 
Nationalpark Bayerischer Wald wurde ein rie-
siges Waldareal unter strengen Schutz gestellt 
und sich bzw. der Natur selbst überlassen. Ein 
gigantischer Erfolg im Hinblick auf die Viel-
falt der Flora und Fauna dort und ein schönes 
Zeichen, dass Wald halt doch mehr ist, als ein 
Wirtschaftsfaktor. Wenn man sich den Wald 
der Germania des Tacitus vorstellen will, ist 
man im Nationalpark Bayerwald eher richtig 
am Platz, als in einem Fichtenstangerlwald, wie 
es ihn noch häufig gibt.

Mein Chef, der Bürgermeister, erholt sich 
gerne im Stadtwald und will ihn als Naherho-
lungsgebiet stärken. Ganz im Sinne des Litera-
turnobelpreisträgers Elias Canetti: „Die Deut-
schen suchen den Wald, in dem ihre Vorfahren 
gelebt haben, noch heute gerne auf und fühlen 
sich eins mit den Bäumen“.

GZ GESTERN
hat mein Chef gesagt ...

Mythos Wald

Aus bei Kulturhauptstadt-Wettbewerb: 

Nürnberg verfolgt Projekte weiter
Nürnberg ist nicht Kulturhauptstadt Europas 2025. Den Titel hat 
die Stadt Chemnitz erhalten. Die Entscheidung einer europäi-
schen Jury verkündete die Vorsitzende des Gremiums, die Öster-
reicherin Sylvia Amann, bei einer Pressekonferenz der Kulturstif-
tung der Länder. Kulturschaffende, Bürgerinnen und Bürger, das 
Bewerbungsteam und die Stadtspitze haben die Entscheidung 
mit großem Bedauern aufgenommen. Zeitgleich herrscht Auf-
bruchsstimmung: Nürnberg will die zentralen Projekte der Be-
werbung konzentriert weiterverfolgen.

In seiner ersten Reaktion sagt 
Nürnbergs Oberbürgermeis-
ter Marcus König: „Ich bin sehr 
enttäuscht und traurig. Nürn-
berg hat sich, vom Bewerbungs-
büro über den Stadtrat und die 
Stadtspitze bis in die freie Szene 
hinein, viele gute Gedanken ge-
macht. Ich danke Bürgermeiste-
rin Prof. Dr. Julia Lehner für ihren 
überragenden Einsatz für dieses 
Projekt, ebenso danke ich dem 
Leiter des Bewerbungsbüros, 
Prof. Dr. Hans-Joachim Wagner, 
dem Team und allen, die sich in 
den vergangenen Jahren wahn-
sinnig engagiert eingebracht ha-
ben. Wir haben eine Bewerbung 
eingereicht, auf die wir stolz sein 
können, auch wenn es nicht ge-
klappt hat. Der Titel Kulturhaupt-
stadt Europas 2025 wäre einfach 
klasse für die Stadt gewesen, 
aber es sollte nicht sein. Jetzt 
werden wir all die Dinge, die wir 
als richtig, wichtig und zukunfts-
weisend identifiziert haben, an-
schauen. Vieles ist es sicher 
wert, weiterverfolgt zu werden.“

Größter Dank  
und höchste Anerkennung

Die Bürgermeisterin, Ge-
schäftsbereich Kultur der Stadt 
Nürnberg, Prof. Dr. Julia Lehner, 
kommentiert: „Bereits durch 
die Teilnahme am Wettbewerb 
fühlt sich Nürnberg als Sieger. 
Am Prozess der Bewerbung ha-
ben sich tausende Nürnberger- 
innen und Nürnberger mit gro-
ßer Leidenschaft und Intensität 
beteiligt. Explizit gilt allen Men-
schen in Stadt und Metropolre-
gion, die die Nürnberger Bewer-
bung unterstützt und daran teil-
gehabt haben, größter Dank und 
höchste Anerkennung. Die Stadt 
Nürnberg will Kernprojekte wei-
terverfolgen, etwa die Kongress-
halle am ehemaligen Reichspar-
teitagsgelände zu einem Ort der 
Kunst und Kultur entwickeln, das 
Haus des Spielens etablieren und 
die soziokulturellen Zentren zu-
kunftsorientiert interpretieren. 
Auf dem Fundament der Bewer-
bung sollen nachhaltige Struktu-
ren entstehen, die die Stadt in 
den kommenden Jahren prägen 
werden. Nürnberg hat die Zu-
kunft freigeschaltet.“

Andreas Starke, Ratsvorsitzen-
der der Metropolregion Nürn-
berg und Oberbürgermeister der 
Stadt Bamberg, sagt zu der Ent-
scheidung: „Auch wenn die Ent-
scheidung heute bedauerlich ist, 
bin ich überzeugt, dass Nürnberg 
und die Metropolregion durch 
den Bewerbungsprozess viel ge-
wonnen haben. Die Dynamik und 
der Elan mit der regions- und ins-
titutionsübergreifend an wegwei-
senden Kulturprojekten gearbei-
tet wurde, hat unserer Kulturre-
gion frischen Wind gegeben. Nun 
müssen wir uns genau anschau-
en, wo wir anknüpfen und welche 
Projekte in der Region trotzdem 
weitergeführt werden.“

Mehr Gewicht auf  
Kunst und Kultur

Prof. Dr. Hans-Joachim Wag-
ner, Leiter des Bewerbungsbü-
ros, sagt zum Ausscheiden Nürn-
bergs: „Ich bedauere sehr, dass 
Nürnberg die Ernennung zur Kul-
turhauptstadt Europas nicht ge-
glückt ist. Ich habe diese Stadt 
kennen und lieben gelernt und 
sehe in ihr nach wie vor großes 
Potenzial. Der immense Einsatz, 
den die Menschen in der Stadt 
und der Region für die Kultur-

hauptstadt gebracht haben, ist 
aber nicht umsonst gewesen. 
Wichtige Impulse wurden ge-
setzt und es hat ein Umdenken in 
Hinblick auf Kunst und Kultur in 
Nürnberg und der Region begon-
nen. Mit dem nun in Kraft tre-
tenden ‚Plan B‘ werden die ent-
scheidenden Prozesse in Zukunft 
fortgesetzt. Sei es die Internati-
onalisierung der Kunst- und Kul-
turszene, seien es internationale 
Kunstprojekte oder die Erschlie-
ßung neuer Räume für künstleri-
sche Produktion: Nürnberg geht 
in jedem Fall mit neuen Perspek-
tiven aus dem Bewerbungspro-
zess hervor.“

Der Bewerbungsprozess hat in 
Nürnberg und der Metropolregi-
on große Dynamik entwickelt. In-
novative Projekte wurden ange-
stoßen und neue interdisziplinä-
re Netzwerke haben sich gebil-
det. Zahlreiche Projekte wurden 
mit dem Rückenwind der Bewer-
bung auf den Weg gebracht und 
sollen weiterverfolgt werden. 
Dazu zählen insbesondere nach-
haltige Strukturprojekte.

• KongresshalleKongresshalle: Im Torso der 
Kongresshalle auf dem ehemali-
gen Reichsparteitagsgelände soll 
ein Teilstück für Kunst und Kultur 
nutzbar gemacht werden. Diese 
Nutzung ermöglicht die zukunfts-

orientierte Weiterentwicklung 
der erinnerungskulturellen Ar-
beit Nürnbergs. Mit Beteiligung 
von Kunst- und Kulturschaffen-
den konnte eine umfassende Be-
darfsanalyse bereits erfolgen. 
2021 wird in einem partizipati-
ven Prozess die detaillierte Kon-
zeptentwicklung beginnen.

• Haus des Spielens: Im Peller-
haus entsteht ein internationales 
Zentrum der Spielkultur, das die 
Entwicklung des Spielens insbe-
sondere in der digitalen Dimensi-
on fortschreibt. Ziel ist kein klas-
sisches Museum, sondern ein 
GamesLab, ein Ort für Würfel 
und Joysticks, für Konferenzen, 
Hackathons, gemeinsames Spie-
len und spannende Experimen-
te. Der hierfür nötige Ausbau des 
Gebäudes wird 2021 in Angriff 
genommen.

• Weiterentwicklung der Kul-
turläden: Die Nürnberger Kultur-
läden sind weit über die Stadt hin- 
aus bekannt und sollen nun für 
das Publikum der Zukunft neu 
gedacht und konzeptionell mit 
den Bewohnerinnen und Be-
wohnern vor Ort weiterentwi-
ckelt werden. Das Pilotvorhaben 
„KommVorZone“ ist seit kurzer 
Zeit in der Nürnberger Südstadt 
angelaufen.

• The Garage Project; die 
Nürnberg2025-Initiative für die 
Kultur- und Kreativwirtschaft: 
In einem mehrstufigen Prozess 
wird die Alte Feuerwache 1 zum 
Ort für digitale Transformation 
in Unternehmen der Kultur- und 
Kreativwirtschaft und für die 
Entwicklung neuer Geschäftsmo-
delle, mit einem Fokus auf Medi-
en, Design und Digitales.� r

„Leuchtende Beispiele“ 
für die Region

Umweltfreundliches Bauen mit Grüner Hausnummer belohnt

Seit 1999 gibt es im Landkreis Amberg-Sulzbach die Grüne Haus-
nummer. Mehr als 80 Nummernschilder wurden seitdem verlie-
hen, bei der aktuellen Sitzung des Umwelt- und Nachhaltigkeits-
ausschusses des Landkreises Amberg-Sulzbach wurde diese Zahl 
um sechs Haushalte erweitert.

Familie Geppert (Ebermanns-
dorf), zweimal Familie Wenk-
mann (Hohenkemnath/Ursen-
sollen), Familie List/Meuler-List 
(Hahnbach), Familie Meier/
Schober (Hahnbach) und Fami-
lie Steindl (Hohenburg) erhielten 
die Auszeichnung für ihr umwelt-
freundliches, nachhaltiges, ener-
gieeffizientes und ökologisches 
Bauen, Wohnen und Handeln. 
Unter anderem, weil sie ökolo-
gische Baustoffe verwenden, Re-
genwasser auffangen und Was-
ser schonen, Lebensräume für 
Insekten schaffen oder auf Pho-
tovoltaik setzen.

Auszeichnung als Ansporn

Hierdurch sind sie Vorbilder 
eines umweltbewussten Agie-

rens in unserem Landkreis, lobte 
stellvertretender Landrat Stefan 
Braun das Engagement der Preis-
träger. „Ein nachhaltiger Lebens-
stil beginnt in den eigenen vier 
Wänden“, so Braun. Zudem soll 
die Auszeichnung auch ein An-
sporn sein, dass möglichst vie-
le Haushalte im Amberg-Sulzba-
cher Land diesen „leuchtenden 
Beispielen“ folgen.

Auch künftig wird die Grüne 
Hausnummer verliehen. Interes-
sierte Häuslebauer oder Haus-
besitzer können Informationen 
und die Bewerbungsunterlagen 
beim Zentrum für erneuerba-
re Energien und Nachhaltigkeit 
in Ensdorf anfordern oder auf 
der ZEN-Homepage unter www.
zen-ensdorf.de/gruene-haus-
nummer.html herunterladen.� r

Gemeinsam mit dem Vorsitzenden des ZEN-Fördervereins, Flori-
an Junkes (1.v.li.) überreichte der stellvertretende Landrat Stefan 
Braun (4.v.li.) die Grünen Hausnummern an (v.li.) Tobias List, Konrad 
Meier, Anneliese Wenkmann (in Vertretung ihres Sohnes Andreas), 
Alfred Steindl und Hans Wenkmann. Familie Geppert bekommt die 
Hausnummer zu einem späteren Zeitpunkt ausgehändigt. 
	 Bild: Christine Hollederer

Homeoffice und Datenschutz  
sind gefragte Themen

1. Bayerisch-Tschechischer BusinessTalk mit 120 Teilnehmern
Freyung. Der Bayerisch-Tschechische Unternehmertag, der sich 
immer größerer Beliebtheit unter deutschen wie tschechischen 
Firmen erfreut und der im März hätte stattfinden sollen, musste 
wegen Corona ausfallen. Doch Jaroslava Pongratz, die Netzwerk-
managerin Bayern-Böhmen und Christina Tanosova, die neue Ge-
schäftsführerin des Niederbayern-Forums hatten bereits ein al-
ternatives Ass im Ärmel;  denn sie wollten ohnehin die Themen 
Datenschutz und Homeoffice und was es dabei in Deutschland 
und Tschechien zu beachten gilt, demnächst aufgreifen. 

„Wir dachten uns, das passt 
jetzt gut in die Zeit und haben uns 
für ein Online-Format entschie-
den“, so Pongratz. Der 1. Baye- 
risch-Tschechische Business- 
Talk war geboren. Das Webi- 
nar ging via Zoom-Konferenz 
über die Bühne. „Technisch ein-
wandfrei“, freut sich die Netz-
werkmanagerin der Europare- 
gion Donau-Moldau, die zusam-
men mit dem Niederbayern-Fo-
rum den Talk organisierte.

120 Teilnehmer verfolgten 
die Fachvorträge von deutschen 
und tschechischen Experten, die 
ganz einfach mit einem Klick für 
den Zuhörer simultan übersetzt 
wurden. Den Anfang machten 
Thomas Greiner und Nadja-Ma-
ria Becke von der „aigner busi-
ness solutions GmbH“ in Hut- 
thurm. Sie gingen auf die The-
men IT-Sicherheit im Home- 
office ein – eine Herausforde-
rung sowohl für die Arbeitge-
ber wie die Arbeitnehmer. Wäh-
rend der Corona-Zeit waren die 
Aufsichtsbehörden recht nach-
sichtig, wenn Firmen angesichts 
der rasanten Umstellung noch 

nicht alle Sicherheitsaspekte 
berücksichtigt hatten. Ihr Ap-
pell an die Firmen war, sich nun 
schnellst möglichst intensiv um 
diese Themen zu kümmern, be-
sonders wenn die Beibehaltung 
von Homeoffice-Plätzen geplant 
sei. Vor allem der Schutz perso-
nenbezogener Daten stehe da-
bei im Mittelpunkt, aber auch 
der Schutz der eigenen Firma 
vor Cyberangriffen von außen.

Eva Herufek von der interna-
tional tätigen Anwaltskanzlei 
„Tschöpl & Partner“ mit Haupt-
sitz in Prag erörterte auf die Da-
tenschutzgrundverordnung der 
EU. Da die Tschechen ein Anpas-
sungsgesetz zur DSGVO erlassen 
haben, gibt es einige wichtige 
Unterschiede zwischen Deutsch-
land und Tschechien, was die 
Umsetzung der Verordnung an-
belangt. Zuletzt gab der Pas-
sauer Rechtsanwalt Stefan Loe- 
bisch Einblicke in das Daten-
schutzrecht an der Schnittstelle 
zum Wettbewerbsrecht. Er hob 
hervor, dass derzeit noch eini-
ge rechtliche Fragen offen sei-
en – etwa, ob auch Mitbewerber 

(auf der Grundlage des Wettbe-
werbsrechts) Verstöße gegen 
die DSGVO abmahnen können 
oder nur die zuständigen Be-
hörden. „Doch selbst wenn es 
nur über den Umweg der daten-
schutzrechtlichen Aufsichtsbe-
hörden läuft, rate ich allen Fir-
men, lieber das strenge, grau-
same deutsche Recht zu beach-
ten“, so der Fachanwalt. Ärger 
drohe immer, wenn die DSGVO 
nicht eingehalten werde. Da sich 
immer häufiger tschechische Fir-
men an ihn wenden, die „scho-
ckiert über die Komplexität des 
deutschen Rechts und die har-
ten Strafen sind“, sei er hochmo-
tiviert gewesen, diesen Vortrag 
beim 1. Bayerisch-Tschechischen 
BusinessTalk zu übernehmen.

Die Teilnehmer richteten wäh- 
rend des Webinars ihre Fragen 
an Jaroslava Pongratz, die im An-
schluss an geklärt wurden. „Wir 
haben viel positives Feedback 
bekommen“, freut sich die Netz-
werkmanagerin, die sich bestä-
tigt fühlt, dass die Themen dies- 
und jenseits der Grenze die Fir-
men beschäftigen. Deshalb wird 
der BusinessTalk im YouTube 
Netzwerkmanagement Bayern 
und unter www.niederbayern.
de veröffentlicht. Im kommen-
den Jahr soll das Format fort-
gesetzt werden – wann und wie 
der Bayerisch-Tschechische Un-
ternehmertag stattfinden kann, 
ist derzeit noch offen. � – ml –

http://www.zen-ensdorf.de/gruene-hausnummer.html
http://www.zen-ensdorf.de/gruene-hausnummer.html
http://www.zen-ensdorf.de/gruene-hausnummer.html
http://www.niederbayern.de
http://www.niederbayern.de
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Vorschau auf GZ 22
In unserer Ausgabe Nr. 22, die am 19. November 2020 
erscheint, behandeln wir folgende Fachthemen:
•	 Kommunale Energiethemen
•	 Dienstleistungen für die Kommunalverwaltung
•	 Schulungen für kommunale Entscheider
•	 Ausstattung und Einrichtung kommunaler Gebäude
•	 Sicherheit · Arbeitsschutz · Brand- und Katastrophenschutz
•	 Freizeitanlagen · Tourismus

Beilagenhinweis
Dieser Ausgabe liegt unser Sonderdruck Wasserkraft bei. 
Wir bitten um freundliche Beachtung. 	 r

Diskuti eren Sie kommunale 
Themen direkt mit Personen, 
die ähnliche Herausforderungen
meistern. 

www.anmelden.gemeindezeitung.bayern

Das GZ-Netzwerk

 Abzeichen

 Energiedienstleistung

Bau

Fahnenmasten / Fahnen

Gebäudedienstleistungen

Kommunalfahrzeuge

Für jeden der richtige Unimog.
Bei Ihren Profis in der Region.

Henne Nutzfahrzeuge GmbH 
85551 Heimstetten, www.henne-unimog.de

Carl Beutlhauser Kommunal- und Fördertechnik GmbH & Co. KG 
93095 Hagelstadt, www.beutlhauser.de

Wilhelm Mayer GmbH & Co. KG Nutzfahrzeuge 
89231 Neu-Ulm, www.wilhelm-mayer.com

Carl Beutlhauser Kommunaltechnik GmbH & Co. KG 
95326 Kulmbach, www.beutlhauser.de

Ing. Kurt Herold GmbH & Co. KG 
97076 Würzburg, www.kurt-herold.de

KLMV GmbH 
95145 Oberkotzau, www.klmv.de
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Gebäudedienstleistungen

Ihr zuverlässiger Partner
für die Gebäudereinigung

seit 1910

Für Sie vor Ort: 
86356 Neusäß ▪ 90427 Nürnberg

www.pp-service.com

ERLUS AG
Hauptstraße 106
D-84088 Neufahrn/NB 
T 08773 18-0
F 08773 18-113
www.erlus.com

ERL15086_Kontaktdaten_67x20mm.qxp_Layout  15.12.15  1    

www.fahnen-koch.de   info@fahnen-koch.de

F a h n e n  K o c h
Thüringer Fahnenfabrik GmbH
Q u e r s t r a s s e  8
9 6 4 5 0  C o b u r g
Tel.: 09561-5527-0 
Fax: 09561-552723

www.fahnen-koch.de   info@fahnen-koch.de

F a h n e n  K o c h
Thüringer Fahnenfabrik GmbH
Q u e r s t r a s s e  8
9 6 4 5 0  C o b u r g
Tel.: 09561-5527-0 
Fax: 09561-552723

Kommunale IT

www. .de

erdgas-schwaben.de

 Ihre Ansprechpartnerin für Anzeigen: 

MONIKA STEER
Telefon 08171.9307-12

steer.monika@gemeindezeitung.de

Ihre Ansprechpartnerin für Veranstaltungen:

THERESA VON HASSEL
Telefon 08171.9307-10

hassel.theresa@gemeindezeitung.de

Hydraulik Hochdruckreinigung

Hydraulische Hochdruckwasserpumpen, Straßen- und Rohrreinigungs-
anlagen, Generatoren, Kompressoren, Schweißgeräte, Magnet-
anlagen, Vibrationspumpen, Staubbindungssysteme, Tauchpumpen, 
Bohrflüssigkeitspumpen

 PT-Hydraulik Vertrieb OHG
Untereggstr. 15 · 86971 Peiting · Tel. +49 88 61/24 69-100

info@pt-dynaset.de · www.pt-dynaset.de

Bay. Gemeindezeitung
Eintrag Lieferanten-Nachweis 2020

Rubrik: Multifunktionale Wärmerückgewinnung
1 sp. x 115 mm

•  Ersatzleistung für Heizkessel, Kältemaschine und
 Rückkühlwerk
•  Kurze Amortisation, sicherer Betrieb
•  Keimfreie Rückgewinnung - hygienisch einwandfrei
• Neubau oder Sanierung im Bestand
• Wegfall von Rückkühlwerken möglich
 (siehe 42. BImSchV)

SEW® GmbH  |  47906 Kempen  |  Tel. 02152 91560
www.sew-kempen.de

Vorbildprojekte in Bayern (Auswahl):
Augsburg: Klinikum • Aschaffenburg: Fachhochschule • Bamberg:
Klinikum • Bayreuth: Klinikum • Ingolstadt: Saturn Arena • München:
Baureferat, Dt. Flugsicherung, Klinikum Großhadern, Muffathalle,
O2-Tower, The Charles Hotel, TUM, Villa Stuck • Murnau: BG 
Unfallklinik • Regensburg: Universität • Schweinfurt: Leopoldina-
Krankenhaus • Würzburg: Universität • div. Polizeistationen etc.

Kosteneinsparung 
und Energiewende 
unter einem Dach

GSWT®

mit der Wärme- /
Kälterückge-
winnung von 
SEW® für Ihre 
Lüftungs- und 
Klimaanlagen
(ab 3.000 m3/h Luftleistung)

 Multi funkti onale
Wärmerückgewinnung

Recyclingbaustoff e
Etschel Brunnenservice GmbH  - Rudolfstr. 112  -  82152 Planegg

Tel.: +49 (0) 89 420 496-51  -  Fax: +49 (0) 89 420 496-55  -  info@etbs.de

Brunnensanierung /
Brunnenregenerierung 

LASSEN SIE UNS DER FORSTWIRTSCHAFT 
EINE ZUKUNFT GEBEN
Windenergieprojekte generieren verlässliche  
Einnahmen für den anstehenden Waldumbau.  
Sie möchten uns Ihre Forstfläche für Windenergie- 
projekte verpachten? Melden Sie sich. 
juwi AG · Simone Brunswig · 06732/9657-2328 ·  
energieprojekte@juwi.de · www.juwi.de 

Erneuerbare Energien

Kommunale Fachmedien

Wegweisend bei Wissen.
Öffentliche Verwaltungen erhalten komplette 
Lösungen zum Beschaffen, Verwalten und 
Nutzen von digitalen und gedruckten Medien.

www.schweitzer-online.de

Kommunale 
Immobilienentwicklung

Sitzmöbelhersteller

 Noti fy-Newslett er
Aktuelle Infos über kommunale 
Neuigkeiten mit unserem Noti fy-
Newslett er – direkt auf Ihr Handy. 

www.baustoffrecycling-bayern.de

Am Gewerbering 23 • D-84069 Schierling
Tel: 09451 9313-0 • www.fahnen-koessinger.de

Fahnen
Maste
Roll-Ups
Bekleidung 
uvm.

 Gewerbebau

Maschinenhallen . Technikräume . Wertstoffhöfe . 
Mehrzweckhallen . Sporthallen . Kindergärten 
Herstellung im eigenen  
Werk in Massing

Fertigteilbau in Holz und Beton 

Laumer Bautechnik . 84323 Massing . Tel.: 087 24 / 88-0 . www.laumer.de

GZ auf folgenden 
Social Media Kanälen:

Weihnachtsbeleuchtung

bahnhofstraße 8
91233 neunkirchen a. sand
telefon: 09123/99 812 99
telefax: 09123/99 812 98
deko-jochum@t-online.de

www.deko-jochum.de

L I E F E R A N T E N N A C H W E I S GZGZ

Informati onssicherheit / 
Datenschutz

Abonnieren Sie unseren 
KOSTENFREIEN NEWSLETTER: 

www.gemeindezeitung.de/newslett er

Oberbürgermeister Christian Schuchardt gemeinsam mit einer 
Delegation der Schülerfirma „Care to go“. 	 Bild: Georg Wagenbrenner

Schülerfirma besucht Oberbürgermeister: 

Handreinigungsgel, das Gutes tut
In Corona-Zeiten etwas Gutes tun“, so lautet das Motto der Schü-
lerfirma „Care to go“ der Fachakademie für Ernährungs- und Ver-
sorgungsmanagement der Klara-Oppenheimer-Schule in Würz-
burg. Unterstützt und gefördert wird die Firma von JUNIOR – Ein 
Schülerfirmenprogramm des Instituts der deutschen Wirtschaft 
Köln JUNIOR gGmbH.

Ziel der Schülerfirma ist es, 
mit ihrem Produkt, einem hygi-
enischen Handreinigungsgel, die 
Welt ein kleines bisschen besser 
zu machen. Unter vielen wei-
teren positiven Gesichtspunk-
ten ist dieses Gel vegan, enthält 
kein Mikroplastik und ist tier-
versuchsfrei. Außerdem koope-
riert „Care to go“ mit Share, ei-
ner deutschen Konsumgüter-
marke mit Produkten in den Be-
reichen Lebensmittel, Getränke 
und Körperpflege, und spendet 
mit jedem verkauften Handrei-
nigungsgel für Hygienepakete 
für Flüchtlingsfamilien in Flücht-
lingslagern in Bangladesch.

Das Konzept der Schüler über-
zeugte schon einige Kommissi-

onspartner. In Würzburg kann 
man das Handreinigungsgel im 
Edeka Trabold, im Kupsch in der 
Domstraße und im Burkardus-
haus für 3,95 € pro Tube erwer-
ben.

Bevor jedoch Geld verdient 
werden kann, wird Startkapital 
benötigt. Dieses soll durch den 
Verkauf von 90 Anteilscheinen 
zu je zehn Euro erreicht werden. 
Auch Oberbürgermeister Chris-
tian Schuchardt überzeugte das 
Konzept. Er erwarb einen Anteil-
schein der Schülerfirma.

Beim Besuch im Rathaus wur-
de dieser durch die Verantwort-
lichen überreicht und das Kon-
zept der Schülerfirma kurz vor-
gestellt. � Chiara Wischer

Neuwahlen beim Städtetag in Mittelfranken 
In der Bezirksversammlung Mittelfranken des Bayerischen Städ-
tetags wurde am 22. Oktober 2020 in Erlangen der Erste Bürger-
meister Karl-Heinz Fitz, Gunzenhausen, zum Bezirksvorsitzenden 
der kreisangehörigen Verbandsmitglieder in Mittelfranken ge-
wählt. Fitz tritt als Bezirksvorsitzender die Nachfolge des Ersten 
Bürgermeister a. D. Alfons Brandl, Herrieden, an, der nun Abge-
ordneter im Bayerischen Landtag ist. Oberbürgermeister Dr. Flo-
rian Janik, Erlangen, wurde als Bezirksvorsitzender der kreisfrei-
en Verbandsmitglieder in Mittelfranken wiedergewählt.

Die Vorsitzenden der Bezirks-
versammlung üben ihr Amt 
gleichberechtigt aus: Ein Ober-
bürgermeister einer kreisfreien 
Stadt und ein Stadtoberhaupt ei-
ner kreisangehörigen Stadt oder 
Gemeinde stehen gleichberech-
tigt an der Spitze. Die Bezirks-
vorsitzenden sind Ansprechpart-
ner für die Mitglieder im Regie-
rungsbezirk und sie repräsentie-
ren den Verband bei regionalen 

Anlässen. In jedem der sieben 
Regierungsbezirke im Freistaat 
Bayern treffen sich die Mitglie-
der des Bayerischen Städtetags 
zweimal pro Jahr. Behandelt 
werden regionalspezifische An-
liegen und aktuelle kommunal-
politische Grundsatzfragen. Die 
Gremien des Bayerischen Städ-
tetags werden jeweils nach den 
allgemeinen Kommunalwahlen 
alle sechs Jahre neu gebildet. �r
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Von einer touristischen Werbemaßnahme über den technischen  
Fortschritt bis zur wirtschaftlichen Entwicklung einer Region

Dass bayerische Kommunen Wasserkraft nach wie vor als ökologisch und ökonomisch sinnvolle Energiequelle verstehen, hat 
Großweil in der Nähe des Kochelsees bewiesen. Unterstützt durch die Gemeindewerke Garmisch-Partenkirchen und einen 
privaten Investor entstand an der Loisach ein modernes, fischfreundliches Schachtkraftwerk. Die Inbetriebnahme dieser 
Anlage hätten wir gerne mit unserem 8. Bayerischen WasserkraftForum gewürdigt. Mit einem Besuch des nahegelegenen 
Walchenseekraftwerks hätten wir so unseren Besuchern neueste Technik und Wasserkraftpionierleistung gemeinsam prä-
sentiert. Leider hat uns das derzeitige Virusgeschehen einen Strich durch die Rechnung gemacht. Wir mussten die Veranstal-
tung absagen. Einen Wasserkraft-Sonderdruck halten Sie heute trotzdem in den Händen, denn das Thema hat viele 
berichtenswerte Facetten. Ein paar davon dürfen wir Ihnen in dieser Sonderausgabe präsentieren.

Passion für Wasserkraft

Die Ammer-Loisach-Energie beispielsweise lud – nur ein 
paar Kilometer von Großweil entfernt – zufällig am Vortag 
der geplanten und dann abgesagten Veranstaltung zu ei-
nem Spatenstich für ein neues, kommunales Wasserkraft-
werk an der Halbammer ein. Der regionale Energieversorger 
ist ein Zusammenschluss aus zehn Gemeinden (Bad Bayer-
soien, Saulgrub, Bad Kohlgrub, Schwaigen, Eschenlohe, 
Grainau, Oberau, Ettal, Oberammergau, Unterammergau) 
und dem Energieversorger Energie Südbayern. Das Gelän-
de für die neue Anlage stellen Bayerische Staatsforsten 
und die Gemeinde Saulgrub. In der Nähe befindet sich das 
historische Wasserkraftwerk Kammerl. Oberammergaus 
Bürgermeister Andreas Rödl berichtete, dass Kammerl ei-
gentlich den Strom hätte liefern sollen, mit dem die Gäste 
im Jahr 1900 per Bahn zu den Passionsspielen kommen 
sollten. Aber das Kraftwerk war nicht rechtzeitig fertig ge-
worden.
	 Für die Idee, die Bahn mit Strom statt mit Dampf zu be-
treiben, soll Thomas Cook verantwortlich gewesen sein, 
der so den Tourismus (und damit auch die technische und 

wirtschaftliche Entwicklung) in der Region ankurbeln woll-
te. Aufgrund verschiedenster technischer Schwierigkeiten 
fuhr die Bahn aber erst ab 1905 elektrisch von Murnau 
nach Oberammergau. Trotzdem ist diese Strecke weltweit 
die erste, die mit einphasigem Wechselstrom betrieben 
wurde. Das Wasserkraftwerk Kammerl zählt heute deutsch-
landweit zu den bedeutendsten Denkmälern für erneuer-
bare Energien.
	 „Wasserkraftwerke werden in Bayern nicht oft gebaut, 
obwohl sie ein Zukunftsthema mit langer Tradition sind“, 
erläuterte der Geschäfts-
führer der Ammer-
Loisach-Energie, 
Oberammergaus
ehemaliger 

V.l.: Rupert Speer, Bürgermeister Saulgrub; Arno Nunn, Geschäftsführer Ammer-Loisach Energie; 
Landrat Anton Speer, Landkreis Garmisch-Partenkirchen und Andreas Rödl, Bürgermeister Oberammergau.               Foto: CH

DOKUMENTATION IM INTERNET
Die Beiträge aus dem Sonderdruck stehen auch im 

GZ-Netzwerk unter www.anmelden.gemeindezeitung.bayern 

zum Download in der Gruppe „Wasserkraft“ bereit.

TERMINHINWEIS8. BAYERISCHES WASSERKRAFTFORUMam 16.09.2021www.bayerisches-wasserkraftforum.de

http://www.anmelden.gemeindezeitung.bayern
http://www.bayerisches-wasserkraftforum.de
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Bürgermeister Arno Nunn. „Dieses neue Kraftwerk an der 
Halbammer dient dem Klimaschutz und der Wertschöp-
fung vor Ort, denn mit den Bauarbeiten werden regionale 
Firmen beauftragt.“ Das Wasserkraftwerk soll ab Ende 2021 
mit einer Leistung von 135 KW jährlich etwa 500.000 KWh 
Ökostrom erzeugen – genug, um den Jahresverbrauch von 
etwa 300 Haushalten zu decken. Landrat Anton Speer 
wünschte dem Projekt den verdienten Erfolg und bekräftig-
te das Bekenntnis des Landkreises Garmisch-Partenkirchen 
zur Wasserkraft: „Circa 10 Prozent der Energie im Landkreis 
wird mit Wasserkraft erzeugt und wir sind auf der Suche 
nach weiteren Möglichkeiten.“
	 Da die Halbammer wegen Hochwasserschutzmaßnah-
men sowieso nicht durchgängig ist, hält sich der ökologi-
sche Eingriff in Grenzen. Sollte sich an der Durchgängigkeit 
etwas ändern, müssten auch am Kraftwerk entsprechende 
Maßnahmen nachgerüstet werden.
	 Die Begeisterung für Energie aus Wasserkraft war bei 
den zahlreich anwesenden kommunalen Vertretern deut-
lich spürbar. Saulgrubs Bürgermeister, Rupert Speer, be-
richtete über technische Visionen, die das Ammertal schon 
früh beflügelten: „Als selbst in Berlin noch die Gaslaternen 

leuchteten, gab es im Bereich des Kraftwerks Kammerl 
schon elektrisches Licht.“ Vom neuen Kraftwerk erhofft sich 
die Gemeinschaft jetzt Synergieeffekte. Mit dem e-ALOIS, 
dem eCarsharing-Programm der Ammer-Loisach Energie, 
sind erste Ideen, den klimafreundlichen und CO2-freien 
Strom zu nutzen, auch schon in der Umsetzung.
	 Vielleicht bekommt die Bayerische GemeindeZeitung 
doch noch eines Tages die Gelegenheit das Bayerische 
WasserkraftForum in oder um Großweil abhalten zu dür-
fen, um gute Beispiele vor Ort und Lösungsmöglichkeiten 
im Bereich der Wasserkraft zu präsentieren. Wir haben den 
16 September 2021 für die nächste Veranstaltung einge-
plant, aber wir brauchen wohl einen größeren Veranstal-
tungsort. Das Freizeitheim in Großweil wäre in Laufnähe 
zum Kraftwerk gewesen, aber für unsere Anforderungen – 
momentan – leider zu klein.
	 Wenn Sie sich schon jetzt mit Wasserkraft-Interessier-
ten vernetzen wollen, dann registrieren Sie sich im GZ-Netz-
werk unter www.anmelden.gemeindezeitung.bayern und 
treten Sie der Gruppe Wasserkraft bei. Wir freuen uns auf 
den Austausch. Hoffentlich sehen wir uns in naher Zu-
kunft wieder. 

Die zwei bestimmenden Themen 
unserer Tage sind die sogenannte 
Corona-Krise und die schon etwas 
länger diskutierte Klima-Krise. 
Letzterer wollen wir in Deutsch-
land mit einer Energiewende be-
gegnen, an der sich der Rest des 
Universums unausweichlich ein 
Beispiel nehmen muss, denn wie 
stellte Ex-Umweltminister Jürgen 
Trittin 2004 fundamental fest: „Es 

bleibt dabei, dass die Förderung erneuerbarer Energien einen 
durchschnittlichen Haushalt nur rund 1 Euro im Monat kostet - so 
viel wie eine Kugel Eis.“ 

So kleidete dieser Politiker sein ideologisches Wunschden-
ken, seine Behauptung und sein Gesetzeskonstrukt in ein 
Umfeld, das er den Bürgern als Wahrheit verkaufte. Bei 
dieser Gelegenheit erinnere ich gerne an die Uhrzeitum-
stellung am 6.4.1980, die ein messbares Instrument zur 
Energieeinsparung sein sollte, was sich allerdings als Rohr-
krepierer herausstellte.
	 Heute kostet die Umverteilung von arm nach reich per 
EEG (Erneuerbare-Energien-Gesetz) -Umlage (2020: 6,756 
ct/kWh zuzgl. MwSt.) jeden Stromkunden bei einem durch-
schnittlichen Stromverbrauch von 3.000 Kilowattstunden 
pro Jahr gut 17 Euro (zuzgl. MwSt.) im Monat (das sind bei 
derzeitigen durchschnittlichen Eiskugelkosten von einem 
Euro pro Kugel gut 17 Kugeln. Mit der Apanage eines 
Ex-Bundesministers und für den guten Zweck ist das sicher-

lich ein Leichtes zu stemmen, für Geringverdiener und 
Hartz IV-Empfänger ist das eher eine unsägliche Belastung.
	 Und in Sachen CO2-Einsparung sieht es ja bekannterma-
ßen eher mau aus, wobei von den Regenerativ-Lobbyisten 
mit Verve und Medienhilfe massiv bestritten wird, dass das 
irgendetwas mit einer Energiewendepolitik zu tun hat, die 
stets den zweiten Schritt vor dem ersten macht.
	 Dazu stellt Dr. Rupert Pritzl vom Bayerischen Wirtschafts-
ministerium sinnigerweise fest, dass die deutsche Klima- 
politik auf dem EEG basiert. Das EEG aber ist nach Ansicht des 
Sachverständigenrats1 teuer und ineffizient und trägt fast 
nichts zur erwünschten Verringerung der CO2-Emisisonen bei. 
	 Inzwischen gibt es einen „Wildwuchs“ unterschiedlicher 
Steuern, Abgaben und Umlagen, der eine wirksame Kli-
mapolitik verhindert. Um dem entgegenzuwirken, sollte 
die Klimapolitik als internationales Koordinationsproblem 
erkannt und behandelt werden. In Deutschland ist ein Stra-
tegiewechsel in Richtung Kosteneffizienz, Technologieof-
fenheit und einer stärkeren Förderung von Forschung und 
Entwicklung erforderlich. 
	 Dass wir eine ökologisch vertretbarere Energiebedarfs-
deckung brauchen, die aber auch sozialverträglich und  
ökonomisch verantwortbar bleiben muss, ist unbestritten. 
Allein die Herangehensweise an das Wie ist allerdings gera-
de auch bei uns in Deutschland eher von politischem 
Wunschdenken als von nüchternem, an Fakten und Natur-
gesetzen der Physik orientiertem Handeln geprägt.
Mit der Obszönität der wirtschaftlichen Stärke und über-
voller Kassen (vor Corona) hat sich Deutschland ohne Not 
oder aus Lust am Untergang auf die Astspitze seines  

Physikalische Grundkenntnisse 
sollten das politische Handeln prägen
Echte Energiewende gelingt nicht in der Kristallisation politischen Wunschdenkens

Kommentar zur deutschen Energiepolitik | Anne-Marie von Hassel 

Anne-Marie von Hassel

1 S. 39ff  https://t1p.de/kptd

http://27.Juli
http://www.anmelden.gemeindezeitung.bayern
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starken (Energie-) Baumes gesetzt und mit Wollust begon-
nen, eben diesen Ast der gesicherten, autarken Energiever-
sorgung am Baumstamm abzusägen.
	 Als Ersatz hat man sich, vermeintlich dem Wahlvolk- 
willen gehorchend, aber eher auf Umfragewerte und Medi-
enkampagnen schielend, der sogenannten Energiewende 
verschrieben, die da heißt: 
	 Abwicklung einer gesicherten und bezahlbaren Grund-
last-Energieversorgung, Umbau zu einer ausschließlich vo-
latilen (Wetter und Tageszeit abhängigen), unsicheren und 
letztendlich vom Wohlwollen der europäischen Atom-Part-
ner abhängigen Energieversorgung. 
	
Ist man boshaft, wenn man derartiges Vorgehen als deut-
schen Energie-Imperialismus bezeichnet? 
	 Unsere Nachbarländer werden ungefragt gezwungen, 
die Auswüchse unserer Energiewende zu ertragen. Um grö-
ßere Schäden in ihren eigenen Energienetzen zu vermei-
den, müssen sie unseretwegen erheblichen zusätzlichen 
technischen Aufwand betreiben. Unsere Nachbarn im Wes-
ten wie im Osten mussten teure Phasenschieber errichten, 
damit die deutsche Ökostromflut (oftmals zu Unzeiten) 
nicht deren Stromnetze kollabieren lässt.
	 Eine rühmliche Ausnahme bilden unsere österreichi-
schen Freunde, die sich dank großer (Pump-) Speicherkraft-
werke gegen ein entsprechendes Salär bereitfinden, zum 
Beispiel den überbordenden Sonnenstrom in Bayern, der 
an arbeitsfreien Tagen schon mal dem ungeregelten Ein-
speisen von mehr als 10 Kernkraftwerken mit über 13.000 
Megawatt entspricht, in ihren Speicherseen zu bunkern, 
um ihn dann abends bzw. an Werktagen oder bei unsonni-
gem Wetter für Apothekenpreise uns wieder zur Verfügung 
zu stellen.
	 Ich darf betonen, es geht nicht darum, die fossile und/
oder atomare Energieversorgung eines hochindustriali- 
sierten Landes zu zementieren; aber immerhin verdankte 
Deutschland seinen Reichtum vor allem seiner starken Wirt-
schaft, die immer auf eine hochqualitative, unterbrechungs-
freie, unabhängige Energieversorgung angewiesen war. 

Das scheint obsolet – ist es aber nicht. Vielmehr geht es 
doch darum, außerhalb politischer Instrumentalisierung 
vernunftbetont und faktenorientiert Schritt für Schritt eine 
ökologisch vertretbarere Energieversorgung (Deutschland 
4.0) aufzubauen. Aus meiner Sicht könnte hier – neben den 
hochvolatilen Energiequellen Sonne und Wind – eine acht-
same und nachhaltige Nutzung der Wasserkraft ebenso wie 
der Aufbau einer Wasserstoffwirtschaft einen spürbaren 
und deutlichen Beitrag zu einer CO2-armen und sicheren 
Energieversorgung leisten.
Die deutsche CO2-Bilanz pro Kopf ist viel zu hoch, aber was 
wir durch teilweise diskutierte Deindustrialisierung, durch 
Abschalten der Grundversorgung aus Kohle, Gas und Atom 
bezogen auf die CO2-Bilanz weltweit einsparen, bewegt 
sich im Promillebereich und ist für die Rettung der Welt 
komplett irrelevant. 

Letztendlich bleibt der Appell,

•	 politisches Wunschdenken und Taktieren hintanzustellen,
•	 naturgesetzliche Einflüsse auch bei der Elektrizitäts- 

Versorgung zu berücksichtigen, 
•	 den von gewinnmaximierenden Lobbyisten lautstark  

geforderten, ungehemmten Zubau von Leistung aus  
Wind- und Photovoltaik-Kraftwerken zu bremsen und  
dessen Rendite-Garantien in vernünftige, markt- 
orientierte Bahnen zu lenken

•	 lösungsorientiert an einer menschen- und umwelt- 
verträglichen Energieversorgung Schritt für Schritt  
gemeinsam und international zu arbeiten 

•	 den erhobenen deutschen Zeigefinger gegenüber  
dem Rest der Welt wieder einzuklappen 

•	 sich angesichts nach wie vor exponentiell steigender 
Bevölkerungszahlen in den Rest der Menschheit  
hineinzuversetzen 

•	 und den Wunsch dieser Menschen nach  
ausreichend Energie zu respektieren 

•	 bzw. ihnen zu helfen. Oberlehrerallüren sind  
dabei fehl am Platz. 

Energie für heute  
und morgen
Mein GünstigStrom –  

 100 % aus Wasserkraft

Echt fair für Ihre Zukunft

erdgas-schwaben.de

http://27.Juli
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Das weltweit erste Schachtkraftwerk, das seit Jahresanfang in 
Großweil im Landkreis Garmisch-Partenkirchen in Betrieb ist, 
hat die erste Million Kilowattstunden CO2-freien Strom pro-
duziert. Auch mehrere Hochwasser hat die Pilotanlage mit 
der von einem Team der Technischen Universität München 
entwickelten Wasserkraft-Technologie bereits standgehalten. 
„Wir sind sehr zufrieden mit den ersten Betriebsmonaten“, 
sagt Günther Rösch, Technischer Leiter der Gemeindewerke 
Garmisch-Partenkirchen. „Wenn das Schachtkraftwerk in die-
sen schwierigen Umgebungsbedingungen funktioniert, dann 
funktioniert es überall.“ 

Der neue Kraftwerkstyp wurde nach einer Idee von Dipl.- 
Ing. (FH) Albert Sepp von diesem und Professor Peter 
Rutschmann am Lehrstuhl für Wasserbau und Wasserwirt-
schaft an der TU München entwickelt. Mit finanzieller Un-
terstützung des Freistaats Bayern wurde es an einem 
bestehenden Querbauwerk in Form einer Rauen Rampe an 
der Loisach errichtet. Nachdem der erste Antrag auf ein 
konventionelles Buchtenkraftwerk an dem Standort abge-
lehnt worden war, entwickelten Rutschmann und Sepp das 
Schachtkraftwerk weiter, mit dem ein Folgeantrag gestellt 
wurde. Die innovative Technologie erfüllte die strengen 
ökologischen Kriterien. 

Gemeinde Großweil durch Schachtkraftwerk fast CO2-neutral 

Unterstützung fand das Vorhaben durch die oberbayerische 
Gemeinde Großweil, die mit ihren rund 1.400 Einwohnern 
durch das Wasserkraftwerk rechnerisch fast CO2-neutral ist. 
Die Kommune schloss sich mit den Gemeindewerken Gar-
misch-Partenkirchen und der Kraftwerk Farchant, A. Poettin-
ger & Co. KG zusammen. Sie gründeten die Wasserkraftwerk 
Großweil GmbH für die Finanzierung, den Bau und Betrieb 
der Anlage. 
	 Die Wasserkraftanlage mit einer maximalen Ausbauleis-
tung von ca. 420 kW wird rund 2,5 Mio. kWh Strom pro 
Jahr produzieren. Die erste Turbine ging Ende Januar in 
Betrieb, die zweite drei Wochen später. Zwei Monate dau-
erte die Testphase. „Jetzt lernen wir die Anlage im Dauer-
betrieb kennen“, sagt Markus Poettinger von Kraftwerk 
Farchant, der die Anlage technisch überwacht und für die 
optimale Steuerung sorgt. Die beiden Turbinen werden 
derzeit mit maximal 380 kW im Parallelbetrieb gefahren. 

Die Stromerzeugung von einer Million Kilowattstunden im 
ersten halben Jahr entspricht seinen Erwartungen. 

Barrierefreier Strömungsweg – Turbinen arbeiten unter Wasser
 
Für das Schachtkraftwerk muss der Flusslauf nicht umge-
baut werden. Stattdessen wird vor dem bestehenden Wehr 
ein Schacht in das Flussbett eingebaut. In Großweil sind es 
zwei Schächte mit jeweils einer Turbine und einem Gene-
rator, die unter der Wasseroberfläche arbeiten und nicht 
sichtbar sind. „Das Wasser fließt durch eine großflächige 
horizontale Rechenebene in die Schächte zu den Turbinen, 
wodurch eine anspruchsvolle Anströmungsqualität mit ge-
ringen Fließgeschwindigkeiten geschaffen wird“, erläutert 
Albert Sepp, Leiter des abgeschlossenen Forschungsvorha-
bens, die Besonderheiten des Schachtkraftwerks. „In Kom-
bination mit der stauhaltenden, multifunktionalen und 
vertikal beweglichen Verschlusstafel mit permanenter 
Über- und Durchströmung wird ein barrierefreier Strö-
mungsweg gewährleistet, der von den Fischen für einen 
gefahrlosen Abstieg genutzt wird.“ 
	 Darüber hinaus lassen sich Hochwasser, Treibholz und 
Geschiebe effizient abführen, da im abgesenkten Ver-
schlusszustand eine mächtige Überfallströmung mit großer 
Spülwirkung generiert wird und durch die Restenergie 
auch im Unterwasser Ablagerungen vermieden werden. 

Horizontaler Rechen schützt Technik und Fische 

Die besondere Anordnung der Rechengitter stellt tech-
nisch und fischbiologisch eine Innovation dar. Zudem ist 
der Rechen durch die 2 cm großen Abstände der Metallstä-
be ohnehin von Fischen kaum passierbar. Zahlreiche Un-
tersuchungen an der Versuchsanstalt in Obernach haben 
bereits gezeigt, dass die meisten Fische über den Schacht 
schwimmen. Ab Mitte September 2020 werden in der Pilot-
anlage in Großweil weitere Untersuchungen im Rahmen 
eines fischökologischen Monitorings durchgeführt. Zusätz-
lich wurden zu beiden Seiten Fischwanderhilfen gebaut. So 
ist die Anlage für Fische in beide Richtungen durchgängig.  

Ökologische Wasserkraft: 
So funktioniert das neue Schachtkraftwerk
https://youtu.be/2neTrcoUV-8

Weltneuheit Schachtkraftwerk produziert 
erste Million KWh klimafreundlichen Strom

Foto: Frank Becht / TU München

Seit Anfang des Jahres ist 
das Schachtkraftwerk in 
Großweil in Betrieb. 

http://27.Juli
https://youtu.be/2neTrcoUV-8
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Mit der Instandhaltung und Reparatur alter Anlagen wer-
den kostbare Ressourcen geschont und ungewollte Emissi-
onen verhindert. Zudem tragen wir durch die Verlängerung 
der Lebensdauer eines Generators zur Verbesserung der 
Rentabilität des Kraftwerks bei und stärken damit die er-
neuerbaren Energien.

Wir bieten Ihnen folgende Leistungen 
für Ihre Generatoren und Motoren:

Zustandserfassung, Wartung, Neublechung und Neuwick-
lung von Stator und Rotor, auch Teilreparaturen der Wick-
lungen vor Ort, Reinigungen der Wicklungen vor Ort, 
Überarbeitung von Erregermaschinen, Lagertausch, Wuch-
ten und Betriebswuchten an eingebauten Maschinen, Vor-
fertigung von Rotorwellen und Neubelegen von Kollektoren, 

Neuaufbau von Schleifringkörpern, Einbau von Thermo-
fühlern in Wicklungen und zur Lagerüberwachung, Anbau 
von Klemmkästen, Leistungserhöhung z.B. durch Erhöhung 
der Isolationsklasse, Modernisierung und Wirkungsgrad-
verbesserungen.
	 Gerade beim Betrieb von elektrischen Maschinen lassen 
sich viele Ausfallzeiten vermeiden, wenn alle Möglichkei-
ten der Wartung ausgeschöpft werden. 

Für Stellantriebe bieten wir einen kompletten Service der 
bekanntesten Hersteller, wie z.B. Auma. 

Weitere Informationen finden 
Sie unter: www.amserv.de. 
Wir freuen uns auf Sie.

AMServ Wasserkraft

Advertorial

Reparatur, Instandhaltung und Optimierung der elektrischen Maschinen von Wasserkraftwerken im In- und Ausland ge-
hören seit Jahrzehnten zu unserer Kompetenz. Wir, von der AMServ-Service-Dienstleistungsgruppe, sind Ihre Ansprech-
partner, wenn es um den effektiven Betrieb, Zustandserfassung, Wartung, Reparatur und Neulieferung von elektrischen 
rotierenden Maschinen aller Art geht. Wir sind die Spezialisten, die Ihre Komponenten auf Herz und Nieren prüfen, eine 
Fehleranalyse durchführen und anschließend kompetent instand setzen. Wir sind herstellerunabhängig tätig. Schnell,  
effizient, qualitäts- und umweltbewusst, in Deutschland und im Ausland!

http://27.Juli
http://www.amserv.de
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„Wir sind fassungslos ob der einseitigen Darstellung und 
der pauschalen Schuldzuweisung durch den WWF“, kom-
mentiert Fritz Schweiger, 1. Vorsitzender der Vereinigung 
Wasserkraftwerke in Bayern (VWB) e.V, die Studie „Lasst 
den Flüssen ihren Lauf“. Der „Hintergrundbericht zum Zu-
stand der Fließgewässer in Bayern“ wurde im August der 
Öffentlichkeit vorgestellt. Auf Basis dieser Studie fordert 
der WWF den Stopp des Neubaus von Wasserkraftwerken 
und den Rückbau bestehender Anlagen. „Nicht nur basiert 
diese Forderung auf falschen Ausgangsvoraussetzungen 
und Interpretationen, es ist auch eine sehr kurzsichtige For-
derung mit Blick auf den Naturschutz in Zeiten des Klima-
wandels“, ergänzt Hans-Peter Lang, Vorstandsvorsitzender des 
Landesverbandes Bayerischer Wasserkraftwerke (LVBW) eG. 
„Energieerzeugung aus Wasserkraft ist eine notwendige Säule 
des Klimaschutzes und sorgt dafür, dass die Lebensgrundla-
gen für Menschen und Tiere - auch für Fische - langfristig 
erhalten bleiben.“
	 In dieser ersten Stellungnahme zu der WWF-Studie wei-
sen die Bayerischen Wasserkraftverbände VWB und LVBW 
auf folgende Sachverhalte hin.

Nur 4.000 Wasserkraftwerke an 57.000 Querbauwerken  - 
Auch der Bayerische Staat ist in der Verantwortung

Als Fazit der Studie teilt der WWF in der Pressemitteilung 
vom 19.08.20 mit: „Knapp 57.000 Querbauwerke wie Ab-
stürze, Wehre und Staudämme zerschneiden Bayerns Flüs-
se. Nur 11 % dieser Barrieren sind ‚frei durchgängig‘, können 
also problemlos von Fischen überwunden werden.“

„Von diesen 57.000 Querbauwerken befinden sich lediglich 
an 4.000 von ihnen Wasserkraftanlagen“, stellt Fritz Schwei-
ger von der VWB klar. „Das ist ein Bruchteil, und außerdem 
sind viele von ihnen in den vergangenen Jahren ökologisch 
verbessert worden. Dazu sind wir schon allein aufgrund 
strenger gesetzlicher Auflagen verpflichtet.“ Die Wasser-
kraftanlagen könnten somit nicht die alleinige Ursache für 
die vom WWF konstatierte mangelhafte Qualität und 
Durchgängigkeit von 85 Prozent der bayerischen Flussge-
wässer sein, so Schweiger.
	 Rund 60 Prozent der Wasserkraftbetreiber, die Mitglied 
in den beiden Wasserkraftverbänden sind, haben in den 
vergangenen Jahren Maßnahmen zur ökologischen Auf-
wertung der Standorte durchgeführt, zum Beispiel, indem 
sie Fischtreppen gebaut haben.
	 Die übrigen Querbauwerke, immerhin rund 93 Prozent 
der Wehre in Bayern, befinden sich im Eigentum des Baye-
rischen Staates, fährt Schweiger fort. „Hier ist der Staat in 
der Verantwortung, für die Durchgängigkeit zu sorgen.“ 
Zudem wurden die Wehre nicht ohne Grund gebaut, son-
dern erfüllen wichtige Funktionen. Sie dienen beispiels- 

weise dem Hochwasserschutz und der Grundwasserstabi-
lisierung.

Unterschiedlichste Akteure verunreinigen Gewässer

Auf einen weiteren Sachverhalt weist Hans-Peter Lang vom 
LVBW hin: „Es gibt sehr viele, sehr unterschiedliche Umge-
bungsbedingungen, die einen negativen Einfluss auf die 
Wasserqualität haben“. Als Beispiele nennt er die Begradi-
gung von Flüssen, das Eintragen von diffusen Stoffen, Aus-
leitungen aus Kläranlagen und Reifenabrieb auf Straßen, 
die in Gewässer geschwemmt werden. Und nicht zuletzt 
verunreinigt und verstopft der Wohlstandsmüll, der achtlos 
weggeworfen wird, die Flüsse. „Man macht es sich sehr ein-
fach, wenn man nur den Wasserkraftanlagen die Schuld für 
alle Defizite in die Schuhe schiebt“, resümiert Lang.

Zudem wurden kaum neue Anlagen im Zuge der Energie-
wende gebaut. Wenn sich die Zustände der Flüsse in den 
vergangenen Jahren, wie vom WWF konstatiert, deutlich 
verschlechtert haben, so könne es kaum an diesen bis zu 100 
Jahren bestehenden Anlagen liegen. Denn im Jahr 1920 gab 
es noch rund dreimal so viele Wasserkraftanlagen wie heute.

Kleine Wasserkraft ist nicht klein - Kleine bayerische Anla-
gen decken Strombedarf aller Haushalte in der Oberpfalz
	
Der WWF kritisiert weiterhin den geplanten Ausbau der 
Wasserkraftleistung angesichts des Stromertrags. „Gerade 
einmal 1,5 % des bayerischen Stroms werden derzeit von 
den rund 4.000 Kleinwasserkraftwerken (Leistung < 1MW) 
erzeugt“, schreibt der WWF in der Pressemitteilung. „Die 
sogenannte Kleine Wasserkraft wird gern klein geredet - zu 
Unrecht“, kommentiert Fritz Schweiger von der Vereini-
gung Wasserkraftwerke in Bayern (VWB). „Immerhin erzeu-
gen die Anlagen über eine Milliarde Kilowattstunden Strom 
im Jahr. Damit kann rechnerisch der Strombedarf aller 
Haushalte in der Oberpfalz gedeckt werden. Darüber hin-
aus ist Strom aus Wasserkraftanlagen CO2-frei, er wird re-
gional erzeugt und vermeidet damit Energieverluste und 
trägt zur Stabilisierung örtlicher öffentlicher Stromversor-
gungsnetze bei.“
	 „Wir fordern eine sachliche Auseinandersetzung mit der 
Wasserkrafttechnologie und keine ideologiegetriebene 
Fehlinterpretation von Tatsachen, um eine für die Energie-
wende und den Klimaschutz notwendige Technologie zu 
verunglimpfen“, appellieren Fritz Schweiger und Hans-Peter 
Lang im Namen ihrer Verbände. „Umwelt- und Naturschutz 
muss langfristig zusammen mit dem Klimaschutz gedacht 
werden, und hierfür ist die Wasserkraft essenziell.“ 
Zur Pressemitteilung und Studie des WWF: 
https://bit.ly/37Q8N2i

Bayerische Wasserkraftverbände 
weisen WWF-Studie entschieden zurück

VWB e.V. und LVBW eG

Vereinigung Wasserkraftwerke in Bayern (VWB) e.V. und Landesverband Bayerischer Wasserkraftwerke eG üben 
scharfe Kritik an WWF-Studie „Lasst den Flüssen ihren Lauf“. In einem Hintergrundbericht zum Zustand der Fließge-
wässer in Bayern verurteilen sie den auf falscher Interpretation von Tatsachen basierenden Frontalangriff auf die für 
den Klimaschutz notwendige Wasserkraft-Technologie.  

http://27.Juli
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Turbine 2 aus 1948 lief bis 2017 bis auf kleinere Schäden und 
normalem Unterhalt fehlerfrei. 2017 bemerkte das Betriebs- 
personal, dass der in der Hohlwelle verbaute Hydraulikzylin-
der eine Leckage zwischen den Kammern hatte. Um den 
Fehler beheben zu können hätte die gesamte Turbine mit 
Getriebe zerlegt werden müssen. Die zu erwartenden hohen 
Kosten nahm die SÜC zum Anlass über eine Modernisierung 
der gesamten Turbine nachzudenken. Zusammen mit der Fa. 
Kochendörfer und der TU Graz wurde ein Konzept entwi-
ckelt, welches eine Verbesserung des Wirkungsgrades und 
damit der Jahreserzeugung von 12,8 % versprach. Das Saug-
rohr sollte unverändert bleiben. Der Leitapparat wurde ge-
neralüberholt. Der Turbinenläufer wurde gegen einen neuen 
strömungsoptimierten ausgetauscht. Auf Wunsch der SÜC 
prüfte Fa. Kochendörfer aus Pleystein, ob auch ein Vielpol- 
generator, ein sogenannter Permanent-Magnet-Generator 
(PMG), eingesetzt werden könnte. Die Entscheidung fiel auf 
einen 30 polpaarigen PMG der Fa. Oswald aus dem unter-
fränkischen Miltenberg, so dass die Generatordrehzahl 
gleich der Drehzahl der Turbine war. Der Vorteil ist, dass kein 
Getriebe mehr notwendig ist.
	 Im Juli 2018 wurde die Turbine, Getriebe und Generator 
zurückgebaut und der Leitapparat zur Überholung demon-
tiert. Nach der exakten Vermessung des Saugrohres und 
des Abschlusses des iterativen Berechnungsvorgangs des 

neuen strömungsoptimierten Läufers, konnte dieser zur 
Fertigung frei gegeben werden. Zwischenzeitlich wurden 
die Leitschaufeln, der restliche Leitapparat und der Turbi-
nendeckel überholt. 
	 Mit Verzögerung wurde Ende April 2019 die neue Turbi-
ne in Betrieb genommen. Im Mai erlaubte das Wasserdar-
gebot den ersten Test der neuen Anlage. Bereits jetzt kann 
gesagt werden, dass die berechneten Leistungswerte er-
reicht werden. 

Betreiber setzt auf Wasserkraft

Die SÜC (SÜC Energie und H2O GmbH) gilt seit circa 160 
Jahren als verlässlicher Energieversorger in der Region. 
Heute bietet das Unternehmen ein breites Spektrum von 
Service und Dienstleistungen für Strom, Erdgas, Fern-
wärme, Energiedienstleistungen, Wasser, Internet und 
Mobilität. Die SÜC betreibt mit dem KW Hausen seit der 
Inbetriebnahme 1934 auch ihr erstes Wasserkraftwerk. 
Um das Jahr 2000 erwarben die Coburger mit dem KW 
Kirschbaummühle am Schützenanger und dem KW Ober-
wallenstadt zwei weitere Wasserkraftwerke am Ober-
main. Damit versorgen die SÜC heute mit insgesamt 
rund 8 Mio. kWh circa 2.300 durchschnittliche Haushalte 
mit der Energie des Mains. 

Effizientere Turbine im 
Wasserkraftwerk Oberwallenstadt

SÜC Energie & H2O GmbH

Das Kraftwerk Oberwallenstadt im bayerischen Lichtenfels gibt es im seit 1922. Die 
Nutzung der Wasserkraft am Mühlbach lässt sich urkundlich bis 1242 zurückverfolgen. 
Der Fürstbischof zu Bamberg hatte einem Müller das Wassernutzungrecht für die so-
genannte Obermühle verliehen. Später entstanden mehrere Mahl- und Schneidmühlen an dem Mühlbach. Letztendlich ver-
äußerte der letzte Schneidmühlenbesitzer 1921 das Wasserrecht an den lokalen Energieversorger. Dieser errichtete in 1922 
das Wasserkraftwerk, in dem zwei doppelstöckige Francisturbinen eingebaut wurden. Bereits 20 Jahre später war die größe-
re Turbine so beschädigt, dass sie durch eine Kaplanturbine ersetzt werden sollte. Wegen der Kriegswirren gelang dies erst 
1948. Im Jahre 2000 übernahmen die SÜC Energie und H2O GmbH aus Coburg das Wasserkraftwerk. Die andere Turbine – 
Turbine 1- wurde bis 2006 eingesetzt und ab 2007 durch eine neue strömungsoptimierte Kaplanturbine ersetzt.

WASSERKRAFT
Ja bitte!

Wasserkraft – 
Bayerns erneuerbare 
Stromquelle Nr. 1

im Verband der Bayerischen 
Energie- und Wasserwirtschaft e. V. – VBEW 

www.wasserkraft-ja-bitte.com

Wir sind Partner: 
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Außenansicht WKW Oberwallenstadt.  Foto: SÜC Energie
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GESTALTER DER
ZUKUNFT
Du willst die Welt verändern? 
Du möchtest etwas bewegen? 
Du suchst einen #Beruf mit Sinn?

Werde #Gestalter der Zukunft! Werde #Bauingenieur!
Denn als Bauingenieur gestaltest du die Zukunft mit! 

Folge uns auf Instagram @bybauindustriebayern und informiere dich 
über die Chancen einer Karriere als Bauingenieur! #gestalterderzukunft
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